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1 Vorbemerkung 

Gemäß § 2a Baugesetzbuch (BauGB) ist dem Bebauungsplan im Aufstellungsverfah-

ren eine Begründung beizufügen. In ihr sind entsprechend dem Stand des Verfahrens 

die Ziele, Zwecke und wesentlichen Auswirkungen des Bebauungsplans und in dem 

Umweltbericht nach der Anlage 1 zum BauGB die aufgrund der Umweltprüfung nach  

§ 2 Abs. 4 BauGB ermittelten und bewerteten Belange des Umweltschutzes darzule-

gen. 

2 Planungsgegenstand 

2.1 Planungsanlass und Erfordernis 

Aufgrund der anhaltend dynamischen Bevölkerungsentwicklung, insbesondere im Um-

land von Berlin, steigt auch der Bedarf an sozialer Infrastruktur wie Schulen und Kin-

dergärten. Im Ergebnis des Kindertagesstättenbedarfs- und Schulentwicklungsplanes 

für den Landkreis Barnim (Planung 2022-2027) wurde insbesondere für den Raum 

Südbarnim ein Defizit an gymnasialen Angeboten ermittelt. Daher hat der Kreistag des 

Landkreises Barnim am 21.09.2022 (Beschluss Nr. 345-15/22) beschlossen, mehrere 

neue Standorte für Oberschulen und Gymnasien neu zu entwickeln. Im Rahmen dieses 

Schulneubauprogramms ist unter anderem geplant, auf einem im Eigentum des Land-

kreises stehenden Grundstück in der Gemeinde Panketal ein Gymnasium einschließ-

lich erforderlicher Sport- und Außenanlagen zu errichten. Der neue Schulstandort soll 

dem steigenden Bedarf an Schulplätzen Rechnung tragen. Zudem wird mit dieser 

Schule ein erweitertes Angebot für ein weiterführendes Gymnasium in der Gemeinde 

Panketal geschaffen. Das insgesamt etwa 8,1 ha große Grundstück zeichnet sich zum 

einen durch eine zentrale Lage und eine gute verkehrliche Anbindung aus. Insbeson-

dere liegt es nahe dem ÖPNV-Knotenpunkt „S-Bahnhof Zepernick“ mit den dortigen 
Busanbindungen und zentralen Einrichtungen (Rathaus). 

 

Zur Umsetzung dieser Planungsabsicht ist die Aufstellung eines Bebauungsplans er-

forderlich. Den Aufstellungsbeschluss hat die Gemeindevertretung am 29.03.2022 ge-

fasst. Im Vorfeld wurde ein städtebauliches Konzept entwickelt (Herwarth + Holz Pla-

nung und Architektur, 2022), mit dem die grundsätzliche Realisierbarkeit eines Gym-

nasiums mit Sportanlagen am gewählten Standort nachgewiesen wurde. Im Rahmen 

dieses städtebaulichen Konzeptes wurden erste Gestaltungsbeispiele erarbeitet und 

Nutzungsfunktionen beispielhaft auf dem Grundstück verteilt. Die Gestaltungsvorga-

ben fließen in die Festsetzungen des B-Plans ein. Der Bebauungsplan soll insgesamt 

flexibel gehalten werden, um auf die Ergebnisse der Hochbauplanung, die erst im 

Nachgang zum Bebauungsplanverfahren vorliegen werden, reagieren zu können. 

 

Zusätzlich zu den notwendigen Schulkapazitäten besteht der Bedarf an einer wett-

kampffähigen Sportanlage im südlichen Bereich des Kreises. Deswegen bestanden 

Überlegungen, im westlichen Teil des Plangebiets eine Sportanlage (Kampfbahn) Typ 

C zu errichten. Eine entsprechende Sportanlage war in den städtebaulichen Konzept-

varianten dargestellt und Bestandteil des Bebauungsplanvorentwurfs. Die parallel 

durchgeführten Prüfungen haben zu der Entscheidung geführt, aus wirtschaftlichen 

Gründen und aufgrund der schwierigen Bodenverhältnisse von der Planung der Kampf-

bahn abzusehen. Sie ist somit nicht mehr Gegenstand der Planung. 
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Der Bebauungsplan soll eine geordnete städtebauliche Entwicklung gewährleisten und 

die Erschließung des Vorhabens sichern. Im Rahmen des Planverfahrens soll der 

Nachweis erbracht werden, dass mit der beabsichtigten Entwicklung des Gebietes den 

Anforderungen des § 1 Abs. 5 und § 1a BauGB Rechnung getragen wird. 

2.2 Lage und Umgebung des Plangebietes  

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 35P „Lauseberg“ liegt im Ortsteil Ze-

pernick der Gemeinde Panketal. Die Gemeinde Panketal liegt nördlich von Berlin und 

grenzt direkt an den Berliner Bezirk Pankow an. 

  

Abb. 1: Lage im Gemeindegebiet Panketal OT Zepernick1 

Das Plangebiet ist nach Osten (Buchenallee), Süden (Robert-Koch-Straße) und Wes-

ten (Schönower Straße) durch bestehende Straßen begrenzt. Die angrenzenden Stra-

ßen werden jeweils bis zu ihrer Mitte in den Geltungsbereich des Bebauungsplans ein-

bezogen. Die Schönower Straße ist die Haupterschließungsstraße durch Zepernick. 

 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes umfasst eine Fläche von insgesamt ca. 

9,22 ha. Er besteht aus den folgenden Fluren und Flurstücken aus der Gemarkung 

Zepernick: Flur 3; Flurstücke 36, 38, 39/2, 2266, 2267, 2272, 2273, 1661 (teilw.), 1673 

(teilw.) und 2220 (teilw.). 

                                                
 

1 https://bb-viewer.geobasis-bb.de/ 

Kita „Traum-
schloss“ 

Heidewäldchen  

mit Teich 
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Nördlich des Plangebietes liegt das Gelände der „Kita Traumschloss“ mit dem umge-
benen Heidewäldchen. Das Heidewäldchen ist eine Waldfläche im Sinne des Waldge-

setzes des Landes Brandenburg (1,13 ha Forstfläche NEF52 gemäß Forstgrundkarte3). 

Das Heidewäldchen beinhaltet einen angelegten Rundweg sowie einen Teich. Das 

Wäldchen zeichnet sich vor allem durch seinen hohen Altbaumbestand und seine Ge-

staltung aus. Aktuell wird der Bereich mit einem Zaun vom Plangebiet getrennt. 

 

Südlich des Plangebiets, südlich der Robert-Koch-Straße bzw. östlich der Bebelstraße, 

liegt der Robert-Koch-Park, der in den 1990er Jahren als Parkanlage hergestellt wor-

den ist. 

Insgesamt ist das Plangebiet in die Siedlungslage von Panketal, Ortsteil Zepernick, 

eingebettet, welche überwiegend aus Ein- und Mehrfamilienhäusern in 1- bis 1 ½-ge-

schossiger Bauweise besteht. In Richtung des S-Bahnhofs befinden sich straßenbe-

gleitend zur Schönower Straße Mehrfamilienhäuser in dreigeschossiger Bauweise. 

 

Abb. 2: Lage des Plangebietes4 

Das Plangebiet liegt auf dem sogenannten „Lauseberg“, welcher durch ein bewegtes 

Relief und eine starke Höhenentwicklung gekennzeichnet ist. Das Plangebiet weist ein 

deutliches Gefälle von Nordwesten nach Südosten auf. Der Höhenunterschied beträgt 

etwa 6 m. Die Fläche wurde bisher intensiv landwirtschaftlich genutzt und ist in den 

Randbereichen, entlang der bestehenden Straßen, durch Alleebäume gekennzeichnet. 

                                                
2 NEF - Nicht eingerichtete Fläche, Waldflächen, die keiner taxatorischen Bearbeitung unterliegen, 

unabhängig davon, ob sie der Holzproduktion dienen oder nicht (vgl. Forstliche Nutzungsart).  
3 https://www.brandenburg-forst.de/LFB/client/ 
4 BB-BE DOP20c und WebAtlasDE Flex zzgl. Sen2Europe © GeoBasis-DE/LGB, dl-de/by-2-0 

Kita  

Wohn- 
gebäude 
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Zwischen den Alleebäumen und der Ackerfläche verlaufen zudem Entwässerungsmul-

den. Das nordwestlich gelegene Wohngrundstück (Flurstück 38, Buchenallee Nr. 97) 

liegt ebenfalls im Geltungsbereich des Bebauungsplanes, wobei die tatsächliche 

Grundstücksnutzung von der Flurstückssituation abweicht. Im Rahmen des Verfahrens 

erfolgt eine Bereinigung der Grundstücksverhältnisse, indem die Grundstücksnutzung 

an die Flurstücksgrenzen angepasst wird. 

Die nachfolgenden Fotos vermitteln einen Eindruck vom Plangebiet und seiner Umge-

bung (Aufnahmen im November 2022, Fotoarchiv Stadt Land Brehm). 

 

Abb. 3: Blickrichtung Schönower Straße mit Baum-

bestand und Versickerungsmulden. Im Hinter-

grund das Heidewäldchen mit bestehender Wohn-

siedlung. 

 

Abb. 4: Blick von der Schönower Straße in Rich-

tung Westen über die Ackerflächen. Links im Bild 

befinden sich die Wohnsiedlung entlang der Ro-

bert-Koch-Straße und rechts das Heidewäldchen.  

 

Abb. 5: Blick von der Buchenallee in Richtung Os-

ten. Links im Bild befindet sich die bestehende 

Wohnbebauung. 

 

Abb. 6: Blick von der Robert-Koch-Straße in 

Richtung Norden.  

Öffentlicher Verkehr 

Der S-Bahnhof Zepernick befindet sich in ca. 350 m Entfernung südöstlich des Plan-

gebiets. Im Zuge der Schönower Straße besteht Linienbusverkehr (Linien 868 und 

900), die Bushaltestelle „Am Heidehaus“ befindet sich etwa 200 m nördlich des Gel-

tungsbereichs. Die Haltestelle wird im 10-20-Minutentakt bedient. Weitere Bushalte-

stellen existierten in der Vergangenheit in der Robert-Koch-Straße und in der Bu-

chenallee, diese werden nicht mehr bedient. 



Bebauungsplan Nr. 35P „Lauseberg“ OT Zepernick – Panketal, Entwurf 

  Seite 11 von 153 

Im Zuge der Schulplanung wird es erforderlich, die Bushaltestelle „Am Heidehaus“ zu 
erweitern. 

2.3 Ziele der Planung  

Ziel der Planung ist es, Planungsrecht für ein Gymnasium zu schaffen. Geplant ist ein 

4-5-zügiges Gymnasium mit Mensa, Dreifeld-Sporthalle, Frischeküche sowie Sport- 

und Schulhofflächen für 900 Schülerinnen und Schüler. Die Gemeinde Panketal unter-

stützt die Planungsabsicht des Landkreises und hat daher die Aufstellung des Bebau-

ungsplans Nr. 35P „Lauseberg“ beschlossen, um die erforderlichen planungsrechtli-
chen Voraussetzungen zu schaffen. Bestandteil der Planung sind auch Ausgleichs-

maßnahmen (z. B. Baum- und Heckenpflanzungen), Grünverbindungen durch das Ge-

biet sowie Maßnahmen für die Niederschlagswasserversickerung und Regenwas-

sernutzung. 

2.4 Umweltbericht 

Gemäß § 2 Abs. 4 BauGB wird eine Umweltprüfung durchgeführt. Der Umweltbericht 

ist Bestandteil dieser Begründung, vgl. Kap. 8. 

2.5 Fachgutachten und Fachbeiträge 

Artenschutzbeitrag 

Im Rahmen des Verfahrens ist zu prüfen, ob nach Bundesnaturschutzgesetz ge-

schützte Tier- und Pflanzenarten sowie deren Fortpflanzungs- oder Ruhestätten bezie-

hungsweise Standorte im Plangebiet vorkommen und beeinträchtigt werden können. 

Diese Arten beziehungsweise deren Fortpflanzungs- oder Ruhestätten unterliegen den 

Vorschriften des § 44 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG). Auf der Ebene des Be-

bauungsplanes ist der Nachweis zu führen, dass die Umsetzung der Planung nicht an 

artenschutzrechtlichen Verbotstatbeständen scheitert. 

 

Ein Artenschutzbeitrag liegt vor. Die wesentlichen Ergebnisse werden im Umweltbe-

richt dargelegt. Es kann nachgewiesen werden, dass die Umsetzung der Planung mög-

lich ist, ohne dass gegen artenschutzrechtliche Verbotstatbestände verstoßen wird. Es 

sind bestimmte Maßnahmen erforderlich. Diese werden im Umweltbericht im Einzelnen 

erläutert. 

Verkehrsuntersuchung 

Zu diesem Bebauungsplan wurde eine Verkehrsuntersuchung erstellt. Darin werden 

das Verkehrsaufkommen der geplanten Nutzungen und die Auswirkungen auf das an-

grenzende Straßennetz prognostiziert. Anhand der Prognose wird die Leistungsfähig-

keit der angrenzenden Straßen und Knotenpunkte bewertet. Es wurde geprüft, ob Maß-

nahmen zur Verbesserung der verkehrlichen Situation erforderlich oder empfehlens-

wert sind (z. B. Maßnahmen an Knotenpunkten, Anordnung von Bushaltestellen oder 

Einrichtung von Querungshilfen). Nähere Ausführungen zum Verkehr sind Kap. 9.4 zu 

entnehmen. 

Schalluntersuchung 

In einer schalltechnischen Untersuchung wurden die Schallemissionen der Schul- und 

Sportnutzung prognostiziert. Aufgrund des Wegfalles der wettkampffähigen Sportan-

lage wird diese zum Planungsstand Entwurf nicht weiter betrachtet. Untersucht werden 
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außerdem die Verkehrslärmimmissionen, die von außen auf das Plangebiet einwirken. 

Die Ergebnisse werden in Kap. 7.4 erläutert. 

 

Bodengutachten 

Ein Bodengutachten liegt für das Plangebiet vor5. 

 

Entwässerungskonzept 

Die Entwässerungssituation im Plangebiet ist schwierig. Eine Versickerung ist aufgrund 

der Bodenverhältnisse nur stellenweise (insbesondere im Südosten des Geltungsbe-

reichs) möglich und auch der Einsatz von Rigolen ist aufgrund des hohen Grundwas-

serstandes problematisch. 

Ein Entwässerungskonzept ist erstellt worden. Dieses Konzept wird in Kap. 7.7 erläu-

tert. 

Gutachten zur Befreiung von den Verboten nach § 52 WHG (Wasserhaushaltsgesetz) 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans befindet sich vollständig in der Wasser-

schutzzone III A des Wasserschutzgebietes Zepernick. Die dazugehörige „Verordnung 
zur Festsetzung des Wasserschutzgebietes Zepernick“ enthält für die Zone III A unter 
anderem folgende Verbote: 

14. die Darstellung von neuen Bauflächen oder Baugebieten im Rahmen der vor-

bereitenden Bauleitplanung, wenn darin eine Neubebauung bisher unbebauter 

Gebiete vorgesehen wird, 

15. die Festsetzung von neuen Baugebieten im Rahmen der verbindlichen Bauleit-

planung, wenn dies zu einer Erhöhung der zulässigen Grundfläche im Sinne 

des § 19 Absatz 2 der Baunutzungsverordnung führt (…). 

Auch wenn der Bebauungsplan keine Baugebiete, sondern eine Gemeinbedarfsfläche 

festsetzt, führt er dennoch zu einer Erhöhung der zulässigen Grundfläche, weil das 

Gebiet bisher unbebaut ist. Hinsichtlich ihrer Auswirkungen ist die Gemeinbedarfsflä-

che daher einem Baugebiet gleichzusetzen. Daher ist die Festsetzung entsprechender 

Flächen zunächst unzulässig. Es bedarf eines Antrags auf Ausnahme von den betref-

fenden Verboten der Trinkwasserschutzzonen-Verordnung. 

Ein solcher Antrag ist von der Gemeinde am 19. August 2024 gestellt worden. Grund-

lage dieses Antrags bilden zwei Gutachten: 

 Gutachten zur Befreiung von den Verboten nach § 52 WHG (Wasserhaushalts-

gesetz)6. In diesem Gutachten wird der Nachweis geführt, dass die Schule ge-

baut und betrieben werden kann, ohne die Ziele der Trinkwasserschutzverord-

nung zu beeinträchtigen. 

                                                
5 WILAB Straßenbau- und Baustoffprüfung GmbH & Co.KG: Geotechnischer Untersuchungsbericht, 

Entwicklung des Schulstandortes „Gymnasium Panketal“. Eberswalde, März 2022 
6 Ingenieurgesellschaft Prof. Dr. Sieker mbH: Gymnasium Panketal - Gutachten zur Befreiung von 

den Verboten nach § 52 WHG. Hoppegarten, 3. Februar 2024 
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 Hydrologisches Gutachten Bebauungsplan 35P „Lauseberg“7. Dieses Gutach-

ten betrachtet insbesondere die Auswirkungen der Planung auf die Wasserbi-

lanz. 

Mit Bescheid vom 09. Dezember 2024 wurde dem Antrag stattgegeben und die Befrei-

ung mit einer Nebenbestimmung erteilt. Diese besagt, dass die Wasserbilanz des Plan-

gebiets im Zustand nach Errichtung der geplanten Bebauung um maximal 5 % von der 

ermittelten Wasserbilanz im unbebauten Zustand abweichen darf. 

Die Inhalte der Gutachten werden in Kap. 7.6 dargelegt. Die Festsetzungen des Be-

bauungsplans hinsichtlich der bebaubaren bzw. versiegelbaren Flächen werden so ge-

troffen, dass der Nebenbestimmung entsprochen wird. Beide Gutachten sind Anlage 

der Begründung. 

Der Befreiungsbescheid bezieht sich auf den Vorentwurf des Bebauungsplans. Im wei-

teren Verfahren bestand des Erfordernis, den Vorentwurf zu ändern, so ist beispiels-

weise die Fläche für Sport- und Spielanlagen weggefallen, auf der eine Sportanlage 

(Kampfbahn Typ C) geplant war. Im Rahmen einer Beratung am 15.07.2025 bei der 

Unteren Wasserbehörde hat diese bestätigt, dass eine Anpassung, Änderung der Be-

freiung nicht erforderlich ist, da auf eine bauliche Anlage (Wettkampfbahn Typ C) ver-

zichtet wird und somit weniger versiegelt wird als bisher von der Befreiung umfasst ist.  

  

                                                
7 Ingenieurgesellschaft Prof. Dr. Sieker mbH: Hydrologisches Gutachten Bebauungsplan 35P "Lau-

seberg". Hoppegarten, 15. August 2024 
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3 Verfahren 

3.1 Verfahrensverlauf 

Der Verfahrensablauf wird forstgeschrieben. 

3.1.1 Aufstellungsbeschluss 

In der Sitzung der Gemeindevertretung am 29.03.2022 wurden die Aufstellung des Be-

bauungsplanes (PV-11-2022) und die FNP-Änderung/ Teilfläche Lauseberg (PV-13-

2022) der Gemeinde Panketal beschlossen. Die Bekanntmachung über die Aufstellung 

des Bebauungsplans erfolgte im Amtsblatt Nr. 04 vom 30.04.2022. 

3.1.2 Bürgerinformation 

Auf einer Bürgerinformationsveranstaltung am 29.9.2022 wurde den Bürgern Gelegen-

heit gegeben, Anregungen und Hinweise zu dem geplanten Schulstandort abzugeben. 

Etwa 55 Bürger und Bürgerinnen waren anwesend. Anregungen von Bürgern betrafen 

insbesondere die folgenden Punkte: 

 Städtebau: Geschossigkeit/Anpassung der Bebauung an die Umgebung 

 Verkehr: Prüfung einer weiteren Geschwindigkeitsreduzierung auf den angren-

zenden Straßen, Charakter der angrenzenden Straßen als Spielstraßen be-

rücksichtigen, keinen zusätzlichen Verkehr in die Buchenallee ziehen. 

 Bedenken gegen die geplante wettkampffähige Sportanlage und deren Nut-

zung durch den Vereinssport – Heranrücken an die Wohnbebauung, Lärmbe-

lastung 

 Hinweis auf die problematische Entwässerungssituation des Grundstücks 

 Grünvernetzung durch das Gelände 

Diese Anregungen wurden in die weitere Planung einbezogen. 

3.2 Frühzeitige Beteiligung 

 Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 Satz 1 BauGB 

wurde vom 10.06.2024 bis einschließlich 04.08.2024 durchgeführt. 

 Die frühzeitige Beteiligung der von der Planung berührten Behörden und sons-

tigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB wurde vom 

27.05.2024 bis einschließlich 01.07.2024 durchgeführt. 

3.2.1 Thematische Zusammenfassung der abwägungsrelevanten Stellungnah-
men der Öffentlichkeit (frühzeitig) 

Im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit gingen 124 Stellungnahmen 

von Bürgern/Bürgerinnen ein. Sie betrafen im Wesentlichen die folgenden Themen-

schwerpunkte: 

1. Kritik an unzureichender Standortalternativenprüfung hinsichtlich des 

Schulneubaus und der wettkampffähigen Sportanlage. Es wird insbeson-

dere die Prüfung eines Alternativstandorts im Ortsteil Schwanebeck ge-

fordert. 
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Es wird kritisiert, dass die vorgenommene Standortalternativenprüfung unzulänglich 

sei. Alternativstandorte für den Schulneubau und für die wettkampffähige Sportanlage 

seien nicht hinreichend geprüft worden. Als mögliche Standortalternative wird insbe-

sondere ein Standort an der Zepernicker Straße im Ortsteil Schwanebeck genannt. 

Dieser liege außerhalb der Trinkwasserschutzzone, würde keine Konflikte hinsichtlich 

der Wasserschutzgebietsthematik auslösen und dadurch weniger Restriktionen unter-

liegen. Er sei auch wirtschaftlicher, da der Standort Lauseberg wegen der Lage in der 

Trinkwasserschutzzone baulich schlechter ausgenutzt werden kann und mit hohen 

Kosten hinsichtlich der Entwässerung verbunden ist. 

Es wird auch angeführt, dass die geplanten Außenanlagen mehr Fläche als nach Mus-

terfreiflächenprogramm erforderlich (Bedarf Kampfbahn Typ C) in Anspruch nehmen 

und der Standort. 

2. Verkehr: Unzureichende Betrachtung Fuß- und Radverkehr, unzu-

reichende Betrachtung des Busverkehrs, Überbewertung der S-Bahnan-

bindung  

Es wird eingewandt, dass das Verkehrsaufkommen aus den umgebenden Straßen 

nicht aufgenommen werden kann. Die Belange des Fuß- und Radverkehrs wurden 

nicht ausreichend betrachtet. Es wird eine Prognose für die zukünftigen Verkehrsmen-

gen von Fußgängern und Radfahrern auf der Robert-Koch-Straße für erforderlich ge-

halten. Darüber hinaus wird eine Untersuchung des Knotenpunktes Robert-Koch-

Straße/Bebelstraße verlangt. Es wird zudem ein Änderungsbedarf der Verkehrsflä-

chen, insbesondere im Bereich der Schönower Straße, gesehen. Kritisch wird die Fuß-

gänger- und Radfahrerführung im Bereich Knoten Schönower Straße/Robert-Koch-

Straße bewertet. 

Es wird kritisiert, dass der Busverkehr unzureichend betrachtet wurde und dass Flä-

chen für den Busverkehr innerhalb des Plangebietes nicht berücksichtigt wurden. Hin-

gegen spiele die S-Bahnanbindung keine wesentliche Rolle, da die Schüler weitgehend 

aus Panketal kommen würden. 

Darüber hinaus wurden Bedenken hinsichtlich des Stellplatzbedarfs der Schule und 

Sportfläche/Sozialgebäude, des Parkdrucks auf die umgebenden Straßen bei Sport-

veranstaltungen und der Anzahl der Fahrradstellplätze (300 zu wenig, 400 erforderlich) 

geäußert. 

3. Einwendungen gegen die Lärmbelastungen durch die geplante Wett-

kampfanlage, Schulnutzung und technischen Anlagen auf die umliegende 

Bebauung  

Es werden die Lärmschutzmaßnahmen kritisiert, die im Zusammenhang mit der ge-

planten Errichtung der Wettkampfbahn Typ C erforderlich werden (Lärmschutzwände 

von 3 - 4 m Höhe) im Bereich des Sportplatzes. Die Annahmen zur Sportplatznutzung 

(Nutzer- und Zuschauerzahl) werden angezweifelt.  

Es wird gefordert, dass der Lärm durch die Schule zu betrachten ist, unabhängig da-

von, dass er sozialadäquat ist (genannt werden Pausenlärm, Pausenzeichen, Musik 

auf Gymnastikwiese).  

Darüber hinaus wird eine Betrachtung der Auswirkungen der technischen Aggregate 

auf dem Dach der Schule gefordert. Bedenken bestehen zudem, dass durch die Schule 
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eine lärmtechnische Kesselwirkung entsteht. Es wird zudem kritisiert, dass der Stra-

ßenbelag (Bordschwellen, Aufpflasterungen) beim Verkehrslärm nicht mitberücksich-

tigt wurde. Darüber hinaus erfolgte der Hinweis, dass bereits durch den Bahnlärm zur 

Nachtzeit Lärmbelastung rund um die Uhr besteht. 

4. Einwendungen gegen die Planung hinsichtlich der Lage innerhalb der 

Trinkwasserschutzzone 

Es wird kritisiert, dass die Planungen gegen die Trinkwasserschutzzonen-Verordnung 

verstoßen. 

Es wird aufgeführt, dass die Planung negative Auswirkungen auf das Heidewäldchen 

(wird durch Schichtenwasser aus dem Lauseberg genährt) hat. 

Darüber hinaus werden die Berechnungen zur Überflutungsgefahr bei Starkregen – 
Ansatz 30-Jahresregen – als nicht ausreichend erachtet. Zudem wird die Datengrund-

lage zur Regenspende 1951–2000 als unzureichend gewertet. 

Es wird zu bedenken gegeben, dass eine Verunreinigung des Wassers durch Mikro-

plastik (Kunstrasen-Sportplatz) zu erwarten ist. 

5. Es bestehen Bedenken zum Baugrundgutachten und den Auswirkungen 

durch die Planung auf u. a. den Wasserhaushalt, Straßenbäume, Schich-

tenwasser 

Im Rahmen der Stellungnahmen wird kritisiert, dass die Auswirkungen der Bautätigkeit 

auf den Grundwasserhaushalt (Wasserhaltung, Spundwände, Grundwasserabsen-

kung, langfristige Auswirkungen auf den Wasserhaushalt) nicht ausreichend betrachtet 

wurden. 

Bedenken hinsichtlich notwendiger Grundwasserabsenkungen und daraus resultieren-

der Gefährdungen für die Straßenbäume. Bedenken hinsichtlich der Auswirkungen der 

Planung auf die umgebenden Gebäude (drückendes Schichtenwasser) wurden eben-

falls benannt. Es wird zudem kritisiert, dass der Baugrund ungeeignet ist und zu erheb-

lichen Mehrkosten führt. 

Zudem werden Konflikte mit den Vorgaben der TWSZ (z. B. bei Notwendigkeit Tief-

gründung) gesehen. Darüber hinaus bestehen. 

6. Kritik an der Betrachtung des Schutzgutes Klima und deren Auswirkung 

durch die Planung 

Es wurde die Kritik geäußert, dass im Umweltbericht das Schutzgut Klima und die Aus-

wirkung der Planung nicht ausreichend betrachtet wurden. Der Verlust der Kaltluftent-

stehungsfläche und Kaltluftschneise wird kritisch betrachtet. 

7. Kritik an der Eingriff-/Ausgleichsbilanzierung, Umweltbericht und den 

Auswirkungen der Planung auf die Naturschutzbelange sowie umliegen-

den Biotope 

In den Stellungnahmen wurde gefordert, dass die Ausgleichsmaßnahmen innerhalb 

des Plangebietes auszugleichen sind. Darüber hinaus sollen die Auswirkungen auf die 

umliegenden Biotopflächen (Faule Wiesen im Osten, Robert-Koch-Park im Süden) und 

Biotopvernetzungen (z. B. LSG „Westbarnim“ mit dem NSG „Faule Wiesen“ und Ver-
netzung Schönower Heide und Priesterwäldchen) untersucht werden. Ebenfalls wird 



Bebauungsplan Nr. 35P „Lauseberg“ OT Zepernick – Panketal, Entwurf 

  Seite 17 von 153 

eine ausführliche Betrachtung der Auswirkungen des Landschaftsbildes durch die 

Schule und die Wettkampfanlage (hier insbesondere Lärmschutzwände) gefordert. Kri-

tik wird zudem an den Ausführungen im Umweltbericht zum Thema Bodengutachten, 

Bodendenkmale, Schutzgut Mensch und bauzeitliche Auswirkungen geübt. Des Wei-

teren wird der Anteil der Dachbegrünung mit 30 % als zu gering bewertet. 

8. Einwendungen gegen die Untersuchungsergebnisse im Artenschutzbei-

trag 

Zum Thema Artenschutz wurden verschiedene Hinweise zu weiteren Vogelsichtungen 

gegeben. Hierbei handelt es sich unter anderem um Wildgänse (Rastplatz), Gartenrot-

schwanz, zwei Feldlerchenpaare westlich und östlich des Plangebiets (Höhe Menzel-

straße) und den Kranich. Es wird eine Betrachtung weiterer Brutvögel gefordert. 

Darüber hinaus sollen die Auswirkungen auf die Fledermauspopulation untersucht wer-

den. Darüber hinaus wurde die Frage gestellt, ob die Lurchwanderungen zwischen dem 

Gewässer Nord und dem Gewässer Robert-Koch-Park untersucht wurden. 

Mit der Bebauung des Lausebergs westlich des Plangebietes als Sportplatz wird der 

Grünzug/Biotopvernetzung für Fauna vollständig überbaut. Es wird kritisiert, dass bei 

einer großflächigen Flächenversiegelung des Lausebergs Brut- und Ruhezonen für Vö-

gel verloren gehen. Zerstörung der Biotopvernetzung des LSG „Westbarnim“ und des 
NSG „Faule Wiesen“ durch den Bau der Wettkampfsportanlagen. 

9. Forderungen und Hinweise zur Ver- und Entsorgung der Schule 

Es wird gefordert, dass die notwendigen Flächen für Anlagen der technischen Infra-

struktur im Plan festgesetzt werden, so wie es bei der Veröffentlichung erwähnt wurde. 

Darüber hinaus wird auf die problematische Wasserversorgung insbesondere bei Er-

richtung der Sportstätte hingewiesen. Gefordert wird außerdem, dass ein Schmutzwas-

serspeicher erforderlich ist. Es wird kritisiert, dass die negativen Auswirkungen der 

Wärmeversorgung durch ein BHKW auf die Anwohner hinsichtlich der Schutzgüter 

Klima und Umwelt, Lärm und Luft nicht betrachtet wurden. 

3.2.2 Thematische Zusammenfassung der abwägungsrelevanten Stellungnah-
men der Behörden und Nachbargemeinden  

 E.DIS GmbH/Netzgesellschaft Panketal GmbH 

Es ist ggf. die Errichtung einer oder mehrerer Ortsnetzstationen im Plangebiet erfor-

derlich. 

 Landkreis Barnim/Bauordnungs- und Planungsamt 

Es wurden Hinweise zur Überarbeitung von konkreten Festsetzungen gegeben. 

Hingewiesen wurde außerdem auf folgende Punkte: 

Lärmkonflikte, die mit der Sportanlage (Wettkampfbahn Typ C) verbunden sind, müs-

sen im Bebauungsplan gelöst werden. Mittlerweile hat sich der Vorhabenträger gegen 

die Berücksichtigung einer Wettkampfbahn Typ C im Plangebiet entschieden. Somit ist 

dieser Hinweis gegenstandslos. 

Die festgesetzten Grünflächen müssen aufgrund des hohen Versiegelungsgrade (5m 

breite Wege) als Verkehrsfläche festgesetzt werden. 
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Es ist keine Standortalternativenprüfung für das Gymnasium und die Wettkampfbahn 

Typ C nachgewiesen. 

 Landesbüro anerkannter Naturschutzverbände 

Die Verbände kritisieren die Errichtung des Gymnasiums und der Wettkampfbahn Typ 

C in der Wasserschutzgebietszone und befürchten Beeinträchtigungen der umgeben-

den Biotope (Robert-Koch-Park) durch Wegfall von Schichtenwasser. 

 

Es wird die Beeinträchtigung des Ortsbildes sowie des innerörtlichen Klimas befürchtet. 

Weiterhin wird betreffend der Arten Feldlerchen, Wiesenpieper sowie der Zug- und 

Rastvögel eine fachlich ungenaue Untersuchung bemängelt bzw. das Fehlen der ent-

sprechenden Kompensationsmaßnahmen. Die Zerschneidung des Biotopverbundes 

durch eine Bebauung auf dem Lauseberg wird kritisiert. 

 Eigenbetrieb Kommunalservice Panketal (EB)  

Die Trinkwasserversorgung ist für diese soziale Infrastruktureinrichtung gesichert. Die 

Schmutzwasserentsorgung muss mittels Drosselung und nächtlicher Ableitung erfol-

gen. Der EB stimmt sich dazu mit dem WAV Panke-Finow ab, da grundsätzlich Eng-

pässe in der Überleitung zum Klärwerk Schönerlinde bestehen. Die Bewässerung der 

Außenanlagen muss mittels Niederschlagswasser erfolgen, einer Trinkwassernutzung 

wird hier nicht zugestimmt.  

Es sind entsprechende Zisternen vorzusehen. Zur Grundwasserneubildung ist das Nie-

derschlagswasser auf der Fläche zu versickern bzw. sind die Vorgaben der Wasser-

schutzgebietsverordnung Zepernick zu beachten. 

 Landesamt für Umwelt/Immissionsschutz  

Lärmschutzkonflikte im Zusammenhang mit der geplanten Sportanlage (Kampfbahn 

Typ C) sind entsprechend der 18. BImSchV (Sportanlagenlärmschutzverordnung) im 

Bebauungsplan zu untersuchen und zu lösen, eine Verlagerung auf die Baugenehmi-

gung ist nur zulässig, wenn im Rahmen der Abwägung die Objektplanung schon so 

hinreichend genau ist, dass die Gemeinde die Folgen abschätzen kann. Derzeit ist dies 

nicht der Fall. Weiterhin sind weitere technische Anlagen, die der TA-Lärm unterliegen 

(Betrieb Küche/Mensa, Lüftungen etc.), nicht betrachtet. 

Mittlerweile hat sich der Vorhabenträger gegen die Berücksichtigung einer Wettkampf-

bahn Typ C im Plangebiet entschieden. Somit ist die Stellungnahme insoweit gegen-

standslos. 

3.2.3 Ergebnis der frühzeitigen Beteiligung der Träger öffentlicher Belange und 
der Öffentlichkeit 

Im Ergebnis der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung, infolge des Wegfalls der Fläche 

für Sport- und Spielanlagen sowie aufgrund weiterer Erkenntnisse aus dem Planungs-

prozess wurden insbesondere folgende Planänderungen vorgenommen: 

 Entfall der Fläche für Sport- und Spielanlagen, Neuabgrenzung der Gemeinbe-

darfsfläche 

 Anpassung der zulässigen GR an die Vorgaben des Befreiungsbescheids zur 

Trinkwasserschutzzone 
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 Abgrenzung der überbaubaren Grundstücksflächen innerhalb der Gemeinbe-

darfsfläche so, dass Flächen im Osten für Versickerungsanlagen freigehalten 

werden 

 Festsetzung von Grünflächen im Westen des Plangebiets als Ausgleichsflä-

chen, Überlagerung mit Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwick-

lung von Boden, Natur und Landschaft (Anpflanzung von Bäumen, Anlage einer 

Obstwiese) 

 Festsetzung von Fußwegen (Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung), 

die das Plangebiet in Nord-Süd- und Ost-West-Richtung durchqueren 

 Anpassung des allgemeinen Wohngebiets an der Buchenallee an die tatsächli-

che Grundstücksnutzung 

 Die Gutachten zu den Themen Schall, Verkehr und Entwässerung sind überar-

beitet und dabei an die teilweise geänderten Planungsziele angepasst worden. 

3.3 Förmliche Beteiligung 

Wird im weiteren Verfahren fortgeschrieben. 

 Die Gemeindevertretung hat am __. __. ____ den Entwurf des Bebauungspla-

nes Nr. 35P „Lauseberg“ mit Begründung gebilligt und zur Auslegung bestimmt. 

 Die von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Be-

lange wurden nach § 4 Abs. 2 BauGB mit Schreiben vom __. __. ____ zur Ab-

gabe einer Stellungnahme aufgefordert. 

 Der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 35P „Lauseberg“, bestehend aus der 
Planzeichnung und den textlichen Festsetzungen, sowie der Begründung wur-

den in der Zeit vom __.__.____ bis einschließlich __.__.____ im Internet veröf-

fentlicht. Zusätzlich konnten die Unterlagen während der öffentlich bekannten 

Dienstzeiten nach § 3 Abs. 2 BauGB eingesehen werden. Die Veröffentlichung 

wurde mit dem Hinweis, dass Anregungen während der Veröffentlichungsfrist 

von allen Interessierten schriftlich oder zur Niederschrift geltend gemacht wer-

den können, sind am __.__.____ durch Aushang in den Bekanntmachungskäs-

ten Schönower Straße 105, 16341 Panketal, Heinestraße 1, 16341 Panketal, 

Genfer Platz 2, 16341 Panketal, Hobrechtsfelder Dorfstraße vor der Hausnum-

mer 5, 16341 Panketal, ortsüblich bekannt gemacht. Der Inhalt der Bekanntma-

chung wurde am __. __. ____ zusätzlich ins Internet (www.panketal.de, Rubrik 

Bekanntmachungen) gestellt.  

3.3.1 Thematische Zusammenfassung der abwägungsrelevanten Stellungnah-
men der Öffentlichkeit aus der öffentlichen Auslegung. 

Wird im weiteren Verfahren fortgeschrieben. 

3.3.2 Thematische Zusammenfassung der abwägungsrelevanten Stellungnah-
men der Behörden und Nachbargemeinden aus der Beteiligung gemäß § 
4 Abs. 2 BauGB 

Wird im weiteren Verfahren fortgeschrieben.  
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4 Übergeordnete Planungen 

Im Folgenden werden die wesentlichen Inhalte übergeordneter Planungen wiederge-

geben, die im Bebauungsplan zu berücksichtigen sind. 

4.1 Landesentwicklungsplan (LEP HR) 

Der Landesentwicklungsplan Hauptstadtregion (LEP HR) konkretisiert als überörtliche 

und zusammenfassende Planung die Grundsätze der Raumordnung des LEPro 2007 

und setzt einen Rahmen für die künftige räumliche Entwicklung in der Hauptstadtre-

gion. 

Die in dem LEP HR enthaltenen Ziele (Z) und Grundsätze (G) sind für den Gesamtraum 

Berlin-Brandenburg verbindlich. Bauleitplanungen sind gemäß § 1 Abs. 4 BauGB an 

die Ziele der Raumordnung anzupassen, so dass Ziele verbindliche Vorgaben bilden 

und nicht der Abwägung unterliegen. Grundsätze der Raumordnung sind im Rahmen 

der Abwägung zu berücksichtigen. 

 

Die Verordnung über den LEP HR wurde für Brandenburg am 13.05.2019 bekannt ge-

macht und ist am 01.07.2019 in Kraft getreten. 

 

Der LEP HR sieht vor, die Siedlungsentwicklung auf Berlin und die Gemeinden des 

Berliner Umlandes mit leistungsfähiger Schienenanbindung zu konzentrieren. Der be-

treffende Bereich wird als „Gestaltungsraum Siedlung“ ausgewiesen. Siedlungsent-
wicklung soll sich darüber hinaus schwerpunktmäßig in den zentralen Orten des wei-

teren Metropolenraums vollziehen. 

Das Plangebiet ist Bestandteil des „Gestaltungsraums Siedlung“ (Z 5.6 des LEP HR). 
Es ist somit landesplanerisch für eine Siedlungsentwicklung vorgesehen. Zu einer 

Siedlungsentwicklung gehören zwingend auch die Wohnfolgeeinrichtungen wie Schu-

len und Sportstätten. 

 „Z 5.6 Schwerpunkte der Wohnsiedlungsflächenentwicklung 

(1) In Berlin und im Berliner Umland ist der Gestaltungsraum Siedlung der Schwerpunkt 

für die Entwicklung von Wohnsiedlungsflächen. Die Festlegungen Z 5.2, Z 5.3 und Z 

5.4 gelten innerhalb des Gestaltungsraumes Siedlung nicht.“ 

Abb. 7: Auszug LEP HR mit Lage des Geltungsbereiches (blauer Kreis) 
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Gemäß Grundsatz G 5.1 soll die Siedlungsentwicklung unter Nutzung von Nachver-

dichtungspotenzialen innerhalb vorhandener Siedlungsgebiete sowie unter Inan-

spruchnahme vorhandener Infrastruktur auf die Innenentwicklung konzentriert werden. 

 

„Mit dem wachsenden Wohnungsbau im Berliner Umland steigt auch die Anzahl neuer 

Schüler. Daher ist es notwendig, die Anzahl der Schulplätze zu erhöhen und den Schul-

ausbau bzw. Neubau voranzutreiben. Mit diesem Bebauungsplan soll die Möglichkeit 

geschaffen werden, weitere Schulangebote im gymnasialen Bereich bereitzustellen. 

Der Bebauungsplan überplant dabei innerörtliche Siedlungsflächen (Ackerflächen) und 

vermeidet damit den Eingriff in Außenbereichsflächen. 

Des Weiteren verfügt der gewählte Standort über eine gute Erschließung für den Kfz-

Verkehr und eine gute Anbindung an den ÖPNV. Der S-Bahnhof liegt ca. 300 m ent-

fernt und ist fußläufig gut zu erreichen. Dementsprechend wird dem Grundsatz der ver-

kehrssparenden Siedlungsstruktur entsprochen. 

Mit der vorliegenden Planung soll vor dem Hintergrund des Bevölkerungswachstums 

im Umland von Berlin, der damit verbundenen Notwendigkeit des Vorhaltens sozialer 

Infrastrukturen nachgekommen werden. Der Landkreis Barnim plant hierfür die Errich-

tung eines Gymnasiums in der Gemeinde Panketal im Ortsteil Zepernick.  

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans liegt nach der Festlegungskarte des LEP 

HR in dem Gestaltungsraum Siedlung, in dem nach Ziel 5.6 LEP HR die Entwicklung 

von Wohnsiedlungsflächen über die Eigenentwicklung hinaus möglich ist. Bei der Aus-

gestaltung des Gestaltungsraums Siedlung haben die Gemeinden jedoch große Spiel-

räume. Somit steht die Planung zur Errichtung eines 4-5-zügigen Gymnasiums mit 

Mensa, Dreifeld-Sporthalle, Frischeküche und Sport- sowie Schulhofflächen nicht im 

Widerspruch zu der landesplanerischen Zielsetzung für den Gestaltungsraum Sied-

lung. 

Die Belange der Raumordnung stehen derzeit nicht entgegen.“ 

(Stellungnahme Gemeinsame Landesplanungsabteilung vom 13.11.2024) 

4.2 Regionalplanung 

Die Gemeinde Panketal liegt im Zuständigkeitsbereich der Regionalen Planungsge-

meinschaft Uckermark-Barnim. In dem seit Ende 2020 rechtswirksamen sachlichen 

Teilregionalplan „Raumstruktur und Grundfunktionale Schwerpunkte“ wird die Ge-
meinde Panketal nicht als grundfunktionaler Schwerpunkt (Z 2.1) oder Mittelzentrum 

(L) festgelegt. 

Der integrierte Regionalplan ist am 23. Oktober 2024 in Kraft getreten und enthält somit 

rechtswirksame Ziele der Raumordnung. Das Plangebiet ist darin Bestandteil des „Vor-
behaltsgebiets Siedlung“ und damit für eine Siedlungsentwicklung vorgesehen. Den 

Zielen der Regionalplanung wird entsprochen. 

 

Die Regionale Planungsgemeinschaft Uckermark-Barnim hat im Rahmen der frühzei-

tigen Beteiligung mitgeteilt, dass keine Bedenken gegen die Planung bestehen.8 

 

 

                                                
8 Stellungnahme Regionale Planungsgemeinschaft Uckermark-Barnim vom 14.06.2024 



Bebauungsplan Nr. 35P „Lauseberg“ OT Zepernick – Panketal, Entwurf 

  Seite 22 von 153 

4.3 Landschaftsprogramm 

Das Landschaftsprogramm Brandenburg (MLUR 2000) gibt für das Plangebiet als Ent-

wicklungsziel vor: „Siedlung/Verbesserung der Umwelt- und Lebensqualität in den 

Siedlungsbereichen“. 

 

Schutzgutbezogene Ziele formuliert das Landschaftsprogramm für die Schutzgüter: 

 Arten und Lebensgemeinschaften: Sicherung störungsarmer Rückzugsgebiete 

für Flora und Fauna (Gewässer, Rohbodenbereiche, Trockenrasen, Vorwäl-

der); Erhalt der Sukzessionsdynamik in zentralen Teilbereichen 

 Boden: größere Siedlungsflächen 

 Wasser: Sicherung der Grundwasserbeschaffenheit in Gebieten mit vorwie-

gend durchlässigen Deckschichten 

 Klima/Luft: Größere Siedlungen (Wirkungsräume) 

 Landschaftsbild: Größere Siedlung, Landschaftsbild nicht bewertet. 

 Erholung: Entwicklung der siedlungsnahen Freiräume im Berliner Umland für 

die Naherholung; Erhalt der Erholungseignung der Landschaft in Schwerpunkt-

räumen der Erholungsnutzung; größere Siedlungsflächen 

4.4 Landschaftsrahmenplan Landkreis Barnim 

Der Landschaftsrahmenplan (LRP+) des Landkreises Barnim stellt eine Fortschreibung 

des LRP aus dem Jahr 1997 dar. Er liegt als Entwurf vor. 

 

„Er enthält eine umfassende Aktualisierung und zusammenfassende Darstellung von 
Bestand, Bewertung, Entwicklungszielen und Maßnahmen in Text und Karten. Der 

LRP+ beruht auf aktuellen Konzepten des Naturschutzes und des Ökosystemmanage-

ments und bereitet das Fundament für eine Naturschutzstrategie des Landkreises Bar-

nim.“ 

Ein wesentliches Ziel des Naturschutzes und der Landschaftspflege ist die dauerhafte 

Sicherung der biologischen Vielfalt, der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Natur-

haushalts und der Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie des Erholungswerts von Natur 

und Landschaft als Grundlage für Leben und Gesundheit des Menschen auch in Ver-

antwortung für die künftigen Generationen (§ 1 und 2 BNatSchG). Dazu werden mit 

Hilfe des Landschaftsrahmenplanes als Instrument des Naturschutzes für das Plange-

biet Ziele, Erfordernisse und Maßnahmen der Landschaftsplanung konkretisiert (§§ 9 

und 10 BNatSchG). (Landkreis Barnim, Landschaftsrahmenplan +, Stand Dez. 2018, 

vgl. Abb. 8 auf der folgenden Seite). 

Der LRP+ beinhaltet für das Plangebiet und dessen unmittelbare Umgebung die fol-

genden Entwicklungsziele und Maßnahmen: 

 Strukturreiche Laub- und Laubmischwälder mit heimischen Hauptbaum-

arten erhalten, dies betrifft Bereiche nördlich, außerhalb des Plangebiets). 

 Korridore mit natürlicher Vegetation zwischen Gehölzinseln und Wäldern etab-

lieren (Bereiche nördlich, überwiegend außerhalb des Plangebietes) 
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 Ökologisch nachhaltige Bewirtschaftung (v. a. Bodenschutz und Humusaufbau) 

betrifft den überwiegenden Teil des Plangebietes) 

 Baumreihen pflegen und erhalten (Baumreihen entlang der Schönower 

Straße und der Buchenallee) 

 Alleen pflegen und erhalten (Baumreihen entlang der Robert-Koch-Straße) 

 Bebaute Gebiete, Verkehrsanlagen, Sondergebiete ökologisch aufwerten und 

entwickeln (betrifft die Siedlungsgebiete angrenzend an den Bebauungsplan)9 

Auf die schutzgutbezogenen Aussagen wird im Umweltbericht näher eingegangen. 

Die Entwicklungsziele werden im Rahmen der Planung berücksichtigt, wenngleich nicht 

alle Maßnahmen umsetzbar sind. 

4.5 Flächennutzungsplan 

Der Flächennutzungsplan (FNP) der Gemeinde Panketal wurde mit Genehmigung vom 

24.09.2019 durch die Höhere Verwaltungsbehörde (Landkreis Barnim) rechtswirksam 

(Bekanntmachung im Amtsblatt 14/2019 vom 30.10.2019). Der Flächennutzungsplan 

stellt das Plangebiet als „Fläche für die Landwirtschaft“ dar. 

 

Abb. 8: Auszug aus dem Flächennutzungsplan mit Stand 2019  

Der Bebauungsplan kann nicht aus den Darstellungen des Flächennutzungsplans ent-

wickelt werden. Für die erforderliche planungsrechtliche Sicherung des Schulbauvor-

habens durch einen Bebauungsplan ist die Änderung des FNP erforderlich. Das Ver-

fahren wird gemäß § 8 Abs. 3 BauGB im Parallelverfahren zur Aufstellung des Bebau-

ungsplans durchgeführt. 

 

                                                
9 https://www.barnim.de/fileadmin/barnim_upload/67_Natur_und_Denkmalschutz/Landschaftsrah-

menplan/16-Entwicklungsziele_und_Ma%C3%9Fnahmen.pdf 
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Im Rahmen der 2. Änderung des Flächennutzungsplanes soll der Geltungsbereich im 

Wesentlichen als Fläche für den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung „Schule“ 
dargestellt werden (Farbe: violett). Die im Bestand vorhandene Wohnbebauung (Bu-

chenallee 97) wird als Wohnbaufläche (Fläche rot) ausgewiesen. Die übrigen Flächen, 

auf dem Ausgleich dienen, werden als Grünflächen mit überlagernder Darstellung als 

Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und 

Umwelt dargestellt, vgl. Abb. 9. Die 1. und 2. Flächennutzungsplanänderung mit Um-

weltbericht liegen jeweils als Vorentwurf vor (Stand 26.05.2023). Die frühzeitige Betei-

ligung zu den Vorentwürfen hat stattgefunden. 

 

Abb. 9: 2. Änderung des FNP Panketal mit Änderungsbereich, Stand Juni 2025  

4.6 Landschaftsplan 

Der Landschaftsplan Panketal stellt ein begleitendes Dokument zur Flächennutzungs-

planung dar. Seine Inhalte werden im Rahmen der Abwägung in den Flächennutzungs-

plan übernommen werden. Der Landschaftsplan Panketal wurde 2019 durch die Ge-

meinde beschlossen. 

 

Für das Plangebiet werden folgende schutzgutbezogene Aussagen im Landschafts-

plan getroffen: 

 Karte 1 – Bodenarten: Die Böden im Plangebiet werden im westlichen Teil 

als schwach lehmiger Sand (SI2) und im östlichen Teil als feinsandiger Mit-

telsand SS (mSfs) deklariert. 

 Karte 2 – Erosion: Die Winderosionsgefährdung wird im Plangebiet als mittel 

(westlicher Gebietsabschnitt) bis sehr hoch eingestuft (tiefere Lage im Os-

ten). Die Wassererosionsgefährdung wird als gering bewertet. 
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 Karte 3 – Landwirtschaftliches Ertragspotenzial: Die Ertragsfähigkeit der Böden 

wird im Plangebiet als gering eingestuft. 

 Karte 4 – Grundwasserschutz: Die Naturhaushaltsfunktion Grundwasserschutz 

beschreibt die Fähigkeit des Landschaftshaushaltes, Grundwasser gegen Ver-

unreinigung zu schützen oder diese zu verringern. Kriterien hierfür sind der 

Grundwasserflurabstand sowie die Zusammensetzung des Bodensubstrates. 

Der Grundwasserschutz wird im östlichen Teil des Plangebietes als gering und 

im Westen als hoch eingestuft. 

 Karte 5 – Grundwasserneubildung: Die Grundwasserneubildung im Plangebiet 

wird als „gering" bis mittel dargestellt. Der östliche Teil wird dabei mit „mittel“ 
eingestuft. 

 Karte 6 – Klima: Die Ackerfläche wird als Freiland-Klimatop und die Wohnbau-

fläche und Straßen als Gartenstadt-Klimatop dargestellt. 

 Karte 7 – Biotope: Die Plangebietsfläche wird als Intensivacker (Code 09130) 

und bebaute Gebiete, Verkehrsanlagen und Sonderflächen dargestellt. Die 

Bäume werden als Baumreihen (Code 01742) und Alleen (Code 017141) dar-

gestellt. 

 Karte 8 – Fauna: Die Biotopwertigkeit/Bedeutung für die Fauna/Flora wird im 

gesamten Plangebiet als sehr gering eingestuft. Die Baumreihen und Allee-

bäume entlang der Buchenallee, Robert-Koch-Straße und Schönower Straße 

werden als Biotopverbundelemente ausgewiesen und sind in ihrer Wertigkeit 

als hoch eingestuft worden. 

 Karte 9 – Schutzgebiete: Das Plangebiet liegt innerhalb des Wasserschutzge-

bietes Zone III A. 

 Karte 10 – Landschaftsbild/Erholung: Die Landschaftsbildeinheit der Ackerflä-

che wird als mittel (L1) dargestellt. Die umliegenden Straßenabschnitte und die 

bestehende Wohnbebauung werden als „sehr gering“ eingestuft. 

Für das Plangebiet werden im Entwicklungskonzept (Karte 11) des Landschaftsplanes 

keine Maßnahmen genannt. Für die Alleebäume in der Robert-Koch-Straße und 

Schönower Straße sowie die Baumreihen in der Buchenallee wird festgelegt, dass 

diese zu pflegen und zu entwickeln sind (Maßnahmennummer E5). Dem Entwicklungs-

ziel wird im Bebauungsplan gefolgt, da die Bäume als zu erhalten festgesetzt sind. 

4.7 Gemeindliche Konzepte 

Integriertes Gemeindeentwicklungskonzept Panketal 2040 (IGEK 2040) 

Seit September 2023 liegt das Integrierte Gemeindeentwicklungskonzept Panketal 

2040 (IGEK 2040) vor. Das IGEK 2040 wurde im Rahmen eines intensiven Beteili-

gungsverfahrens erarbeitet. Auf Grundlage der Bestandserfassung werden Szenarien 

für die zukünftige Entwicklung der Gemeinde entwickelt und mit einem Maßnahmenka-

talog und bestimmten Schlüsselmaßnahmen untersetzt. Ziel des IGEK ist es, ein „[…] 
strategisches, informelles Planungsinstrument zu schaffen, das dazu dient, die Ent-

wicklung von Panketal langfristig und ganzheitlich zu gestalten. Im IGEK wurden daher 
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die Zukunftsperspektiven der Gemeinde festgehalten und konkrete Handlungsansätze 

für ihre nachhaltige Entwicklung formuliert.“ 10 

Im Rahmen des IGEK wird prognostiziert, wie stark die Bevölkerung ansteigen würde, 

wenn alle in der Gemeinde vorhandenen Wohnbaupotenzialflächen bebaut würden. 

Diese so genannte neubauinduzierte Einwohnerprognose wird jährlich aktualisiert. 

Nach der aktuellen Prognose (Mai 2025)11 wird für das Jahr 2042 eine Einwohnerzahl 

von 24.031 Menschen erwartet. Das wäre gegenüber dem Stand 2024 (21.153 Ein-

wohner) ein Anstieg um 2.878 Personen bzw. 13,6 %. Dieser Wert wird für die Ver-

kehrsprognose zugrunde gelegt, die im Rahmen dieses Bebauungsplans erstellt wird. 

Die Bevölkerungsentwicklung hat einen entsprechenden Mehrbedarf an sozialer Infra-

struktur zur Folge. Daher werden im Maßnahmenkatalog auch der „Neubau von Kitas 
und Schulen entsprechend der Kita- und Schulbedarfsplanung zur ausreichenden Be-

darfsdeckung ohne unzumutbare Wartezeiten“ genannt. Im IGEK wird erwähnt, dass 
der Landkreis Barnim den Bau eines 4-5-zügigen Gymnasiums auf einem landkreisei-

genen Grundstück am Lauseberg plant (Robert-Koch-Straße/Schönower Straße, siehe 

dort S. 56). Auch wenn diese Maßnahme in Trägerschaft des Landkreises umgesetzt 

wird und kein kommunales Vorhaben darstellt, ordnet sie sich in das Maßnahmenkon-

zept des IGEK 2040 ein. 

Radverkehrskonzept 

In ihrer Sitzung am 25.01.2022 hat die Gemeindevertretung der Gemeinde Panketal 

die Erstellung des Radverkehrskonzeptes beschlossen. Das Konzept ist fertiggestellt 

und soll einen Maßnahmenplan bzw. ein Handlungskonzept für die Gemeinde darstel-

len.12 Die Beschlussfassung erfolgte in der Gemeindevertretersitzung am 17.10.2023. 

 

Der Radverkehr verläuft derzeit auf allen Straßen auf der Fahrbahn. Es existieren keine 

separaten Anlagen für den Radverkehr in den umliegenden Straßenabschnitten des 

Plangebietes. Der Gehweg in der Schönower Straße ist für langsam fahrende Perso-

nen mit einem Sonderverkehrszeichen freigegeben (dies ist kein allgemein gültiges Zu-

satzzeichen gemäß StVO).13 

 

Im Radverkehrskonzept werden verschiedene Radverkehrsnetze definiert, darunter ein 

„Netz von Alltagsrouten“. Dieses Netz beinhaltet auch die Straßen, die das Plangebiet 
umgeben (Schönower Straße, Robert-Koch-Straße, Buchenallee). An den umgeben-

den Knotenpunkten werden zur Verbesserung der Verkehrssicherheit vorgeschlagen: 

 Schönower Straße/Robert-Koch-Straße: Ergänzung Furtmarkierung für Rad-

verkehr (Maßnahme 7256) 

                                                
10 https://panketal.de/images/Downloads/OrtsundRegionalplanung_allgemein/IGEK/20230928_I-

GEK_Bericht_reduziert.pdf 
11 Einwohnerprognose 2025 neubauinduziert, Stand Mai 2025, Gemeinde Panketal. Erstellt durch: 

P&P, Prognose und Planung, Dresden  
12 https://panketal.de/rathaus/orts-und-regionalplanung/uebergeordnete-planungen/radverkehrskon-

zept.html 
13 Schlothauer & Wauer Ingenieurgesellschaft für Straßenverkehr mbH: Verkehrstechnische Unter-

suchung Bebauungsplan 35 P „Lauseberg“, Gemeinde Panketal OT Zepernick“, Neubau Gymna-
sium Panketal. Berlin, 15. Dezember 2025 
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 Buchenallee/Schönower Straße, Ergänzung Furtmarkierung für Radverkehr, 

dort mit Roteinfärbung (Maßnahmen 7220, 7253 

 Buchenallee/Robert-Koch-Straße: Plateauaufpflasterung über die komplette 

Fahrbahnbreite (Maßnahme 7260) 

Der Lauseberg als zukünftiger Schulstandort ist in dem Konzept noch nicht berücksich-

tigt. 

Durch das Plangebiet sollen Fuß- und Radverbindungen hergestellt werden: Zum einen 

eine Ost-West-Verbindung von der Buchenallee zur Schönower Straße und zum ande-

ren eine Nord-Süd-Verbindung von der Robert-Koch-Straße in Richtung Heidewäld-

chen. 

Das Radverkehrskonzept wird im weiteren Verfahren berücksichtigt und fließt auch in 

die Verkehrsuntersuchung ein, vgl. Kapitel 9.4. 

Klimaschutzkonzept 

Im Jahr 2019 wurde beschlossen, für die Gemeinde Panketal ein integriertes Klima-

schutzkonzept zu erstellen. Das Klimaschutzkonzept dient der Gemeinde als strategi-

sche Entscheidungsgrundlage und Planungshilfe für zukünftige Klimaschutzaktivitäten. 

Seit Juni 2022 steht die erste Stufe des Plans als Konzept zur Verfügung.14 

Die Schulplanung wird sich den Herausforderungen des Klimawandels stellen und wird 

energetisch auf dem neuesten Stand der Technik errichtet. Es liegt ein Selbstbindungs-

beschluss des Kreistages vor, wonach alle Gebäude nach den Standards der „Deut-
schen Gesellschaft für nachhaltiges Bauen“ (DGNB) mit dem Bewertungssystem nach 
BNB in der Stufe „Bronze“ zu errichten sind. Dies beinhaltet spezifische Vorgaben hin-
sichtlich der ökologischen Qualität eines Gebäudes, die im Rahmen der nachfolgenden 

Hochbauplanung umzusetzen sind. Die Planung hat zudem keine Auswirkungen auf 

die Luftqualität, da mit einer Schul- und Sportnutzung keine Schadstoffemissionen ein-

hergehen. 

Lärmaktionsplan 

„Ein Lärmaktionsplan ist ein fachübergreifendes Planungsinstrument, dass die Belange 
des Lärmschutzes bei allen infrastrukturellen und umweltpolitischen Planungen soweit 

wie möglich berücksichtigt. Ziel dieser Planung ist es, einerseits den Umgebungslärm 

vorrangig an jenen Orten zu reduzieren, wo die Geräuschbelastung ein gesundheits-

schädigendes Ausmaß erreicht hat. Andererseits sollen aber gleichzeitig auch ruhigere 

Gebiete als solche geschützt und erhalten werden.“15 

Für die Gemeinde Panketal liegen vier Überarbeitungen des Lärmaktionsplanes vor. 

Das Plangebiet befindet sich im Bereich des Untersuchungsschwerpunktes Schönower 

Str. West, vgl. Abb. 11 auf der folgenden Seite. 

„In der Schönower Straße westlich der Bahn ist die Betroffenheit über den Prüfwerten 
so gering (11 Personen ganztags bzw. 9 Personen nachts), dass aus Gründen der 

Verhältnismäßigkeit auf Maßnahmen verzichtet wird. […] 

  

                                                
14 https://panketal.de/leben/klimaschutz/klimaschutzkonzept.html 
15 https://panketal.de/rathaus/orts-und-regionalplanung/uebergeordnete-planungen/laermaktions-

plan.html 
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Die wesentlichen Eingangsgrößen für die Schallemission an Straßen sind: 

 das Verkehrsaufkommen (einschließlich des Schwerverkehrsanteils) mit seiner 

tageszeitlichen Verteilung auf die Zeitbereiche Tag (06-18 Uhr), Abend (18-22 

Uhr) und Nacht (22-06 Uhr) 

 die Beschaffenheit der Fahrbahnoberfläche (Pflaster, Asphalt etc.) sowie 

 die Geschwindigkeit 

Eine wirksame und auch subjektiv wahrnehmbare Minderung des Straßenverkehrs-

lärms kann innerorts nur über eine Einflussnahme auf diese Einflussgrößen erfolgen.“ 

(Gemeinde Panketal, Lärmaktionsplan (Stufe 4), Stand Januar 2024) 

 

 
 
Abb. 10: Untersuchungsschwerpunkte16 

Die umliegenden Straßen, hier insbesondere die Schönower Straße, weisen bereits 

abschnittsweise 30-Zonen aus, wodurch der Lärmpegel gesenkt wird. Durch die ge-

plante Errichtung des Schulstandortes kommt es voraussichtlich zu erhöhten Lärmim-

missionen an den An- und Abfahrtswegen sowie durch den Schulbetrieb selbst. Aller-

dings sind nach § 22a Bundesimmissionsschutzgesetz Geräuscheinwirkungen, die von 

Kindertageseinrichtungen, Kinderspielplätzen und ähnlichen Einrichtungen ausgehen, 

keine schädliche Umwelteinwirkung und insofern hinzunehmen. 

Für das Vorhaben wurde eine schalltechnische Untersuchung erstellt, vgl. Kapitel 7.4. 

4.8 Benachbarte Bebauungspläne 

Es befinden sich vier rechtskräftige Bebauungspläne in der Umgebung des Plangebie-

tes. 

1. Wohnpark Heidehaus 

2. Wohnsiedlung Schlüterstraße-Buchenallee 

3. Holbeinstraße 

4. An der Buchenallee 

                                                
16 https://panketal.de/images/Downloads/OrtsundRegionalplanung_allgemein/Laermaktions-

plan/LAP%204Stufe_Panketal-Endfassung_2024-01-10.pdf 
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Bei allen Gebieten handelt es sich um neue Wohnsiedlungen, bestehend aus 1-2-ge-

schossigen Einfamilienhäusern. Eine Ausnahme bildet der Wohnpark Heidehaus. Die-

ser beinhaltet neben weiteren Wohngebieten zu einem wesentlichen Teil Waldflächen 

(Heidewäldchen) und sichert den Standort für eine Kindertagesstätte. 

4.9 Schutzausweisungen 

4.9.1 Naturschutzrechtliche Schutzgebiete 

Das Plangebiet liegt außerhalb von naturschutzrechtlichen Schutzgebieten.17 

 

In der Umgebung des Grundstücks befinden sich verschiedene Grün-/Landschaftsbe-

reiche (Robert-Koch-Park, Heide-Priester- und Lutherwäldchen, NSG „Faule Wiesen“, 
LSG „West Barnim“), deren Vernetzung durch die Gemeinde Panketal angestrebt wird. 

Das NSG „Faule Wiesen“ befindet sich in einer Entfernung von ca. 300 m und das LSG 
Westbarnim ca. 350 m zum Plangebiet, vgl. Abb. 11. 

 

Abb. 11: LSG Westbarnim und NSG Faule Wiesen18 

4.9.2 Bodendenkmale 

Das Plangebiet befindet sich im Bereich eines Bodendenkmales mit der Nummer 

40737 „Einzelfund deutsches Mittelalter, Siedlung Bronzezeit“, siehe Abb. 12 auf der 
folgenden Seite. Das Bodendenkmal wird nachrichtlich in die Planzeichnung übernom-

men. 

Es gilt Folgendes: Sollten bei den Erdarbeiten Bodendenkmale, z. B. Steinsetzungen, 

Mauerwerk, Erdverfärbungen, Holzpfähle oder -bohlen, Scherben, Stein- oder Metall-

gegenstände, Knochen o. ä., entdeckt werden, sind diese unverzüglich der Unteren 

Denkmalschutzbehörde und dem Brandenburgischen Landesamt für Denkmalpflege 

                                                
17 https://geodienste.bfn.de/schutzgebiete?lang=de 
18 https://geoportal.brandenburg.de/de/cms/portal/start/map/32 

LSG  

„Westbarnim“ 

NSG  

„Faule Wiesen“ 
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und Archäologischen Landesmuseum anzuzeigen (§ 11 Abs. 1 u. 2 BbgDSchG). Die 

aufgefundenen Bodendenkmale und die Entdeckungsstätte sind mindestens bis zum 

Ablauf einer Woche nach der Anzeige, auf Verlangen der Denkmalschutzbehörde ggf. 

auch darüber hinaus, in unverändertem Zustand zu erhalten und in geeigneter Weise 

vor Gefahren für die Erhaltung zu schützen (§ 11 Abs. 3 BbgDSchG). 

Funde sind dem Brandenburgischen Landesamt für Denkmalpflege und Archäologi-

schen Landesmuseum zu übergeben (§ 11 Abs. 4 und § 12 BbgDSchG). 

Die Bauausführenden sind über diese gesetzlichen Auflagen zu belehren. 

Für Eingriffe in Bodendenkmale ist gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 5 Brandenburgisches Denk-

malschutzgesetz (BbgDSchG) eine denkmalrechtliche Erlaubnis, im Falle der Bauge-

nehmigungspflicht im Rahmen des konzentrierenden Baugenehmigungsverfahrens, 

erforderlich. Die Bestimmungen des BbgDSchG in der jeweils gültigen Fassung sind 

zu beachten. (Stellungnahme Landkreis Barnim, Untere Denkmalschutzbehörde vom 

28.06.2024) 

 

Abb. 12: Lage des Bodendenkmales19 

4.9.3 Wasserschutzgebiet  

Das Plangebiet befindet sich im Wasserschutzgebiet der Zone III A, Zepernick vom 

15.12.2012, siehe Abb. 14. Es gelten die Schutzbestimmungen des § 4 der Verord-

nung. So ist gemäß § 4 Nr. 15 die Festsetzung von neuen Baugebieten im Rahmen 

der verbindlichen Bauleitplanung unzulässig, wenn dies zu einer Erhöhung der zuläs-

sigen Grundfläche im Sinne des § 19 Absatz 2 der Baunutzungsverordnung führt. 

 

Gemäß § 52 Abs. 1 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) kann die zuständige Be-

hörde von Verboten, Beschränkungen sowie Duldungs- und Handlungspflichten nach 

Satz 1 eine Befreiung erteilen, wenn der Schutzzweck nicht gefährdet wird oder über-

wiegende Gründe des Wohls der Allgemeinheit dies erfordern. 

 

                                                
19 https://geoportal.brandenburg.de/de/cms/portal/start/map/3752 
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Für die vorliegende Planung ist eine Befreiung von den Vorgaben der Wasserschutz-

verordnung Zepernick erforderlich. Der durch die untere Wasserbehörde geforderte 

gutachterliche Nachweis, dass die Befreiungsvoraussetzungen vorliegen und dass ins-

besondere eine Gefährdung des Schutzzwecks der Verordnung nicht zu befürchten ist 

wurde erbracht und ein entsprechender Antrag wurde gestellt. Zur Trinkwasserschutz-

zone und dem Gutachten vgl. Kap. 7.7. 

Die Befreiung gem. § 52 WHG von den Vorgaben des WSG Zepernick wurde mit Ne-

benbestimmungen am 09.12.2024 erteilt. 

In der Nebenbestimmung heißt es: 

„Der Wasserhaushalt im Plangebiet des Bebauungsplans 35P „Lauseberg“ ist in seiner 
bestehenden Leistungsfähigkeit zu erhalten. Die Befreiungen gemäß A. werden zu die-

sem Zweck unter die Bedingung gestellt, dass die Antragstellerin in den Bebauungs-

plan 35P „Lauseberg“ folgende Festsetzung aufnimmt: „Die Wasserbilanz des Plange-
biets im derzeitigen unbebauten Zustand ist entsprechend dem Merkblatt 102 Teil 4 

der Deutschen Gesellschaft für Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall e. V. (DWA-

Merkblatt 102-4) zu ermitteln. Die Wasserbilanz des Plangebiets im Zustand nach Er-

richtung der geplanten Bebauung darf maximal 5 % von der ermittelten Wasserbilanz 

gemäß Satz 1 abweichen. Ein diesbezüglicher Nachweis ist durch den Bauherrn ge-

genüber der unteren Wasserbehörde des Landkreises Barnim zu führen.“ (Bescheid 

Umweltamt Landkreis Barnim vom 09.12.2024) 

 
Abb. 13: Trinkwasserschutzzone III A des Wasserschutzgebietes Zepernick20 

Diese Nebenbestimmung wird berücksichtigt, indem eine Festsetzung in den Bebau-

ungsplan aufgenommen wird, in der diese Vorgabe verbindlich festgeschrieben wird. 

Die Festsetzungen im Bebauungsplan werden im Übrigen so getroffen, dass diese Vor-

gabe – nämlich die Abweichung in der Wasserbilanz gegenüber dem unbebauten Zu-

stand um maximal 5 % - im Rahmen der Umsetzung der Planung eingehalten werden 

muss. Dies erfolgt insbesondere durch die Begrenzung der zulässigen Grundfläche, 

durch die Freihaltung von Flächen, die für die Versickerung geeignet sind, von Hoch-

bauten, durch den Einsatz von Baumrigolen sowie durch eine extensive Dachbegrü-

nung auf 60 % der Dachflächen. 

                                                
20https://geoportal.brandenburg.de/de/cms/portal/start/map/3752 
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4.9.4 Hochwassergefährdung 

Das Plangebiet befindet sich in keinem festgelegten Hochwassergefährdungs- oder 

Überschwemmungsbereich.21 

Für die Gemeinde Panketal wird derzeit eine Starkregengefahrenkarte erarbeitet22. In 

den Kartendarstellungen der Auskunftsplattform Wasser (APW) werden diese Bereiche 

ebenfalls dargestellt, vgl. Abb. 14. Im Bereich des Tiefpunkts des Geländes, im Südos-

ten des Planungsgebiets (Kreuzungsbereich Schönower Straße/Robert-Koch-Straße), 

kann bei einem Starkregenereignis zeitweilig ein Wasserstand von 0,5 bis 1 m auftre-

ten. 

 

Abb. 14: Starkregengefahrenkarte23 

4.10 Baumschutzverordnung 

Für den Bebauungsplan gilt die Baumschutzverordnung des Landkreises Barnim (Bar-

BaumSchV) mit Stand vom 12.02.2014.24 

4.11 Stellplatzsatzung der Gemeinde Panketal 

Für den Bebauungsplan gilt die Stellplatzsatzung der Gemeinde Panketal in der Fas-

sung der 1. Änderung (30.10.2021).25 

  

                                                
21https://apw.brandenburg.de/?th-fil-

ter=WT10|AWT10|WT100|AWT100|WT200|AWT200|93|109|108|110&feature=showNodesIn-

Tree|%5b%5b108,109,110%5d,true 
22 Ingenieurgesellschaft Prof. Dr. Sieker mbH, Starkregengefahrenkarte Panketal, 2D Oberflächen-

abflussmodellierung 
23 https://apw.brandenburg.de/# 
24 https://panketal.de/images/Downloads/Satzungen/Diverse/Baumschutzverordnung.pdf  
25 https://panketal.de/images/Downloads/Satzungen/Orts_Regionalplanung/Panketal_1Aenderung-

Stellplatzsatzung_FassungSatzungStand09-2021.pdf 
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4.12 Niederschlagswassersatzung 

Für die Gemeinde Panketal wurde eine Niederschlagswassersatzung erarbeitet und 

am 28.02.2023 als Satzung beschlossen. 

 

Die Satzung sieht vor, dass das auf privaten Grundstücken anfallende Niederschlags-

wasser grundsätzlich über Entwässerungsanlagen auf dem jeweiligen Grundstück zu 

beseitigen ist (zu versickern bzw. dort zu nutzen). Ist dies nicht möglich, ist das Nieder-

schlagswasser über eine öffentliche Entwässerungsanlage zu beseitigen. 

 

Ein Entwässerungskonzept liegt vor26. Es ist Anlage dieser Begründung. Im Rahmen 

dieses Konzeptes werden verschiedene Möglichkeiten der Entwässerung geprüft: Ne-

ben dem Einsatz von Mulden kommt auch eine Einleitung von Oberflächenwasser in 

einen Teich in Betracht, der nördlich des Plangebiets im Heidewäldchen liegt. Geprüft 

wurde auch, ob die Niederschlagsmengen durch Dachbegrünungen oder den Einsatz 

von Zisternen für die Nutzung als Brauchwasser reduziert werden können. 

  

                                                
26 BEV Ingenieure GmbH: Regenwasserbeseitigungskonzept B-Plan Lauseberg Panketal OT Zeper-

nick. Königs Wusterhausen, August 2025 
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5 Entwicklung der Planungsüberlegung 

Ziel der Planung ist es, in Trägerschaft des Landkreises Barnim ein neues Gymnasium 

zu errichten. Geplant sind ein vier- bis fünfzügiges Gymnasium, eine Dreifeldsporthalle 

sowie weitere Sportflächen und schulbezogene Außenanlagen. Die Planung des 

Schulcampus ist erforderlich, weil die im Landkreis Barnim vorhandenen Schulkapazi-

täten nicht ausreichen, um die Schülerzahlen aufzunehmen, die für die kommenden 

Jahre zu erwarten sind. Hintergrund ist die Bevölkerungsentwicklung: So ist die Ein-

wohnerzahl des Landkreises Barnim seit 2012, damals rund 173.000 Personen,27 deut-

lich angewachsen. Nach dem Statistischen Bericht „Bevölkerungsentwicklung und Flä-
chen der kreisfreien Städte, Landkreise und Gemeinden im Land Brandenburg 2021“ 
des Landes Brandenburg28 lag sie am 31.12.2021 bei rund 187.300 Menschen. Auch 

die Einwohnerzahl der Gemeinde Panketal hat in den vergangenen Jahren stetig zu-

genommen. Im Jahr 2024 lag sie bei 21.153 Personen29, was im Vergleich zum Jahr 

2000 (15.554) einen Zuwachs von ca. 36 % bedeutet. Das IGEK 2040 (vgl. Kapitel 4.7) 

beinhaltet ein Szenario, wonach die Einwohnerzahl Panketals auf etwa 24.300 Perso-

nen ansteigt, sofern alle Wohnbaupotenzialflächen bebaut werden. 

 

Vor dem Hintergrund dieser Entwicklung wurde in einem Kindertagesstättenbedarfs- 

und Schulentwicklungsplan für den Landkreis Barnim30 die zu erwartende Anzahl not-

wendiger Schulplätze prognostiziert. Ausgangspunkt für die Prognosen des Schulent-

wicklungsplanes zum künftigen Schulplatzbedarf bildete die Anzahl der Schülerinnen 

und Schüler (SuS) nach Wohnorten im Schuljahr 2020/21. Diese Zahlen wurden mit 

Stand 31. Oktober 2020 von allen öffentlichen Schulen erhoben. Des Weiteren wurde 

die von den Einwohnermeldeämtern im Januar 2021 übermittelte Anzahl der schul-

pflichtigen Kinder einbezogen. 

Der Schulentwicklungsplan unterteilt den Landkreis Barnim in die Planungsbereiche 

(PB I und II). Zum PB I gehören die Stadt Eberswalde, die Gemeinde Schorfheide so-

wie die Ämter Biesenthal-Barnim (nur die Gemeinden Breydin, Marienwerder, Mel-

chow, Sydower Fließ), Britz-Chorin-Oderberg und Joachimsthal (Schorfheide). 

 

Zum PB II gehören die Städte Bernau bei Berlin und Werneuchen, die Gemeinden 

Ahrensfelde, Panketal und Wandlitz sowie Teile des Amtes Biesenthal-Barnim (die 

Stadt Biesenthal und die Gemeinde Rüdnitz). Die nachfolgenden Abbildungen sind 

dem Kindertagesstättenbedarfs- und Schulentwicklungsplan entnommen. 

 

In der Abbildung 16 auf der folgenden Seite sind die zukünftigen prognostischen Schü-

lerzahlen im Landkreis Barnim an allgemeinbildenden Schulen nach Jahrgangsstufen 

(JST) geordnet dargestellt. Das Ergebnis der Prognose ist, dass die Anzahl an SuS im 

Landkreis Barnim im Vergleich zwischen den Schuljahren 2022/2023 und 2026/27 um 

rund 13,3 % zunehmen wird. 

 

                                                
27https://download.statistik-berlin-brandenburg.de/8ee0bad9b1168256/a3df42d855eb/SB_A01-07-

00_2022m12_BB.pdf, Zugriff am 05.07.2023 
28 Herausgeber: Amt für Statistik Berlin-Brandenburg, Potsdam 
29 Einwohnerprognose 2025 neubauinduziert, Stand Mai 2025, Gemeinde Panketal. Erstellt durch: 

P&P, Prognose und Planung, Dresden 
30 Landkreis Barnim, Kindertagesstättenbedarfs- und Schulentwicklungsplan Band 2, Oktober 2021 
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Abb. 15: Erwartete Anzahl an SuS im Landkreis Barnim an allgemeinbildenden Schulen  

Die Abbildungen 16 und 17 zeigen die Prognose der zu erwartenden Schülerzahlen für 

die Sekundarstufen I und II, d. h. die Jahrgänge 7 bis 12 für die Schulform Gymnasium 

im Planungsraum II. Insgesamt wird für die Sekundarstufe I für das Jahr 2026/27 eine 

Anzahl von 7.656 Schülern prognostiziert. Davon entfallen 2.400 SuS auf Gymnasien, 

vgl. Abb. 16. 

 

Ausgehend von der Jahrgangstufe 10 mit einer Anzahl von 566 SuS für das Schuljahr 

2026/2027 (siehe Abb. 16) und einer Übergangsquote31 (von JST 10 zu 11) von 95 %, 

ergeben sich Schülerzahlen für die Jahrgangsstufe 11 von 543 SuS. Bei Abzug einer 

90 %-Übergangsquote (von JST 11 zu 12) ergeben sich SuS von 459. In Summe wer-

den für die Sekundarstufe II auf Gymnasien im Planungsraum II für das Schuljahr 

2026/2027 somit 1.002 SuS prognostiziert, vgl. Abb. 17. 

 

Der prognostizierte Anstieg liegt für diese Schulform und im PB II im Vergleich zwi-

schen den Schuljahren 2022/2023 und 2026/2027 bei ca. 17 %. (Sek. I) bzw. 35 % 

(Sek. II). 

                                                
31 die Übergangsquote ist dem Kindertagesstättenbedarfs- und Schulentwicklungsplan Band 2, S.10 

zu entnehmen  
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Abb. 16: Erwartete Anzahl SuS in der SEK I an Gymnasien Planungsraum II 

 

 

Abb. 17: Erwartete Anzahl SuS in Sek II an Gymnasien im Planungsraum II 

Zur Deckung des weiter ansteigenden Bedarfs an Schulplätzen im Landkreis Barnim, 

insbesondere im Bereich des Gymnasiums, sind somit weitere Kapazitäten in der Grö-

ßenordnung von neun bis zehn Zügen erforderlich32. Diese zusätzlichen Kapazitäten 

sollen an unterschiedlichen Standorten im Landkreis bereitgestellt werden. 

5.1 Begründung der Standortwahl 

5.1.1 Standortalternativen im Landkreis Barnim 

Für die Standortplanung im Landkreis Barnim ist ein entscheidendes Kriterium, wie sich 

der Bedarf an Schulkapazitäten räumlich verteilt. Die höchsten Schülerzahlen ergeben 

sich für die Stadt Bernau, es folgen Panketal und Wandlitz. Im Vergleich dazu sind die 

Zahlen in Ahrensfelde, Werneuchen und in den zugehörigen Gemeinden des Amts 

Biesenthal-Barnim (Stadt Biesenthal, Gemeinde Rüdnitz) deutlich geringer. 

 

Bezogen auf die Schulform Gymnasium ergibt sich ein entsprechendes Bild. Im Schul-

entwicklungsplan wird dies anhand der Entwicklung der Schülerzahlen an Gymnasien 

in der Jahrgangsstufe 7 beispielhaft aufgezeigt (siehe Abb. 18). In der Abbildung 19 

sind die Werte aus der Abbildung 18 grafisch dargestellt. 

                                                
32 Landkreis Barnim, Kindertagesstättenbedarfs- und Schulentwicklungsplan Band 2, Oktober 2021, 

S. 118 
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Abb. 18: Erwartete Anzahl an Schülerinnen und Schülern in der Jst 7 an Gymnasien 

 

 
Abb. 19: Räumliche Verteilung SuS auf die Gemeinden im PB II 

Für die Jahrgangsstufe 7 wird für das Schuljahr 2026/2027 im Vergleich zu dem Schul-

jahr 2022/2023 ein Anstieg der Schülerzahlen von 559 auf 646 erwartet, das entspricht 

24 Zügen. Auf die drei Gemeinden Bernau, Wandlitz und Panketal entfallen zusammen 

469 der für das Jahr 2027 prognostizierten 646 Schüler.  

Im Planungsbereich II sind derzeit drei öffentliche Gymnasien vorhanden (Zahlenan-

gaben aus dem Schuljahr 2020/2021): 

 Paulus-Praetorius-Gymnasium in Bernau (5 Züge, 32 Klassen, 795 SuS) 
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 Barnim-Gymnasium ebenfalls in Bernau (5 Züge, 35 Klassen, 933 SuS)33 

 Wandlitz-Gymnasium in Wandlitz (5 Züge, 28 Klassen, 706 SuS) 

Hinzu kommen die Wilhelm-Konrad-Röntgen Gesamtschule mit Abiturangebot, die von 

insgesamt 704 SuS in den Jahrgängen 7-13 besucht wird, sowie zwei deutlich kleinere 

Gymnasien in privater Trägerschaft: 

 Gymnasium Panketal (0,4 Züge, 15 Klassen, 237 SuS) 

 Humanistisches Privatgymnasium Ahrensfelde (0,9 Züge, 8 Klassen Jahrgänge 

7-10, zzgl. Kurse Oberstufe, ca. 300 SuS34 

Aktuell können die bestehenden Gymnasien im Landkreis somit ca. 16 Züge bereitstel-

len (bezogen auf den Jahrgang 7). Dem prognostischen Bedarf zufolge wird jedoch 

aufgrund der Zunahme an Schülern, eine Anzahl von ca. 24 Zügen bis zum Jahr 

2026/27 benötigt, vgl. Abb. 18. 

 

Maßgeblich für die Standortwahl des Gymnasiums sind insbesondere die Anzahl der 

SuS im Einzugsbereich, die Lage bereits bestehender Einrichtungen sowie die verkehr-

liche Erreichbarkeit, vor allem mit öffentlichen Verkehrsmitteln. Es ist festzustellen, 

dass sich die vorhandenen Kapazitäten im Planungsraum II im Wesentlichen auf die 

Stadt Bernau und die Gemeinde Wandlitz konzentrieren. Hingegen sind im südlichen 

Teil des Planungsraums lediglich zwei kleinere Gymnasien vorhanden, die nicht in öf-

fentlicher Trägerschaft stehen. Vor diesem Hintergrund wurde für die Standortwahl ei-

nes neuen Gymnasiums im Planungsraum II schwerpunktmäßig der südliche Bereich 

in den Blick genommen. Entscheidungskriterien für Panketal sind die prognostizierte 

Anzahl an SuS (die dritthöchste nach Bernau und Wandlitz) und die gute verkehrliche 

Erreichbarkeit der Gemeinde durch den S-Bahn-Anschluss. 

 

Neben dem Standort in der Gemeinde Panketal entwickelt der Landkreis einen weite-

ren Schulstandort im Süden des Planungsraums in der Gemeinde Ahrensfelde, um die 

Versorgungslage im Südosten des Planungsbereiches zu verbessern. Geplant ist zu-

dem ein Schulstandort in der Stadt Eberswalde, die dem Planungsbereich I zugeordnet 

ist. 

5.1.2 Standortalternativen innerhalb der Gemeinde Panketal 

Die Gemeinde Panketal hat im Rahmen der Planung des Grundschulstandorts an der 

Elbestraße, der sich derzeit im Bau befindet, verschiedene Standortalternativen unter-

sucht. Auch der Standort Lauseberg wurde seinerzeit in die Überlegungen einbezogen, 

musste jedoch ausscheiden, weil ein Erwerb nicht möglich war. Untersucht wurden sei-

nerzeit neun Standorte anhand von 15 Kriterien. 

Eine entsprechende Standortalternativenprüfung wurde auch für das geplante Gymna-

sium vorgenommen. Dies erfolgte in Anlehnung an die Alternativenprüfung für die 

Grundschule. Dabei wurden die Standorte ausgeschieden, die entweder nicht mehr zur 

Verfügung stehen (wie beispielsweise der Standort Elbestraße) oder die hinsichtlich 

                                                
33 Nach Kenntnis der Gemeinde ist die Schülerzahl des Barnim-Gymnasiums weiter angestiegen 

und liegt inzwischen bei über 1.000 Schülern. 
34 Angaben zum Privatgymnasium Ahrensfelde aus: https://schulen.brandenburg.de/schule/121344, 

Zugriff am 08.03.2024 

https://schulen.brandenburg.de/schule/121344
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ihrer Fläche deutlich zu klein sind. Der Flächenbedarf der Gebäude und Freianla-

gen/Sportflächen des Gymnasiums liegt bei rund 26.200 m² Grundfläche, vgl. hierzu 

Kap. 6 dieser Begründung. Ausgehend von einer GRZ von 0,8 wird somit eine Grund-

stücksfläche von mindestens 3,2 ha benötigt. 

 

Der Kriterienkatalog wurde teilweise überarbeitet, indem einige Kriterien anders ge-

wichtet wurden. Dies betrifft zum einen das Kriterium integrierte Lage. Es war für die 

Grundschule hochgewichtet (35%), weil kurze Wege von besonderer Bedeutung sind, 

damit möglichst viele Grundschüler den Schulweg selbständig zurücklegen können. 

Für ein Gymnasium mit einem größeren Einzugsbereich und älteren Schülern ist die 

Bedeutung dieses Kriteriums deutlich geringer. Umgekehrt wurden die Kriterien Anbin-

dung an den öffentlichen Verkehr und an den Individualverkehr mit 20 % bzw. 15 % 

entsprechend höher gewichtet.  Ansonsten erfolgte nur noch eine geringfügig höhere 

Gewichtung der Kriterien Trinkwasser- und Löschwasserversorgung (für die Grund-

schule 0,5 %, hier 1 %). Insgesamt ergibt sich daraus folgender Kriterienkatalog mit 

folgender Gewichtung: 

1. Fläche (Mindestgröße nach Angaben Flächenbedarfen Landkreis Barnim bei 

Dreigeschossigkeit und GRZ 0,8, 3,8 ha) Gewichtung 10 % 

2. Flächenverfügbarkeit (Eigentum) 20 % 

3. Bauleitplanung/Baurecht 2 % 

4. Integrierte Lage (Lage im Siedlungsbereich/Panketal; fußläufige Erreichbarkeit 

Siedlungsbereich - Standort) 15 % 

5. Bestandsnutzung 5 % 

6. Verkehrliche Anbindung ÖPNV 15 % 

7. Verkehrliche Anbindung MIV 15% 

8. Wasserschutzgebiet/Trinkwasserschutz 2 % 

9. Löschwasserversorgung (96 m³/h) (Aussagen nur Ersteinschätzung, genaue 

Messungen müssen für den Vorzugsstandort erfolgen.) 1 % 

10. Trinkwasserversorgung (Auskunft Eigenbetrieb) 1 % 

11. Abwasserentsorgung (Auskunft Eigenbetrieb) (PW=Pumpwerk) 1 % 

12. Umweltverträglichkeit 10 % 

13. Beeinträchtigung Dritter 1 % 

14. Beeinträchtigung durch Dritte 1 % 

15. Nähe zu anderen Infrastruktureinrichtungen 1 % 

Für die Kriterien wurden jeweils Punkte vergeben, wobei ein Punkt die beste und fünf 

Punkte die schlechteste Bewertung darstellt. Je geringer die Punktzahl insgesamt ist, 

umso besser hat der Standort abgeschnitten. 

 

Untersucht wurden sieben verschiedene Standorte, welche in der nachfolgenden Ab-

bildung 21 dargestellt sind. Eine Kartendarstellung zu den gewählten Standortalterna-

tiven ist Anlage 1 dieser Begründung. Sechs dieser Standorte waren bereits im Rah-

men der Standortwahl Elbestraße betrachtet worden, dazu kommt als siebter Standort 

der Lauseberg. 
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Abb. 20: Gesamtplan der potentiellen Standorte35 

Die Ergebnisse der Bewertung für die einzelnen Standorte können der nachfolgenden 

Tabelle entnommen werden. 
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35 Stadt Land Brehm, März 2025 
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4. Integrierte Lage 

Gewichtung 15% 15% 2 2 0 1 3 3 3 

5. Bestandsnutzung 

Gewichtung 5% 5% 3 3 0 3 3 3 3 

6. Anbindung ÖPNV 

Gewichtung 15% 15% 1 1 0 3 3 1 3 

7. Anbindung MIV 

Gewichtung 15% 15% 3 4 0 3 1 1 1 

8. TWSZ 

Gewichtung 2% 2% 5 5 0 5 1 1 1 

9. Löschwasser 

Gewichtung 1% 1% 1 2 0 1 1 1 1 

10. Trinkwasser 

Gewichtung 1% 1% 3 3 0 3 3 3 3 

11. Abwasser 

Gewichtung 1% 1% 3 3 0 3 3 5 3 

12. Umweltverträg-

lichkeit 

Gewichtung 10% 

10% 3 4 0 2 3 3 3 

13. Beeinträchtigung 

Dritter 

Gewichtung 1% 

1% 3 2 0 2 2 1 2 

14. Beeinträchtigung 

durch Dritte 

Gewichtung 1% 1% 1 3 0 1 2 1 1 

15. nähe zu anderen 

Infrastrukturen 

Gewichtung 1% 1% 2 2 0 2 4 1 4 

Ergebnis 100% 1,96 3,23 0,00 3,00 2,85 2,12 2,84 

Tab. 1: Bewertung der Standortalternativen36 

                                                
36 Gemeinde Panketal 
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In der Gesamtbewertung weist der Standort Lauseberg die besten Ergebnisse auf. Der 

Standort hat eine Gesamtpunktzahl von 1,96. Er schneidet besonders gut ab bei den 

Kriterien Fläche und Eigentum sowie bei den gering gewichteten Kriterien Löschwas-

serversorgung und Beeinträchtigung durch Dritte. An zweiter Stelle liegt der Standort 

Zepernicker Straße in Schwanebeck, der mit 12 Punkten ebenfalls recht gut abschnei-

det. Eine schlechtere Bewertung ergibt sich hier zum einen durch die Eigentumsver-

hältnisse (Privateigentum). Seitens der Gemeinde Panketal hat es Versuche gegeben, 

an den Eigentümer wegen eines Ankaufs der Fläche heranzutreten, jedoch ist ein Er-

werb derzeit zeitlich nicht absehbar. Nachteilig ist auch die nicht gegebene integrierte 

Lage, während der hinsichtlich der Erreichbarkeit durch den motorisierten Individual-

verkehr besser abschneidet. Die anderen Standorte sind deutlich schlechter bewertet. 

Insgesamt ist der Standort Lauseberg als der Standort anzusehen, der für das Gymna-

sium am besten geeignet ist. 

5.2 Leitlinien, Konzeptalternativen 

Im Vorfeld des Bebauungsplanes wurden die städtebaulichen Gegebenheiten analy-

siert und Leitlinien für die Planung der Schule entwickelt. Die wesentlichen Aussagen 

sind in der Abbildung 21 zusammengefasst dargestellt. Die Ziffern (Leitlinien) sind auf 

der folgenden Seite erläutert, wobei diese inzwischen teilweise überholt sind (betrifft 

Ziffer 10 Kampfbahn Typ C, Ziffer 15 Reinwasserbehälter, beides ist nicht mehr ge-

plant). Das Konzept von Herwarth + Holz ist Anlage zum Bebauungsplan. 

 

Abb. 21: Städtebauliches Konzept „Neues Gymnasium Zepernick“37 

 

 

                                                
37 Herwarth + Holz, Planung und Architektur: Panketal, Städtebauliches Konzept 'Neues Gymna-

sium Zepernick', Bericht, Berlin, Oktober 2022 
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Insgesamt lassen sich diese Leitlinien zum gegenwärtigen Planungsstand wie folgt zu-

sammenfassen: 

 Anordnung der Gemeinbedarfsfläche im Südosten des Plangebiets mit bauli-

cher Schwerpunktsetzung im Südosten des Plangebiets und Orientierung in 

Richtung Ortszentrum und Bahnhof. Die bauliche Ausformung eines Entrées im 

Eckbereich Schönower Straße/Robert-Koch-Straße erfolgt auf Ebene der nach-

folgenden Hochbauplanung. Zu berücksichtigen ist, dass in diesen Bereich auf-

grund der Bodenverhältnisse Flächen und Einrichtungen für die Entwässerung 

integriert werden müssen (Baumrigolen, Versickerungsmulden). 

 Verortung der Dreifeld-Sporthalle nördlich des Schulgebäudes und Gestaltung 

des Außenareals nördlich und westlich des Schulgebäudes als terrassierte Frei-

fläche. 
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 Öffentliche Grünverbindungen in Form von Grünzügen Richtung Nord-Süd und 

Ost-West. 

Auf Grundlage dieser Leitlinien wurden verschiedene Gestaltungsbeispiele erarbeitet. 

Diese unterscheiden sich in der Anordnung der Gebäude und Sportflächen sowie in 

den Gebäudekubaturen und der landschaftlichen Gestaltung. Die nachfolgenden Ab-

bildungen stellen den Entwicklungsprozess der Konzeptfindung dar. (Herwarth + Holz 

Planung und Architektur, Stand September 2022). 

 

Abb. 22: Gestaltungsbeispiel 2 – 'Urbaner Platz / 

landschaftlich gestalteter Schulhof' (Herwarth + 

Holz Planung und Architektur) 

 

Abb. 23: Gestaltungsbeispiel 3 – 'Kompakter 

Schulstandort / großflächige Landschaftsentwick-

lung' (Herwarth + Holz Planung und Architektur) 

 

Abb. 24: Gestaltungsbeispiel 4 – 'Markanter Schul-

bau / landschaftlich eingebettete Sportanlage' 

(Herwarth + Holz Planung und Architektur) 

 

Abb. 25: Städtebauliches Gestaltungsbeispiel – 
'Bildung und Sport um eine Grüne Mitte (Herwarth 

+ Holz Planung und Architektur) 

Die Gestaltungsbeispiele sollen nicht das geplante, tatsächliche Aussehen der Schule 

zeigen. Sie sollen exemplarisch demonstrieren, wie die notwendigen Gebäude und 

Freiflächen im Plangebiet untergebracht werden könnten. Es handelt sich um eine 

grobe Annäherung an das zukünftige Konzept bzw. die Hochbauplanung. Eine Hoch-

bauplanung für die Schule wird im Anschluss an das B-Planverfahren erstellt. Sie die-

nen außerdem dazu, Eckpunkte festzulegen, die in den Bebauungsplan einfließen sol-

len. 

Im Laufe des Verfahrens wurde entschieden, die Schul- und Sportgebäude (Gemein-

bedarfsfläche) im zentralen bzw. östlichen Teil des Plangebiets anzuordnen. Maßgeb-

lich für diese Anordnung sind somit neben städtebaulichen Gründen (Adressbildung in 

Richtung des Bahnhofs/Ortszentrums) auch entwässerungstechnische Gründe und 

Gründe der Topografie. Die seinerzeit angenommenen Flächenbedarfe für die Ge-

bäude und Außenanlagen haben sich zwischenzeitlich geändert und entsprechen nicht 
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mehr den damals zugrunde gelegten Anforderungen an die Schulplanung. Es wird nun-

mehr ein höherer Flächenbedarf für die Gebäude und Flächen in Ansatz gebracht, vgl. 

Kap. 6. 

Der östliche Bereich entlang der Schönower Straße stellt den tiefsten Punkt dar und ist 

aus entwässerungstechnischer Sicht am besten geeignet, das Niederschlagswasser 

zu versickern. Dieser Bereich ist von Hauptgebäuden freizuhalten. Die Baugrenzen 

werden dementsprechend festgesetzt. 
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6 Flächenanforderungen Schul- und Sportnutzung 

Das geplante Gymnasium soll in einer 3-geschossigen Bauweise errichtet werden und 

sich somit höhentechnisch in die vorhandene Topographie als auch in das Ortsbild und 

die umliegende Bebauung integrieren. Die Schule soll zukünftig für 900 Schülerinnen 

und Schüler errichtet werden. Unterrichtet werden hier die Jahrgangsstufen 7 bis 12. 

Bei der Schulplanung ist von einer Schuljahrgangsstärke von 5 Klassen auszugehen 

(5-Zügigkeit). Insgesamt sollen ca. 30 Stammräume und 16 Fachkabinette in die 

Schule integriert werden. Neben dem Schulgebäude sind eine Sporthalle in zweige-

schossiger Bauweise, Außensportflächen und Schulhofflächen geplant. 

 

Nachfolgend werden die notwendigen Flächenbedarfe für die Nutzungen zusammen-

fassend dargestellt: 

Schule: 

 Ein Gymnasium mit Aula und Mensa inkl. Vollküche mit einer Nutzfläche von 

insgesamt ca. 10.890 m² bei drei Geschossen (Grundfläche 3.630 m²) mit fol-

genden Nutzerzahlen: bis zu 600 Schüler der Sekundarstufe I (4 Jahrgangsstu-

fen, fünfzügig) und bis zu 300 Schüler der Sekundarstufe II (2 Jahrgangsstufen, 

fünfzügig), 70 Lehrkräften und 10 weiteren Mitarbeitern 

 Freizeit- und Erholungsflächen (Pausenhof), ca. 5.400 m² 

Sporthalle und Außensportflächen 

 eine Dreifeldsporthalle (2-geschossig)  

 Rundlaufbahn mit Freispielfläche 62,5 x 39,8m, Hochsprung, Rundlaufbahn, 4 

Bahnen, ca. 5.280 m² 

 100-m-Laufbahn 4 Bahnen, 121 m Länge, tlw. in Rundlaufbahn integriert, ca. 

750 m² 

 Weitsprung (nur Grube, Anlauf in 100-m-Bahn integriert) brutto:  Grube 20 x 15 

m, ca. 300 m² 

 Kugelstoßen Stoßring mit Sicherheitsfläche 4 x 4 m (Grube ist in Weitsprung 

integriert, Länge mind. 20 x 15 m), ca. 16 m²38 

Erschließungsflächen 

Notwendige Verkehrsflächen und Stellplätze für Kraftfahrzeuge und Fahrräder: 

 PKW-Stellplätze und Fahrradstellplätze für die Schulnutzung 

Gemäß der Stellplatzsatzung für die Gemeinde Panketal wären für die Schule 73 PKW-

Stellplätze erforderlich (zwei Stellplätze je Klasse Sekundarstufe 1 bei 20 Klassen, drei 

Stellplätze je Klasse Sekundarstufe 2 bei 10 Klassen) sowie drei Stellplätze für die 

Frischeküche. Hinzu kommen 20 Stellplätze für die Sporthallennutzung. Es ergeben 

sich insgesamt 93 Stellplätze. Nach § 7 (5) der Stellplatzsatzung kann die Anzahl der 

Stellplätze verringert werden, da eine Doppelnutzung der Stellplätze durch Schule und 

Sport erfolgt. In Übereinstimmung damit wird die Anzahl der Stellplätze um 20 verrin-

gert, sodass im Plangebiet insgesamt 73 Stellplätze zu schaffen wären. Die Möglichkeit 

                                                
38 Angaben Landkreis Barnim, Stand Februar 2025 
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einer weiteren Reduzierung der Stellplätze um 20 % (laut § 7 (2) Stellplatzsatzung) 

aufgrund der guten Anbindung an den ÖPNV wird im Rahmen der Genehmigungspla-

nung geprüft. Im Fall einer weiteren Reduzierung würden sich 59 PKW-Stellplätze er-

geben. 

Nach der Stellplatzsatzung sind ca. 320 Fahrradstellplätze herzustellen. 

Eine Nutzung durch den Vereinssport ist nur für die Sporthalle vorgesehen, nicht für 

die Sport-Freianlagen. Eine entsprechende textliche Festsetzung wird in den Bebau-

ungsplan aufgenommen. 

In der nachfolgenden Tabelle sind die Flächenbedarfe (Grundflächen baulicher Anla-

gen) zusammenfassend dargestellt. Sie orientieren sich an den „Raumprogrammemp-
fehlungen – Musterflächenprogramm für allgemeinbildende Schulen im Land Branden-

burg“ und berücksichtigen darüber hinaus die Erfahrungen aus dem laufenden Projekt 
in Eberswalde (Schulcampus). Nicht enthalten sind Grün- und Freiflächen. 

 

Flächen / Anlagen  Flächenbedarf in m² 

Schulgebäude ca. 3.630 m² 

Sporthalle ca. 1.960 m² 

Außenanlagen:  

Schulsport ca. 6.346 m² 

Schulhof  ca. 5.400 m² 

- Erschließungsflächen / Wege / PKW- und Fahrradstell-

plätze  ca. 8.068 m² 

Technikgebäude ca.    750 m² 

Summe ca. 26.154 m² 

Tab. 2: Flächenbedarfsbilanz39 

Insgesamt müssen die Festsetzungen des Bebauungsplans somit so getroffen werden, 

dass eine Grundfläche (GR) von mindestens 26.154 m² realisiert werden kann. Um 

Spielraum für Änderungen oder zukünftig ggf. erforderliche Erweiterungen zu sichern, 

wird die GR auf 32.000 m² festgesetzt. 

 

Die im Plangebiet ausgewiesene Gemeinbedarfsfläche mit der Zweckbestimmung 

„Schule und Sport“ umfasst eine Fläche von ca. 4,57 ha. Sie ist flächenmäßig größer, 

als es die im vorangegangenen Kapitel dargestellten Gestaltungsbeispiele darstellen. 

Es hat sich zwischenzeitlich gezeigt, dass die Flächenansätze aus dem städtebauli-

chen Entwicklungskonzept nicht ausreichen und überschritten werden. Dies hängt mit 

dem angestrebten Konzept der Compartmentschule zusammen, deren im Vergleich zu 

einer klassischen „Flurschule“ höherer Flächenbedarf in den Gestaltungsbeispielen 

                                                
39 Angaben Landkreis Barnim, Stand Februar 2025 
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noch nicht vollständig berücksichtigt werden konnte. Die Abgrenzung der Gemeinbe-

darfsfläche erfolgt auch im Sinne einer Vorsorge, um auf Mehrbedarfe reagieren zu 

können. Die Entwicklung der vergangenen Jahre hat insgesamt gezeigt, dass sich Be-

darfe abweichend von Prognosen kurzfristig ändern können. 

 

Compartmentschule  

Die Schule soll als Compartmentschule errichtet werden. Bei der Cluster-/Compart-

ment-Bauweise sind die unterschiedlichen Funktionsbereiche zusammengefasst. Da-

mit sollen auch alle erforderlichen Voraussetzungen für eine gemeinsame Beschulung 

von behinderten und nichtbehinderten Schülerinnen und Schülern (Inklusion) geschaf-

fen werden. Weiterhin sind über die für einen „normalen“ Unterrichtsbetrieb erforderli-
chen Räume hinaus weitere Räume und Aufenthaltszonen erforderlich. 

Für die Sekundarstufe I sollen insgesamt vier Cluster gebildet werden. Ein Cluster be-

steht aus fünf allgemeinen Unterrichtsräumen (AUR) und einem teilbaren Multifunkti-

onsraum. Die Belegung dieser Cluster erfolgt je nach Organisation des Schulbetriebes 

entweder durch die einzelnen Jahrgangsstufen oder durch die verschiedenen Fachbe-

reiche. Die Räume gruppieren sich um ein Forum, welches als zentraler Mittelpunkt 

(Verkehrsfläche) dient und auch im Unterricht genutzt werden kann. Jeweils zwei Clus-

ter werden zusammengefasst und um weitere Räume ergänzt. Es sind die folgenden 

Räume und Flächen vorgesehen: 

 Beratungsraum Lehrkräfte 

 Sammlungsräume mit je einem Arbeitsplatz für Lehrkräfte 

 WC-Anlage sowie Flächen für Schließfächer 

Für die Sekundarstufe II sollen zwei Cluster für jeweils ca. 135 bis 150 Schülerinnen 

und Schüler gebildet werden, die die jeweiligen allgemeinen Unterrichts-/Kursräume 

umfassen. Die Belegung dieser Cluster erfolgt wiederum je nach Organisation des 

Schulbetriebes entweder durch die einzelnen Jahrgangsstufen oder durch die verschie-

denen Fachbereiche. Ergänzt wird dieser Stammbereich durch zwei Multifunktions-

/Kursräume. 

 

Wie in der Sekundarstufe I werden die beiden Stammbereiche gruppiert und um einen 

Beratungsraum für Lehrkräfte, einen Sammlungsraum sowie eine WC-Anlage und Flä-

chen für Schließfächer ergänzt. 

 

Es entstehen zudem Räume für Fachunterricht (Kunst/Musik, Naturwissenschaften, 

Werkstatt, Technik-Fachraum, Maschinen-/Brennofenraum, Lehrküche, Informatik) 

und ein Mehrzweckbereich. Der Mehrzweckbereich umfasst einen Eingangsbereich mit 

Foyer, eine Mensa/Cafeteria, eine Aula sowie die Schulbibliothek. Hinzu kommen 

schließlich noch Räume für die Verwaltung (u. a. Schulleiter, Sekretariat, Lehrerzim-

mer), für den Hausmeister sowie für die Essensversorgung. Die Schule soll mit einer 

Vollküche zur frischen Zubereitung der Schulspeisung sowie kleinerer Snacks ausge-

stattet werden. 
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7 Festsetzungen 

7.1 Art der baulichen Nutzung  

Festgesetzt werden soll eine Fläche für den Gemeinbedarf (§ 9 BauGB Abs. 1 Nr. 5) 

mit der Zweckbestimmung „Schule und Sport“. Hinzu kommen die Festsetzung eines 
allgemeinen Wohngebiets (gemäß § 4 BauNVO) zur Sicherung einer bestehenden 

Wohnnutzung sowie öffentliche Grünflächen, die mit der Festsetzung für Maßnahmen 

zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft überla-

gert sind.  

 

Fläche für den Gemeinbedarf 

Festsetzung Nr. 1 

Die Fläche für den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung „Schule und Sport“ dient 
der Unterbringung von Gebäuden und Einrichtungen, die schulischen Zwecken und 

Zwecken des Schulsports dienen. Auf der Gemeinbedarfsfläche sind Schulgebäude, 

Turnhallen sowie weitere bauliche und sonstige Anlagen und Freianlagen zulässig, die 

schulischen und sportlichen Zwecken dienen. 

Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB 

Begründung: 

Aufgrund der topographischen und entwässerungstechnischen Anforderungen soll die 

geplante Schule mit Sporthalle und Außenanlagen im zentralen bzw. östlichen Teil des 

Plangebietes errichtet werden. Dementsprechend wird dieser Bereich als Fläche für 

den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung „Schule und Sport“ ausgewiesen. Diese 
Fläche dient der Unterbringung von Gebäuden und Einrichtungen, die schulischen 

Zwecken sowie Zwecken des Schulsports dienen. Zulässig sind demnach Schulge-

bäude, Turnhallen sowie weitere bauliche und sonstige Anlagen und Freianlagen, die 

schulischen und sportlichen Zwecken dienen. 

Festsetzung Nr. 2 

Auf der Fläche für den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung „Schule und Sport“ ist 
eine außerschulische Nutzung der Schulgebäude zu sonstigen Bildungs-, sozialen, kul-

turellen und sportlichen Zwecken zulässig. Eine Nutzung der Turnhalle durch den Ver-

einssport ist zulässig. 

Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB 

Begründung: 

Das Schulgebäude soll auch für außerschulische Aktivitäten in den Bereichen Bildung, 

Soziales, Kultur und Sport genutzt werden dürfen. Auch die Turnhalle soll durch den 

Vereinssport genutzt werden. Dementsprechend wird im Bebauungsplan eine entspre-

chende Festsetzung getroffen. 

 

Die nachfolgenden textlichen Festsetzungen regeln die Zulässigkeit von Nebenanla-

gen und Anlagen der technischen Ver- und Entsorgung: 
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Festsetzung Nr. 3 

Auf der Fläche für den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung „Schule und Sport“ 
sind Stellplätze für Kfz und Fahrräder sowie Nebenanlagen zulässig, die dem Nut-

zungszweck dienen. 

Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB 

Begründung: 

Im Bereich der Gemeinbedarfsfläche sind neben den Schulgebäuden und den dazu-

gehörigen Sport- und Freiflächen auch Nebenanlagen erforderlich. Dazu zählen insbe-

sondere Stellplätze für den Kfz-Verkehr sowie für Fahrräder.  

Festsetzung Nr. 4 

Auf der Fläche für den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung „Schule und Sport“ 
sind Anlagen und Nebenanlagen, die der Versorgung des Plangebiets mit Elektrizität, 

Gas, Wärme, Wasser und Telekommunikation sowie der Wasserver- und Entsorgung 

dienen (beispielsweise ein Speicherbauwerk für die Zwischenspeicherung und Ablei-

tung von Abwasser) zulässig. Zum Zwecke der Verwertung (Nutzung) von Nieder-

schlagswasser als Brauch- und/oder Beregnungswasser sind Zisternen zulässig. 

Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB 

Begründung: 

Erforderlich sind auch Anlagen und Nebenanlagen zur technischen Ver- und Entsor-

gung (Wasser, Abwasser, Energie, Telekommunikation). So hat die E.DIS mitgeteilt, 

dass die Errichtung einer Ortsnetzstation im Plangebiet notwendig werden kann. Zu-

dem sollen die Errichtung und der Betrieb eines Schmutzwasserspeichers für das an-

fallende Schmutzwasser ermöglicht werden. Dies ist erforderlich, um das SW in den 

Nachtstunden gedrosselt in den Schmutzwasserkanal einleiten zu können. Darüber 

hinaus besteht die Absicht, das anfallende Niederschlagswasser in Zisternen zu sam-

meln und als Brauchwasser für die Außenanlagenbewässerung zu nutzen, um Trink-

wasser einzusparen. 

Mit dieser Festsetzung sind Anlagen und Nebenanlagen zur technischen Ver- und Ent-

sorgung zulässig, ohne dass es bereits auf Ebene des Bebauungsplans einer konkre-

ten Standortplanung bedarf. 

Festsetzung Nr. 5 

Auf der Fläche für den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung „Schule und Sport“ 

sind untergeordnete Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie in, an oder auf 

Dach- und Außenwandflächen von Haupt- und Nebenanlagen oder Kraft-Wärme-

Kopplungsanlagen innerhalb und außerhalb von Gebäuden zulässig. Es ist darüber 

hinaus zulässig, offene Stellplatzanlagen zum Zwecke der Nutzung solarer Strahlungs-

energie zu überdachen. Die Regelung zur Zulässigkeit untergeordnete Anlagen zur 

Nutzung solarer Strahlungsenergie oder Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen gilt auch 

dann, wenn die erzeugte Energie vollständig oder überwiegend in das öffentliche Netz 

eingespeist wird. 

Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB 
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Begründung: 

Geregelt wird schließlich, dass untergeordnete Anlagen zur Nutzung solarer Strah-

lungsenergie in, an oder auf Dach- und Außenwandflächen von Haupt- und Nebenan-

lagen zulässig sind, darunter auch Solarmodule an den Gebäuden und Anlagen für 

Kraft-Wärme-Kopplung, um die Voraussetzungen für eine – ggf. anteilige – Versorgung 

mit regenerativen Energien zu schaffen. 

 

Allgemeines Wohngebiet 

An der Buchenallee befindet sich eine Wohnnutzung (Buchenallee 97, Flurstück 38), 

die im Rahmen eines Allgemeinen Wohngebiets gesichert werden soll. 

Das bestehende Wohngrundstück stimmt nicht mit den Flurstücksgrenzen überein. 

Nach erfolgter Abstimmung zwischen den Grundstückseigentümern, der Gemeinde 

und dem Landkreis wird das Wohngrundstück entsprechend der bestehenden Flur-

stücksgrenzen als Allgemeines Wohngebiet festgesetzt. 

Festsetzung Nr. 6 

Im Allgemeinen Wohngebiet sind Läden, nicht störende Handwerksbetriebe sowie An-

lagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke unzuläs-

sig. Die gemäß § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Nutzungen werden 

nicht Bestandteil des Bebauungsplans.  

Rechtsgrundlage: § 1 Abs. 5 und 6 BauNVO 

Begründung: 

Das allgemeine Wohngebiet lässt sich städtebaulich dem Wohnsiedlungsbereich west-

lich der Buchenallee zuordnen. Dort gilt der Bebauungsplan Nr. 11 „Wohnsiedlung 
Schlüterstraße – Buchenallee aus dem Jahre 2004, der ebenfalls allgemeines Wohn-

gebiet festsetzt. Die dort geltenden Festsetzungen zur Nutzung werden für dieses all-

gemeine Wohngebiet, das lediglich ein Grundstück bzw. rund 4.000 m² Fläche umfasst, 

übernommen. Zudem ist es erforderlich, aufgrund dieser geringen Größe Nutzungen 

auszuschließen, die erfahrungsgemäß einen höheren Flächenbedarf haben oder von 

denen potenziell Störungen für die benachbarten Wohnnutzungen ausgehen könnten. 

Dies ist bei den hier ausgeschlossenen Nutzungen der Fall. 

7.2 Maß der baulichen Nutzung, überbaubare Grundstücksfläche 

Im Bebauungsplan festgesetzt werden eine Grundfläche und die zulässige Anzahl der 

Geschosse. 

Grundfläche (GR) 

Gemeinbedarfsfläche 

Mittels Planeinschrieb wird eine maximale Grundfläche von 32.000 qm festgesetzt. 

Begründung: 

Das geplante Schulgebäude, die Sporthalle, die Schulhofflächen, die Erschließungs-

wege sowie die notwendigen Stellplätze für PKWs und Fahrräder umfassen gemäß 

dem Nutzungskonzept (Tabellen 2 und 3) eine Grundfläche von insgesamt ca. 2,61 ha. 

Um einen gewissen Spielraum für Änderungen und Flexibilität vorzuhalten, wird eine 

GR für die Gemeinbedarfsfläche von max. 32.000 m² festgesetzt. Das ist gleichzeitig 
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die Größenordnung, die es ermöglicht, die Vorgabe im Befreiungsbescheid der Unteren 

Wasserbehörde – max. 5 % Abweichung der Wasserbilanz im Vergleich zum unbebau-

ten Zustand – zu erfüllen. Dies wird in Kap. 7.6 im Einzelnen erläutert. 

Die Gemeinbedarfsfläche umfasst insgesamt rund 45.689 m². Dementsprechend ergibt 

sich ein Versiegelungsgrad von rund 72 % der Gemeinbedarfsfläche, d.h. die festge-

setzte GR entspricht einer GRZ von etwa 0,7. Zu berücksichtigen ist, dass die Gemein-

bedarfsfläche kein Baugebiet ist und die Überschreitungsregel für Nebenanlagen und 

Stellplätze gemäß § 19 ABS. 4 BauNVO dort nicht gilt. Daher muss die GR so festge-

setzt werden, dass sämtliche Flächenbedarfe der Schule abgedeckt werden. 

 

Das Schulgebäude und die Sporthalle sind Hauptanlagen. Hinsichtlich der Schulsport-

flächen ist im Wesentlichen ebenfalls von Hauptanlagen auszugehen. Nebenanlagen 

haben eine dienende Funktion und sind den Hauptanlagen untergeordnet. Mitzurech-

nen sind zudem die Erschließungsflächen (Zufahrten, Wege) sowie die ergänzenden 

Flächen (Fahrradabstellplätze, Kfz-Stellplätze, Müllplatz). Nicht mitzurechnen, weil 

vollständig unversiegelt, sind der Schulgarten sowie die Pflanzflächen, die gärtnerisch 

gestaltet werden. Die festgesetzte Grundfläche ist ausreichend, um alle erforderlichen 

und mitzurechnenden Haupt- und Nebenanlagen sowie Erschließungsflächen und 

Stellplätze innerhalb der Gemeinbedarfsfläche errichten zu können. Durch eine Be-

grenzung der zulässigen Grundfläche können klimawirksame Freiflächen auf den 

Grundstücken gesichert werden. Gleichzeitig werden die Anforderungen erfüllt, die sich 

aus der Lage des Plangebiets in der Trinkwasserschutzzone und den Anforderungen 

des Befreiungsbescheids der Unteren Wasserbehörde vom 09.12.2024 ergeben. 

Allgemeines Wohngebiet 

Mittels Planeinschrieb wird eine maximale Grundfläche von 260 qm festgesetzt. 

 

Begründung 

Als allgemeines Wohngebiet wird ein solitäres Wohngrundstück an der Buchenallee 

festgesetzt. Ziel ist es, die dortige Bebauung in ihrem Bestand zu sichern, wesentliche 

Erweiterungen sollen nicht ermöglicht werden. Im Bestand ist das Grundstück derzeit 

zu ca. 230 m² mit Hauptanlagen und zu 210 m² mit Nebenanlagen wie Wegen, Zufahr-

ten und einem Schuppen überbaut. Der relativ hohe Umfang an Nebenanlagen ergibt 

sich u.a. durch die dort vorhandene lange Stellplatzzufahrt. 

Festsetzung Nr. 7 

Im Allgemeinen Wohngebiet darf die zulässige Grundfläche (GR) durch die in § 19 Abs. 

4 Satz 1 BauNVO aufgeführten Anlagen um bis zu 230 m² überschritten werden. 

Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V. mit § 19 Abs. 4 Satz 3 BauNVO 

Begründung: 

Festgesetzt wird eine zulässige GR von 260 m². Diese GR darf durch die Anlagen, die 

gemäß § 19 Abs. 4 BauNVO bei der Ermittlung der GR mitzurechnen sind, wird bis zu 

einer Grundfläche von weiteren 230 m² überschritten werden. Diese Festsetzungen 

decken den Bestand ab und ermöglichen jeweils einen kleinen Erweiterungsspielraum 

um etwa 10%. Nach der Regelung des § 19 Abs. 4 BauNVO darf die zulässige Grund-

fläche durch die mitzurechnenden Anlagen um 50% überschritten werden. Da die hier 
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zulässige Überschreitung prozentual höher als 50% liegt, ist die Festsetzung Nr. 7 er-

forderlich. 

Gesamtversiegelung im Plangebiet: 

Im Rahmen des Befreiungsbescheids von der Trinkwasserschutzverordnung hat die 

Untere Wasserbehörde festgelegt, dass die Wasserbilanz nach Bebauung von derje-

nigen im unbebauten Zustand um maximal 5% abweichen darf. Daraus ergibt sich das 

Erfordernis, die Überbauung im Plangebiet zu begrenzen. Die Festsetzungen des Be-

bauungsplans ermöglichen – ohne Berücksichtigung der vorhandenen umgebenden 

Verkehrsflächen - eine Neuversiegelung von insgesamt 34.697 m² (siehe Tabelle 3). 

Im Rahmen des Entwässerungskonzeptes wird der Nachweis geführt, dass die Vor-

gabe des Befreiungsbescheids mit einer dementsprechend begrenzten Versiegelung 

(unter zusätzlicher Berücksichtigung des vorhandenen Wohngrundstücks mit ca. 490 

m² zulässiger Versiegelung) eingehalten werden kann. 

 

Hinweis zur Tabelle 3: Die in das Plangebiet einbezogenen öffentlichen Verkehrsflä-

chen, die an das Plangebiet grenzen, bleiben unverändert und werden daher bei der 

Ermittlung der Neuversiegelung nicht berücksichtigt. Auch das Wohngrundstück wird 

nicht berücksichtigt, weil dort bereits Bebauung vorhanden ist. Für die Wegeverbindun-

gen wird eine Versiegelung von 80 % angesetzt, weil diese nur zum Teil versiegelt 

werden (geplant sind 5 m Breite, davon 3 m Wegefläche und beidseitig ein Meter Ban-

kett. Die befahrbare Wegeverbindung von der Buchenallee erhält eine Breite von 8 m 

inkl. eines beidseitigen Banketts von einem Meter. Für die Flächen SPE 1 bis 4 wird 

eine Versiegelung von 300 m² angenommen (Wege innerhalb der Grünflächen, in der 

Tabelle der Fläche SPE 3 zugeordnet). 

Planung 
Gesamtflä-
che in m² 

max. zuläs-
sige GR 

max. be-
baubar in % 

nicht be-
baubar in 

m² 

max. bebau-
bar in m² 

Gemeinbedarfsfläche 45.689 32.000  70% 13.689  32.000  

Wohnbaufläche 3.998  490 12% 3.508  490  

SPE 1 11.761   
5% 15.278 300 

SPE 2 3.817  

SPE 3 13.628  0% 13.628 -   

SPE 4 2.924   0% 2.924  -    

Straßenverkehrsflä-
chen 

7.449   100% -    7.449  

Verkehrsfläche beson-
derer Zweckbestim-
mung 

2.996  80% 599  2.397 

Summe 92.262    
 49.389  42.636  

  
 max. Neuversiegelung 34.697  

Tab. 3: Planung 
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Gebäudehöhe/zulässige Anzahl der Geschosse 

Gemeinbedarfsfläche  

Mittels Planeinschrieb wird die maximale Vollgeschossanzahl auf III festgesetzt. 

Begründung: 

Das geplante Schulgebäude soll gemäß Nutzungskonzept und vorliegenden Konzept-

varianten max. dreigeschossig errichtet werden, während die Sporthalle in einer zwei-

geschossigen Bauweise geplant ist. Dementsprechend werden für die Gemeinbedarfs-

fläche überwiegend drei Vollgeschosse als zulässig festgesetzt. Die Höhe orientiert 

sich damit an der Umgebungsbebauung. 

Festsetzung Nr. 8 

Im Bereich der Gemeinbedarfsfläche mit der Zweckbestimmung „Schule und Sport“ 
sind Dachaufbauten nur in Form von technischen Anlagen (z. B. Aufzugsüberfahrten, 

Photovoltaikanlagen) zulässig und dürfen eine Höhe von 2 m über Dachhaut nicht über-

schreiten. Sie müssen mindestens um die Hälfte ihrer Eigenhöhe von der Außenwand 

des darunter liegenden Geschosses zurückgesetzt sein. 

Rechtsgrundlage: § 18 BauNVO 

Begründung: 

Da das Erfordernis bestehen kann, technische Anlagen (z. B. Aufzugsüberfahrten, 

Haustechnik, PV-Anlagen) auf den Dachflächen vorzusehen, ist es zulässig, die fest-

gesetzte Höhe für solche Anlagen um bis zu 2,00 m zu überschreiten. Gleichzeitig 

müssen sie mindestens um die Hälfte ihrer Eigenhöhe von der Außenwand des darun-

terliegenden Geschosses zurückgesetzt sein. 

 

Mittels Planeinschrieb die Gebäudehöhe innerhalb eines 10 Meter breiten Streifens 

entlang der Robert-Koch-Straße auf 77 m über NHN im DHHN2016 begrenzt. 

Begründung: 

Entlang der Robert Koch-Straße ist eine kleinteilige Einfamilienhausbebauung vorhan-

den. Die Schulgebäude stellen zu dieser Bebauung notwendigerweise einen städte-

baulichen Kontrast dar. Dieser wird durch verschiedene Faktoren abgemildert: Die Ro-

bert-Koch-Straße wird beidseitig von Bäumen begleitet, nördlich entlang der Robert-

Kochstraße ist ein 6,50 m breiter Grünstreifen festgesetzt, die Baugrenze für die Schul-

gebäude hält zu diesem Grünstreifen nochmals 3 m Abstand ein. Die Schulgebäude 

sind von der Bebauung an der Robert-Koch-Straße mindestens 26,50 m entfernt. Zu-

sätzlich entlang der Robert- Koch-Straße eine Höhenbegrenzung festgesetzt. Diese 

Höhenbegrenzung gilt in einer Tiefe 10 Metern für den Bereich, in dem die Gelände-

höhe 65 m überschreitet. Sie wird mit 77 m NHN festgesetzt. Das bedeutet, Gebäude 

dürfen innerhalb dieses Streifens eine Höhe von maximal 12 m über Gelände aufwei-

sen, je nach Geländehöhe auch entsprechend weniger. Mit dieser Regelung wird zu-

sätzlich sichergestellt, dass sich zwischen der vorhandenen Bebauung an der Robert-

Koch-Straße und der Schulgebäude eine verträgliche Nachbarschaft ergibt. 
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Allgemeines Wohngebiet  

Mittels Planeinschrieb wird die maximale Vollgeschossanzahl auf II festgesetzt. 

Begründung 

Für das Allgemeine Wohngebiet wird gemäß der aktuellen Bestandsituation eine Zwei-

geschossigkeit festgesetzt. 

Überbaubare Grundstücksflächen 

Grundlage für die Festsetzung der Bauweise und der überbaubaren Grundstücksflä-

chen bildet § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB. Die Festsetzung der überbaubaren Grundstücks-

flächen erfolgt durch Baugrenzen (§ 23 BauNVO). 

 

Gemeinbedarfsfläche  

Die überbaubaren Grundstücksflächen werden mittels Planeinschrieb festgesetzt. 

Begründung: 

In der Gemeinbedarfsfläche werden überbaubare Grundstücksflächen festgesetzt, die 

für die Anordnung der Gebäude im Hinblick auf die noch ausstehende Hochbauplanung 

einen entsprechenden Spielraum belassen. Da der östliche Bereich entlang der 

Schönower Straße – im Unterschied zum übrigen Plangebiet - aufgrund der Bodenver-

hältnisse für eine Niederschlagswasserversickerung geeignet ist, soll dieser Bereich 

für Entwässerungsanlagen vorgehalten werden. Vorgesehen sind insbesondere Versi-

ckerungsmulden und Baumrigolen. Die Mulden werden sich voraussichtlich kaskaden-

förmig am Gelände orientieren. Die Baugrenze wird daher in diesem Bereich um ca. 

30 m zurückgesetzt. Entlang der geplanten Fuß- und Radwegeverbindung wird die 

Baugrenze im östlichen Abschnitt ebenfalls aus entwässerungstechnischer Sicht um 

15 m abgerückt. Die Fläche zwischen Schönower Straße bzw. Fuß- und Radweg und 

Baugrenze umfasst in diesem Bereich eine Fläche von ca. 6.460 m². Bei einer ange-

nommenen Befestigung der Flächen von max. 30 % für Nebenanlagen verbleibt ein 

freizuhaltender Bereich von ca. 4.500 m² für Versickerungsmulden. Im Entwässerungs-

konzept wird der Nachweis geführt, dass diese Fläche ausreicht, vgl. Kap. 7.7. Gleich-

zeitig steht eine Fläche von 2.000 m² für die Erschließung und für die Herstellung eines 

Entréebereichs an der Schönower Straße zur Verfügung, wie er im städtebaulichen 

Konzept angedacht ist. 

Festsetzung Nr. 9 

Auf der Fläche für den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung „Schule und Sport“ 
sind 

1.  Nebenanlagen im Sinne der Festsetzung Nr. 3 und Nr. 4 sowie 

2.  ebenerdige Stellplätze zum Parken von Kraftfahrzeugen und ihre Zufahrten so-

wie Fahrradstellplätze auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche zulässig. 

Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. 23 Abs. 5 BauNVO. 

Begründung: 

Es besteht das Erfordernis, dass Nebenanlagen (PKW- oder Fahrradstellplätze, Anla-

gen für technische Ver- und Entsorgung) auch in dem Bereich vorzusehen, der außer-

halb der überbaubaren Grundstücksfläche liegt. Daher ist diese Festsetzung erforder-

lich. 
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Allgemeines Wohngebiet 
 

Die überbaubaren Grundstücksflächen werden mittels Planeinschrieb festgesetzt. 

 

Festsetzung Nr. 10 

Im Allgemeinen Wohngebiet sind Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO auch au-

ßerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. 

Rechtsgrundlage: § 23 Abs. 5 BauNVO 

Begründung: 

Im allgemeinen Wohngebiet werden die Baugrenzen so festgesetzt, dass der rückwär-

tige Gartenbereich auch weiterhin von Hauptgebäuden freigehalten werden soll. Aller-

dings ist es auch dort erforderlich, Nebenanlagen (z. B. Schuppen, Wege, Zufahrten 

etc.) auch außerhalb der Baugrenzen herzustellen. Diese sind auch im Bestand bereits 

außerhalb des Grundstücks vorhanden. Dies wird mit der Festsetzung Nr. 10 ermög-

licht. 

7.3 Verkehrsflächen, Erschließung 

Stellplätze 

Nach der Stellplatzsatzung für die Gemeinde Panketal wären für die Schule 73 Stell-

plätze erforderlich (zwei Stellplätze je Klasse Sekundarstufe 1 bei 20 Klassen, drei 

Stellplätze je Klasse Sekundarstufe 3 bei zehn Klassen, zzgl. drei für die Frischekü-

che). Hinzu kommen 20 Stellplätze für die Sporthallennutzung. In der Gesamtheit kom-

men 93 Stellplätze zustande. Die Anzahl der Stellplätze wird aufgrund der festgesetz-

ten Doppelnutzung von Sporthalle und Schule von 93 auf 73 reduziert. Eine weitere 

Reduzierung um 20% auf dann 59 Stellplätze wird im Rahmen des Baugenehmigungs-

verfahrens geprüft. Erforderlich sind zudem 320 Fahrradstellplätze. 

Die Lage und die genaue Anzahl der Stellplätze wird nicht im Bebauungsplan festge-

legt, dies erfolgt im Rahmen der nachgelagerten Hochbauplanung. 

Festsetzung Nr. 11 

Von den Vorgaben der gültigen Stellplatzsatzung der Gemeinde Panketal kann abge-

wichen werden, wenn die Doppelnutzung bzw. zeitlich versetzte Nutzung von Stellflä-

chen, die durch die Schul- bzw. Vereinssportnutzung bedingt ist, nachgewiesen wird. 

Die Anzahl der notwendigen Stellplätze gemäß gültiger Stellplatzsatzung kann entspre-

chend um die Anzahl der doppelgenutzten Stellplätze reduziert werden. 

Rechtsgrundlage: § 87 Abs. 4 BbgBO i.V.m. § 7 Abs. 5 der Stellplatzsatzung Gemeinde 

Panketal 

Begründung: 

Gemäß § 7 Abs. 5 der Stellplatzsatzung können in Bebauungsplänen auf Grundlage 

von Mobilitätskonzepten und/oder Maßnahmen des Mobilitätsmanagements geson-

derte Regelungen zur Anzahl und Ausstattung der erforderlichen Stellplätze (Pkw und 

Fahrrad) festgelegt werden, die von den Vorgaben der Stellplatzsatzung abweichen. 

Um Stellplatzflächen zu sparen, wird von dieser Möglichkeit Gebrauch gemacht. Es 

wird festgesetzt, dass von der Stellplatzsatzung der Gemeinde Panketal abgewichen 
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werden kann, wenn die Nutzung der Stellplätze zeitlich versetzt erfolgt, etwa durch 

Schulnutzung am Vormittag und Vereinssport am Nachmittag. 

Zufahrten 

Festsetzung Nr. 12 

Für die Gemeinbedarfsfläche mit der Zweckbestimmung „Schule und Sport“ ist an der 
Schönower Straße und an der Robert-Koch-Straße je eine Zufahrt zulässig. Die Fläche 

für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung von Boden, Natur und Land-

schaft entlang der Robert-Koch-Straße mit der Bezeichnung SPE 4 darf für diese Zu-

fahrt unterbrochen werden. 

Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB 

Begründung: 

Die Haupterschließung des Schulgeländes für den Kfz-Verkehr wird voraussichtlich 

entweder aus Richtung Osten von der Schönower Straße oder aus Richtung Süden 

über die Robert-Koch-Straße erfolgen. Dies hängt von der Hochbauplanung ab, die 

erst im Nachgang zu diesem Bebauungsplan erstellt wird. Daher wird festgesetzt, dass 

an der Schönower Straße (Osten) und Robert-Koch-Straße (Süden) je eine Zufahrt 

zulässig ist. Die bestehende Grundstückszufahrt dient zukünftig nur noch Fußgängern 

und Radfahrern. Dort mündet der festgesetzte öffentliche Geh- und Radweg in die 

Schönower Straße. Sie wäre auch als Zufahrt nicht geeignet, weil die Sichtverhältnisse 

auf die Schönower Straße dort eingeschränkt sind. 

Um eine Zufahrt von Süden (der Robert-Koch-Straße) zu ermöglichen, wird festgesetzt, 

dass die entlang dieser Straße festgesetzte Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur 

Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft für eine Zufahrt unterbrochen 

werden darf (vgl. dazu Kap. 7.5). 

Schulnutzung am Vormittag und Vereinssport am Nachmittag. 

Ausschluss von Zufahrten 

Bereiche in denen eine Ein- und Ausfahrt nicht hergestellt werden darf, werden mittels 

Planeinschrieb festgesetzt. 

In bestimmten Bereichen werden Zufahrten aus Gründen der Verkehrssicherheit aus-

geschlossen. Das betrifft den Nahbereich der Kreuzung Robert-Koch-Straße und 

Schönower Straße (30 Meter in beide Richtungen), den Bereich der bestehenden 

Grundstückszufahrt aufgrund der erwähnten eingeschränkten Sichtverhältnisse sowie 

Bereich gegenüber von Straßeneinmündungen. Dort sind Ein- und Ausfahrten straßen-

verkehrsrechtlich unzulässig. Die betreffenden Bereiche werden in Übereinstimmung 

mit der verkehrstechnischen Untersuchung Bereich ohne Ein- und Ausfahrt festgesetzt. 

Wegeverbindungen innerhalb des Plangebiets 

Mittels Planeinschrieb werden öffentliche Verkehrsflächen mit der Zweckbestimmung 

„Fuß- und Radweg“ festgesetzt. 

Begründung: 

Entsprechend der Vorgaben des städtebaulichen Konzepts (vgl. Kap. 5) werden öffent-

liche Wegeverbindungen durch das Plangebiet festgesetzt. Diese ermöglichen die 

Durchquerung des Gebiets in Ost-West- und Nord-Süd-Richtung, wobei der Richtung 



Bebauungsplan Nr. 35P „Lauseberg“ OT Zepernick – Panketal, Entwurf 

  Seite 58 von 153 

Norden führende Weg im Heidewäldchen (Flurstück 39/2) seine Fortsetzung findet. Ihr 

Verlauf berücksichtigt auch, dass zu dem Wohngrundstück ein Diskretionsabstand ein-

gehalten wird. 

Die Wegeverbindungen werden als öffentliche Verkehrsflächen mit besonderer Zweck-

bestimmung „Fuß- und Radweg“ festgesetzt. Sie erhalten eine Breite von 5 Metern 
(Ausnahme Wegeverbindung zur Buchenallee), um genügend Fläche für Unterhal-

tungsfahrzeuge, Bankette und ggf. Beleuchtung vorzuhalten. 

 

Festsetzung Nr. 13 

Die mit „A“ bezeichnete öffentliche Verkehrsfläche mit der Zweckbestimmung Fuß- und 

Radweg darf als untergeordnete Grundstückszufahrt für die Gemeinbedarfsfläche ge-

nutzt werden. 

Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB 

Begründung: 

Zusätzlich soll die Möglichkeit bestehen, für das Schulgelände im Bedarfsfall eine un-

tergeordnete Zufahrt von der Westseite herzustellen. Es daher wird festgesetzt, dass 

der Fuß- und Radweg, der von der Buchenallee ausgeht, auf dem Abschnitt zwischen 

der Buchenallee und der Gemeinbedarfsfläche von dem Erschließungsverkehr der 

Schule befahren werden darf. Der betreffende Bereich ist zeichnerisch abgegrenzt. Die 

von der Buchenallee ausgehende Wegeverbindung erhält eine Breite von acht Metern 

(sechs Meter Wegebreite zzgl. Seitenstreifen), damit sie in einem begrenzten Umfang 

auch Fahrzeugverkehr aufnahmen kann. 

Die Wegeverbindung von der Buchenallee soll vorwiegend Fußgängern und Radfah-

rern dienen. Sie darf nur in einem untergeordneten Umfang bzw. ergänzend zu den 

Hauptzufahrten genutzt werden, die nach der Festsetzung 12 an der Schönower 

Straße und/oder an der Robert Koch-Straße zulässig sind. Die untergeordnete Funk-

tion dieser Zufahrt wird im städtebaulichen Vertrag zwischen der Gemeinde und dem 

Landkreis Barnim als Schulträger entsprechen geregelt. 

Festsetzung Nr. 14 

Die Einteilung der Straßenverkehrsfläche ist nicht Gegenstand der Festsetzung. 

Begründung: 

Die angrenzenden Verkehrsflächen der Schönower Straße, der Robert-Koch-Straße 

und der Buchenallee werden bis zu ihrer Mitte in den Geltungsbereich einbezogen und 

als Verkehrsflächen festgesetzt. Veränderungen der Straßenbegrenzungslinien sind 

nicht erforderlich. 

Die Festsetzung Nr. 14 wird im Hinblick auf die angrenzenden Verkehrsflächen zur 

Klarstellung festgesetzt. Die Einteilung von öffentlichen Verkehrsflächen ist regelmäßig 

nicht Gegenstand eines Bebauungsplans, sie erfolgt im Rahmen der nachgelagerten 

Erschließungsplanung. 

7.4 Immissionsschutz  

Im Rahmen eines Bebauungsplanverfahrens ist nachzuweisen, dass die Festsetzun-

gen des Bebauungsplans keine Lärmkonflikte mit der Umgebung auslösen. Nachzu-

weisen ist auch, dass das Plangebiet seinerseits keinen unzumutbaren Lärmkonflikten 

ausgesetzt wird. Falls erforderlich, sind Festsetzungen zum Lärmschutz zu treffen. 
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Gemäß § 22 Abs. 1a des Bundes-Immissionsschutzgesetzes sind Geräuscheinwirkun-

gen, die von Kindertageseinrichtungen, Kinderspielplätzen und ähnlichen Einrichtun-

gen wie beispielsweise Ballspielplätzen durch Kinder hervorgerufen werden, im Regel-

fall keine schädliche Umwelteinwirkung. Bei der Beurteilung der Geräuscheinwirkun-

gen dürfen Immissionsgrenz- und -richtwerte nicht herangezogen werden. Dies gilt ent-

sprechend auch für Schulen (z.B. Lärm der Schüler auf dem Schulhof während der 

Pausen) und den Schulsport, nicht jedoch für den Vereinssport. Es gilt auch nicht für 

den Verkehr, der durch den Schulbetrieb hervorgerufen wird. Es gilt auch nicht für den 

Vereinssport, der die Turnhalle nutzt und dessen Zu- und Abfahrtsverkehr. 

Für den hier vorliegenden Bebauungsplan ergeben sich Untersuchungserfordernisse 

somit insbesondere hinsichtlich Verkehrslärm und sowie Sportlärm durch Vereinssport 

in der Turnhalle.  Die Sport-Außenanlagen dürfen nicht durch den Vereinssport genutzt 

werden. Belastungen durch Gewerbelärm bestehen nicht und werden durch die Pla-

nung auch nicht hervorgerufen. Zu untersuchen ist: 

1. ob die infolge der Schulnutzung eintretende Verkehrszunahme zu Lärmkonflikten 

mit den umgebenden Wohnnutzungen führt,  

2. ob die Schulnutzung Ihrerseits Verkehrslärmbelastungen ausgesetzt wird, die 

Festsetzungen im Bebauungsplan zum baulichen Schallschutz oder zur Anord-

nung der Gebäude erforderlich machen, 

3. ob die Nutzung der Turnhalle durch den Vereinssport und das damit verbundene 

Verkehrsaufkommen zu Lärmkonflikten mit der umgebenden Wohnbebauung füh-

ren.  

Zu diesem Zweck wurde eine lärmtechnische Untersuchung erstellt.40 

7.4.1 Auswirkungen Verkehrslärm auf die umgebende Wohnbebauung  

Im Rahmen einer Verkehrsuntersuchung (vgl. Kap. 9.4) wurde prognostiziert, in wel-

chem Umfang der Verkehr infolge der Planung der Schule voraussichtlich zunimmt. Zu 

diesem Zweck wurde der so genannte Prognose-Bezugsfall – d.h. die zu erwartende 

Verkehrsentwicklung ohne Berücksichtigung der Schule – und der Prognose-Planfall 

mit Berücksichtigung der Schule einander gegenübergestellt.  

Zur Ermittlung des Prognose-Bezugsfall wurden Verkehrsdaten herangezogen, die 

im Rahmen der Verkehrsuntersuchung erfolgt sind. Es wurden Zählungen durchge-

führt, aus denen der durchschnittliche tägliche Verkehr eines Jahres (DTV) ermittelt 

wurde.  

Diese Daten wurden anhand der Bevölkerungsprognose für die Gemeinde Panketal, 

die auf Grundlage des „Integrierten Gemeindeentwicklungskonzeptes Panketal 2040“ 
(IGEK) erstellt wird, hochgerechnet. Diese Bevölkerungsprognose wird jährlich ange-

passt, zuletzt erfolgte dies im Mai 2025. Danach wird die Einwohnerzahl Panketals im 

Jahr 2042 bei rund 24.000 Einwohnern liegen (24.031). Das wäre gegenüber dem 

Stand 31.12.2023 ein Zuwachs von 13,4%. Folglich wurden die Zähldaten mit dem 

                                                
40 ALB, Akustiklabor Berlin: Schalltechnische Untersuchung im Rahmen der Aufstellung des Bebau-

ungsplans Nr. 35 P "Lauseberg" im Ortsteil Zepernick der Gemeinde Panketal . Berlin, September 

2025 
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Faktor 1.134 multipliziert. Benachbarte Bauvorhaben, die bis 2042 realisiert sein könn-

ten, wurden nicht gesondert betrachtet, da diese in der Prognose bereits enthalten sind.  

Die Verkehrsdaten für den Prognose-Planfall ergeben sich aus den städtebaulichen 

Kenndaten für das Schulvorhaben (Anzahl Schüler, Zügigkeit/Anzahl Klassen, Anzahl 

der Beschäftigten, Nutzung der Sportanlagen etc.). Diese werden den Daten des Prog-

nose-Bezugsfalls hinzuaddiert. Die Beurteilung erfolgt anhand der Orientierungswerte 

aus dem Beiblatt der DIN 18005 „Schallschutz im Städtebau“. Diese liegen für allge-
meine Wohngebiete bei 55 dB(A) tagsüber und 45 dB(A) nachts. Die Orientierungs-

werte unterliegen der Abwägung. Ihre Einhaltung ist „wünschenswert“, kann jedoch zu-
gunsten anderer Belange in der Abwägung zurückgestellt werden. Zusätzlich werden 

die Grenzwerte der 16. Verordnung zum Bundesimmissionsschutzgesetz (16. BIm-

SchV) herangezogen. Diese liegen bei reinen und allgemeinen Wohngebieten bei 59 

dB(A) tagsüber und 49 dB(A) nachts.   

Auf Grundlage dieser Daten wurden an den Fassaden der umgebenden Wohngebäude 

entlang der Schönower Straße, der Robert Koch-Straße und der Buchenallee in der 

lärmtechnischen Untersuchung Schallpegel ermittelt. Für die einzelnen Straßen ergibt 

sich Folgendes:  

 Entlang der Schönower Straße werden die Orientierungswerte aus dem Beiblatt 

der DIN18005 bereits im Bestand überschritten (bis zu 63 dB(A) tagsüber und bis 

zu 54 dB(A) nachts. Die Planung hat hier keine relevanten Auswirkungen, die 

Schallpegel bleiben in der Gegenüberstellung der Situation mit oder ohne Schul-

neubau weitgehend unverändert. In der lärmtechnischen Untersuchung werden 

verschiedene Bebauungsvarianten hinsichtlich ihrer Auswirkungen miteinander 

verglichen. Legt man die ungünstigste Variante (langgestreckte Fassade in Rich-

tung der Schönower Straße) zugrunde, nehmen die prognostizierten Schallpegel 

nehmen tagsüber im Vergleich zur Situation ohne Bebauung um 0,8 dB(A) tags-

über und um 0,6 dB(A) zur Nachtzeit zu. Bei anderen Bebauungsvarianten erge-

ben sich geringere Zunahmen. Die Anstiege zur Nachtzeit resultieren ausschließ-

lich aus Schallreflexionen, weil die Schule nachts nicht genutzt wird 

 Entlang der Robert-Koch-Straße werden die Orientierungswerte im Bestand – ab-

gesehen vom Nahbereich der Kreuzung Schönower Straße - eingehalten. Auswir-

kungen ergeben sich lediglich, wenn Hochbauten nahe der Straße errichtet wer-

den. Es treten dann Schallreflexionen auf, die sich an den Fassaden der jeweils 

gegenüberliegenden Gebäude auswirken. Die Wirkung dieser Schallreflexionen 

wird in der lärmtechnischen Untersuchung prognostiziert. Dabei werden verschie-

dene Bebauungsvarianten miteinander verglichen, zudem wird zwischen der Lage 

der Hauptzufahrt (Robert-Koch-Straße bzw. Schönower Straße) differenziert. Legt 

man das Gestaltungsbeispiel „Bildung und Sport um eine Grüne Mitte“ des Büros 

Herwarth und Holz entwickelt hat (vgl. Kap. 5.2 Abb. 25), dass mit einem dreige-

schossigen Gebäude unmittelbar an der Baugrenze schalltechnisch ungünstig ist, 

ergibt sich Folgendes: An dem gegenüberliegenden Gebäude ergeben sich im 1. 

OG Anstiege der Lärmpegel um 3,2 dB(A) tagsüber bzw. 2,6 dB(A) nachts, wenn 

die Hauptzufahrt an der Robert-Koch-Straße liegt. Liegt sie an der Schönower 

Straße, sind die Anstiege mit 2,5 dB(A) tagsüber und 2,6 dB(A) nachts etwas ge-

ringer. Die absoluten Pegel liegen bei 58 dB(A) tagsüber und 49 dB(A) nachts 

(Hauptzufahrt Robert-Koch-Straße) bzw. 57 dB(A) tagsüber und 49 dB(A) nachts 
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(Hauptzufahrt Schönower Straße). Die Orientierungswerte im Beiblatt der DIN 

18005 werden nach tagsüber um 2 bzw. 3 dB(A) und nachts um 4 dB(A) über-

schritten. Der Grenzwert der 16. BImSchV für allgemeine Wohngebiete wird ein-

gehalten. Im EG sind die Pegel jeweils 1 dB(A) geringer. Bereits weniger Häuser 

weiter westlich werden die Orientierungswerte eingehalten bzw. unterschritten. 

Eine Einschränkung der überbaubaren Grundstücksfläche wäre vor diesem Hin-

tergrund unverhältnismäßig, zumal der Anstieg zu einem gewissen Teil aus der 

prognostizierten allgemeinen Zunahme des Verkehrs resultiert. Im städtebaulichen 

Vertrag soll geregelt werden, dass die Hauptzufahrt für die Schule an der 

Schönower Straße liegen muss. 

 Entlang der Buchenallee ist die Situation ähnlich der entlang der Schönower 

Straße: Die Orientierungswerte werden in der Bestandssituation überschritten, al-

lerdings ist die Überschreitung weniger ausgeprägt (maximal 3 dB(A) tagsüber und 

5 dB(A) nachts). Die Schule hat hier aufgrund des großen Abstandes keine Aus-

wirkungen, die Pegel bleiben nahezu unverändert. 

In der Gesamteinschätzung lässt sich feststellen, dass der Neubau der Schule im Hin-

blick auf den zu keinen wesentlichen Konflikten führt. Regelungen im Bebauungsplan 

sind nicht erforderlich. 

7.4.2 Auswirkungen Verkehrslärm auf die zulässigen Nutzungen innerhalb des 
Plangebiets  

Schulnutzung 

Das Beiblatt der DIN 18005 sieht für Einrichtungen der sozialen Infrastruktur keine Ori-

entierungswerte vor. Angestrebt wird ein Schutzniveau wie in einem allgemeinen 

Wohngebiet (55 dB(A), wobei ein Schutzanspruch nur tagsüber besteht. 

Die Beurteilung erfolgt anhand der festgesetzten Baugrenzen. Entlang der Baugrenzen 

werden Immissionsorte gesetzt und der dort auftretende Lärmpegel prognostiziert. Hier 

zeigt sich erwartungsgemäß, dass die höchsten Belastungen an der Ostfassade auf-

treten, weil die Schönower Straße verkehrlich am stärksten belastet ist und auch der 

Lärm der Eisenbahnstrecke aus östlicher Richtung kommt. Die Pegel liegen bei maxi-

mal 60 dB(A) im 2. Obergeschoss. Zur Überprüfung werden auch Pegel an Gebäuden 

prognostiziert, dabei wird wiederum die Bebauungsvariante gemäß der Abb. 25 heran-

gezogen. Die Ergebnisse sind weitgehend identisch, die höchste Belastung ergibt sich 

an der Ostfassade im 2. OG (59 dB(A)).  

Festsetzungen zum passiven Schallschutz (Schalldämm-Maße für Fassaden oder 

Fenster) sind angesichts der geringen Überschreitungen der Orientierungswerte nicht 

erforderlich. Die hier notwendigen Schalldämm-Maße von maximal 32 dB(A) für Unter-

richtsräume werden von den Baumaterialien, die nach dem Stand der Technik verwen-

det werden, bereits erbracht. 

Allgemeines Wohngebiet 

Für das allgemeine Wohngebiet werden an der Baugrenze, die zur Buchenallee zeigt, 

Lärmpegel von maximal 56 dB(A) tagsüber und 48 dB(A) nachts prognostiziert. Am 

vorhandenen Gebäude liegen die Pegel bei maximal 53 dB(A) tagsüber und 47 dB(A) 

nachts. Durch die Schule verändern sich die Werte nicht. Die Orientierungswerte wer-

den tagsüber weitgehend eingehalten und nachts um maximal 3 dB(A) überschritten. 
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Die Grenzwerte der 16. BImSchV werden unterschritten. Es liegt kein wesentlicher 

Lärmkonflikt vor, Festsetzungen im Bebauungsplan sind nicht erforderlich. 

7.4.3 Sportlärm  

Beurteilungsgegenstand ist der Sportlärm der durch den Vereinssport durch die Nut-

zung der Turnhalle auf dem Schulgelände hervorgerufen wird. Die Beurteilung erfolgt 

auf Grundlage der 18. Verordnung zum Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchV - 

Sportlärmschutzverordnung). Diese sieht für allgemeine Wohngebiete Immissionsricht-

werte vor, die bei 55 dB(A) tagsüber und 40 dB(A) nachts liegen. Während der so ge-

nannten Ruhezeiten – werktags 6 – 8 Uhr und 20 – 22 Uhr, sonn- und feiertags 7 – 9 

Uhr, 13 – 15 Uhr und 20 – 22 Uhr) beträgt der Richtwert 50 dB(A). An höchstens 18 

Kalendertagen im Jahr dürfen diese Pegel überschritten werden (tagsüber dann 65 

bzw. 60 dB(A), nachts 50 dB(A)). Für kurzzeitige Geräuschspitzen dürfen die Pegel 

tagsüber bei 85 dB(A) außerhalb bzw. 80 dB(A) innerhalb der Ruhezeiten liegen, 

nachts gilt ein Richtwert von 60 dB(A). Die Richtwerte sind 50 cm vor einem geöffneten 

Fenster einzuhalten. Daher sind Maßnahmen des passiven Schallschutzes (z.B. 

Schallschutzfenster) zur Konfliktlösung nicht zulässig. 

Ergänzend wird der Schulsport in die Beurteilung einbezogen. Dies erfolgt allerdings 

nur insoweit, um festzustellen, ob durch den Schulsport Lärmbelastungen auftreten, 

die durch bauliche Maßnahmen gemindert werden könnten. Eine zeitliche Einschrän-

kung der Nutzung von Sportanlagen durch den Schulsport sieht die 18. BImSchV nicht 

vor.  

Für den Vereinssport werden die Immissionen durch den eigentlichen Sportbetrieb so-

wie durch den Zu- und Abgangsverkehr und die Stellplatzfläche prognostiziert. Zu-

grunde gelegt wird eine Nutzung der Sporthalle im Spielbetrieb, da dies im Vergleich 

zu einer Trainingsnutzung mit höheren Lärmimmissionen verbunden ist. Ausgegangen 

wird von einem Fußballspiel mit 60 Zuschauern. Die Außensportanlagen dienen nur 

dem Schulsport und nicht dem Vereinssport. 

Turnhalle und Stellplatzfläche werden für die Prognose im Norden des Geltungsbe-

reichs angeordnet. Die nachfolgende Abbildung 26 zeigt die Stellplatzfläche (blau 

Scharffiert) sowie die westlich davon gelegene Turnhalle. Die dargestellte Anordnung 

orientiert sich wiederum an der Abb. 25) aus Kap. 5.2. Sie stellt einen ungünstigen Fall 

dar, da sich Turnhalle, Stellplatz und insbesondere die Zufahrt damit nahe der Wohn-

bebauung befinden, die auf den Flurstücken 40/4, 40/5 und 40/6 vorhanden ist. 
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Abb. 26: Angenommene Lage Turnhalle und Stellplatz41 

Prognostiziert werden die Immissionen durch eine Vereinssportnutzung an Nachmitta-

gen, an Werktagen ganztägig (Ferienzeit) sowie an Wochenenden innerhalb und au-

ßerhalb der Ruhezeiten. Es zeigt sich, dass die Richtwerte der Sportlärmschutzverord-

nung an der nördlich gelegenen Wohnbebauung bei allen betrachteten Szenarien ein-

gehalten werden. Um den Richtwerte außerhalb der Ruhezeiten (55 dB(A)) einzuhal-

ten, ist ein Mindestabstand zwischen Sport- bzw. Stellplatznutzung und Wohnbebau-

ung von 24 Metern erforderlich. Dieser Abstand ist überall gegeben, da die Baugrenzen 

jeweils weiter als 24 Meter von der umgebenden Wohnbebauung entfernt verlaufen. 

Innerhalb der Ruhezeiten (Richtwert 50 dB(A)) beträgt der erforderliche Abstand 33 

Meter. Dieser Abstand wird zur nördlichen Wohnbebauung ebenfalls eingehalten, die 

Entfernung der dortigen Baugrenze zur Wohnbebauung beträgt mindestens 36,50 Me-

ter. Im Süden beträgt der Abstand zwischen Baugrenze und Wohnbebauung entlang 

der Robert-Koch-Straße mindestens 27 Meter und ist damit geringer. Nur dann, wenn 

Stellplatz und Turnhalle am südlichen Rand des Plangebiets angeordnet werden soll-

ten, wären Nutzungseinschränkungen während der Ruhezeiten erforderlich. 

Zusätzlich betrachtet wurde eine gemeinsame Nutzung durch den Schul- und Vereins-

sport. Bei diesem Szenario würde es zur Überschreitung der Richtwerte kommen. Die 

lärmtechnische Untersuchung spricht daher für die weitere Planung der Sport-Außen-

flächen die folgenden Empfehlungen aus: 

 Begrenzung der Schallleistungspegel des Lautsprechers an der Gymnastik-

wiese (in Abhängigkeit zur tatsächlichen Nutzung und Orientierung auf dem 

Grundstück).  

 Nutzung der Sporthalle und der Außenfläche bis maximal 22:00 Uhr, so dass in 

den Nachtstunden keine Verkehre (Personen und Kfz) auf dem Grundstück 

stattfinden.  

 Orientierung der Außenflächen nach Möglichkeit mit größerer Entfernung zu 

den Wohnhäusern (vor allem Leichtathletikflächen). 

Diese Hinweise sollten im Rahmen der nachgelagerten Planung berücksichtigt werden.  

                                                
41 Quelle: ALB 
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7.5 Grünordnung  

Die Planung ist mit Eingriffen in den Naturhaushalt verbunden. Gemäß § 1a Abs. 3 

BauGB sind die Vermeidung und der Ausgleich voraussichtlich erheblicher Beeinträch-

tigungen des Landschaftsbildes sowie der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Na-

turhaushalts in seinen in § 1 Absatz 6 Nummer 7 Buchstabe a bezeichneten Bestand-

teilen (Eingriffsregelung nach dem Bundesnaturschutzgesetz) in der Abwägung nach 

§ 1 Absatz 7 zu berücksichtigen. Eine Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung ist Bestandteil 

des Umweltberichts. Der Ausgleich des Eingriffs kann vollständig im Plangebiet erfol-

gen. 

Die Sicherung der Kompensationsmaßnahmen erfolgt über textliche bzw. zeichneri-

sche Festsetzungen im Bebauungsplan bzw. über den Abschluss eines städtebauli-

chen Vertrages zwischen der Gemeinde Panketal und dem Landkreis Barnim als Vor-

habenträger. 

Baumerhalt 

Festsetzung Nr. 15 

In der Schönower Straße, Buchenallee sowie der Robert-Koch-Straße sind die Baum-

reihen zu erhalten. Hiervon ausgenommen sind Baumbestände im Bereich der ge-

mäß Festsetzung Nr. 12 zulässigen Zufahrten sowie im Einmündungsbereich der 

Fuß- und Radwege. 

Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB 

Begründung: 

Entlang der Schönower Straße, Buchenallee sowie der Robert-Koch-Straße befinden 

sich Baumreihen bzw. Alleebaumbestände. Diese sind zu erhalten. Aufgrund notwen-

diger Zufahrten zum Schulgelände sowie der geplanten Zufahrten für die Fuß- und 

Radwegeverbindung können jedoch nicht alle Bäume erhalten werden. Im Plangebiet 

sind insgesamt bis zu drei Zufahrten zulässig (vergl. Festsetzung Nr. 12). Die Herstel-

lung der Zufahrten macht es erforderlich, in den Baumbestand entlang der umgeben-

den Straßen einzugreifen. Das ist unvermeidlich. Da die Lage der Zufahrten noch nicht 

feststeht, kann die Anzahl der zu fällenden Bäumen noch nicht abschließend ermittelt 

werden. Daher wird dieser Eingriff in der Bilanzierung zum Bebauungsplan nicht be-

rücksichtigt. Ein Ausgleich erfolgt auf Ebene der Baugenehmigung nach den Vorgaben 

der Baumschutzverordnung des Landkreises Barnim (Ersatzpflanzung oder Wertaus-

gleich). 

 

Grünordnerische Maßnahmen innerhalb der Gemeinbedarfsfläche 

Festsetzung Nr. 16 

Auf der Fläche für den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung „Schule und Sport“ 
sind die nicht überbaubaren Flächen zu einem Anteil von mindestens 50 % gärtnerisch 

anzulegen und zu bepflanzen, zu pflegen und dauerhaft zu unterhalten. Für Sträucher 

sind als Pflanzmaterial Gehölze ohne Ballen, Höhe 100 – 150 cm zu verwenden. Die 

Verwendung der beigefügten Pflanzliste 2 wird empfohlen. 

Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 20, Nr. 25a BauGB 
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Festsetzung Nr. 17 

Auf der Fläche für den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung „Schule und Sport“ ist 
je angefangene 800 m² Grundstücksfläche ein heimischer, standortgerechter und kli-

maresistenter Baum, mit einer Pflanzqualität als Hochstamm, 3x verpflanzt und einem 

Stammumfang von 16-18 cm zu pflanzen, zu pflegen und dauerhaft zu unterhalten. Die 

Verwendung von Bäumen der beigefügten Pflanzliste 1 wird empfohlen. 

Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 20, 25a BauGB 

 

Begründung: 

Die Gemeinbedarfsfläche umfasst insgesamt rund 45.690 m², davon dürfen maximal 

32.000 m² überbaut werden (gemäß festgesetzter GR). Es verbleibt eine Fläche von 

rund 13.690 m², die unversiegelt bleiben muss. 

Diese Fläche kann anteilig für schulische und sportliche Zwecke genutzt werden (z. B. 

Schulgarten), teilweise wird sie für Entwässerungszwecke benötigt. Festgesetzt wird, 

dass 50 % dieser verbleibenden Fläche zu bepflanzen sind, das sind etwa 6.845 m². 

Diese Fläche ist mit einer Mischung aus Stauden, Rosen und Sträuchern gärtnerisch 

anzulegen. Festgesetzt wird ferner, dass eine Mindestanzahl Bäume zu pflanzen ist. 

 

Mit den beiden Festsetzungen Nr. 16 und Nr. 17 soll sichergestellt werden, dass die 

nicht überbaubaren Flächen der Gemeinbedarfsflächen begrünt werden und damit eine 

ansprechende Gestaltung erhalten. Sie haben zudem eine klimatische Funktion (Ab-

kühlung) und bieten Lebensräume für Vögel und Insekten. Die Bäume sollen eine 

Pflanzqualität von 16 -18 cm Stammumfang aufweisen und 3 x verpflanzt worden sein. 

Es sind heimische, standortgerechte und klimaresistente Gehölze zu verwenden. Die 

Gemeinbedarfsfläche umfasst eine Fläche von 45.689 m². Je angefangene 800 m² ist 

ein Baum zu pflanzen. Dementsprechend ergeben sich 57 Bäume, die flexibel auf 

beide Flächen verteilt werden können. 

Beide Festsetzungen dienen zudem dem Ausgleich von Eingriffen und fließen in die 

Eingriffs-/Ausgleichsbilanz ein. 

Von den 57 Bäumen sind mindestens 12 in Form von Baumrigolen zu pflanzen. Diese 

Baumrigolen dienen als Versickerungs- und vor allem Verdunstungsflächen und tra-

gen damit zur Grundwasserbildung bei. Dies wird gesondert festgesetzt, vgl. TF 26 

bzw. Kap. 7.7. 

Dachbegrünung 

Festsetzung Nr. 18 

Im Bereich der Gemeinbedarfsflächen sind mindestens 60 % der Dachflächen von 

Flachdächern und flach geneigten Dächern (Neigung bis max. 15°) extensiv zu begrü-

nen. Der durchwurzelbare Teil des Dachaufbaus muss mindestens 8 cm betragen. Die 

Bepflanzungen sind zu erhalten und bei Abgang nachzupflanzen. Die Verpflichtung zur 

Begrünung gilt nicht für Dachflächen von Nebenanlagen.  

Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 20, 25a BauGB 
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Begründung: 

Festgesetzt wird eine extensive Dachbegrünung mit einem Substrataufbau von min-

destens 8 cm. Diese extensive Begrünung ist auch vor dem Hintergrund der Entwäs-

serungssituation erforderlich, damit Oberflächenwasser zurückgehalten wird und antei-

lig verdunsten kann (vgl. Kap. 7.7). Es bleibt damit Bestandteil des natürlichen Was-

serkreislaufs. Dies ist auch deshalb erforderlich, um die Vorgaben des Befreiungsbe-

scheides von den Vorgaben der Trinkwasserschutzzonen-Verordnung (Abweichung 

der Wasserbilanz um nicht mehr als 5 % vom unbebauten Zustand) einzuhalten. Dach-

begrünungen vermögen zudem, Staub und sonstige Verunreinigungen der Luft zu bin-

den. Sie wirken als Luftbefeuchter/Verdunstungskühler und wirken sich günstig auf das 

Mikroklima aus. 

Die Festsetzung ist im Interesse einer nachhaltigen städtebaulichen Entwicklung erfor-

derlich, gerechtfertigt, angemessen und zumutbar. Mit der Beschränkung auf mindes-

tens 60 % der Dachfläche wird dem Flächenbedarf für Dachrandstreifen, Oberlichter 

oder technische Anlagen für Aufzugsüberfahren Rechnung getragen. PV-Module las-

sen sich auch auf begrünten Dachflächen aufstellen. Dies bietet zusätzlich den Vorteil, 

dass die begrünten Dachflächen beschattet werden. 

 

Es ist eine Substratstärke von min. 8 cm herzustellen, damit sich auch die Begrünung 

auf Dauer entwickeln kann. Mit dieser Substratstärke können Grünstrukturen in Form 

von Kräutern und Gräsern (Sedummischung) geschaffen werden. Die Dachbegrünung 

wird aus Gründen der Verhältnismäßigkeit auf flach geneigte Dächer begrenzt. Neben-

anlagen werden aus Gründen der Verhältnismäßigkeit von dieser Festsetzung ausge-

nommen. Dessen ungeachtet ist eine Begrünung der Dächer von Nebenanlagen zu-

lässig und auch städtebaulich erwünscht. 

 

Gemäß den Angaben des Landkreises Barnim wird von einer Dachflächenlandschaft 

(Schulgebäude, Sporthalle und Technikgebäude) von ungefähr 6.340 m² ausgegan-

gen. Dementsprechend ist eine Fläche von rund 3.800 m² als Dachbegrünung anzule-

gen. 

 

Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung 

von Boden, Natur und Landschaft 

Im Norden und Westen des Plangebietes werden öffentliche Grünflächen festgesetzt, 

wobei sie im Eigentum des Landkreises verblieben sollen. Sie werden überlagert mit 

Festsetzungen als Flächen für Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum Schutz, 

zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft, im Folgenden SPE-

Flächen genannt. Festgesetzt werden vier SPE-Flächen (SPE 1, 2, 3 und 4). Die Flä-

chen dienen der Biotopvernetzung und Eingrünung des Plangebietes und sollen auf 

Dauer unbebaut bleiben. Die Flächen erhalten, entsprechend der Charakteristik der 

vorgesehenen Maßnahmen, die Zweckbestimmungen „Parkanlage (SPE 1 und SPE 2) 
bzw. „Obstwiese“ (SPE 3). 
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Festsetzung Nr. 19 

Die zeichnerisch festgesetzte Fläche zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 

Boden, Natur und Landschaft mit der Bezeichnung SPE 1 ist flächendeckend mit einer 

gebietsheimischen, regionalen Saatgutmischung für artenreiche Biotopflächen mittle-

rer Standorte einzusäen und als extensive Mähwiese zu entwickeln, zu pflegen und 

dauerhaft zu unterhalten. Die Pflege der Wiese hat als zweischürige Mahd zu erfolgen. 

Zusätzlich sind 61 gebietsheimische, standortgerechte und klimaresistente Laub-

bäume der Pflanzqualität Hochstamm, 3x verpflanzt, mit einem Stammumfang von 16-

18 cm zu pflanzen. Die Bäume sind als Baumgruppen zu jeweils 10 bis 15 Bäumen 

zusammenzufassen. Der Abstand zwischen den Neupflanzungen und den Bestands-

bäumen im öffentlichen Straßenraum muss min. 7 m betragen. Die Verwendung von 

Arten der Pflanzlisten 1 wird empfohlen. 

Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 20, 25a BauGB. 

 

Festsetzung Nr. 20 

Die zeichnerisch festgesetzte Fläche zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 

Boden, Natur und Landschaft mit der Bezeichnung SPE 2 ist flächendeckend mit einer 

gebietsheimischen, regionalen Saatgutmischung für artenreiche Biotopflächen mittle-

rer Standorte einzusäen und als extensive Mähwiese zu entwickeln, zu pflegen und 

dauerhaft zu unterhalten. Zusätzlich sind sieben gebietsheimische, standortgerechte 

und klimaresistente Laubbäume der Pflanzqualität Hochstamm (Parkbaum), 3x ver-

pflanzt, mit einem Stammumfang von 20-26 cm zu pflanzen, davon vier nördlich und 

drei südlich des Fuß- und Radwegs. Der Abstand zwischen den Neupflanzungen und 

den Bestandsbäumen im öffentlichen Straßenraum muss min. 7 m betragen. Die Ver-

wendung von Arten der Pflanzlisten 1 wird empfohlen. 

Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 20, 25a BauGB. 

 

Festsetzung Nr. 21 

Die zeichnerisch festgesetzte Fläche zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 

Boden, Natur und Landschaft mit der Bezeichnung SPE 3 ist als Streuobstwiese zu 

entwickeln, zu pflegen und dauerhaft zu unterhalten. Es sind 155 Obstbäume als Hoch- 

/Halbstamm, StU 14-20 cm, mit Drahtballen zu pflanzen. Die Fläche ist darüber hinaus 

flächendeckend mit einer gebietsheimischen, regionalen Saatgutmischung für artenrei-

che Biotopflächen mittlerer Standorte einzusäen und als extensive Mähwiese zu ent-

wickeln. Der Abstand zwischen den Neupflanzungen und den Bestandsbäumen im öf-

fentlichen Straßenraum muss min. 7 m betragen.  

Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 20, 25a BauGB. 

Begründung: 

Die Flächen SPE 1, SPE 2 und SPE 3 werden jeweils als artenreiche Blühwiesen an-

gelegt und in unterschiedlicher Weise mit Bäumen bepflanzt. Die nördliche Fläche SPE 

1 wird als baumbestandene Wiese angelegt, wobei die dort zu pflanzenden Laub-

bäume in Gruppen zusammenzufassen sind. Gestalterisches Ziel ist ein parkartiges 

Wechselspiel zwischen Baumgruppen und Wiesenfläche. Eine zusammenhängende 
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Fläche mit Bäumen, die ggf. als Wald eingestuft werden könnte, ist nicht Ziel der Pla-

nung. 

Die südliche Fläche SPE 3 soll als Obstwiese angelegt werden.  

Der mittlere Bereich nördlich und südlich der Wegeverbindung zur Buchenallee (SPE 

2) wird wiederum parkartig gestaltet. Dort werden insgesamt sieben Parkbäume ge-

pflanzt, die eine Wirkung als Solitäre entfalten sollen. Die Festsetzungen dienen zum 

einen der Kompensation der Beeinträchtigungen der Schutzgüter Boden, Klima/Luft, 

Wasser, Tiere und Pflanzen und Landschaftsbild, zum anderen sollen sie das Orts- und 

Landschaftsbild aufwerten. Das anzulegende Grünland wird als blüten- und artenrei-

ches Extensivgrünland entwickelt. Die Blühwiesen dürfen max. zweimal im Jahr ge-

mäht werden. Zum Zwecke des Wurzelschutzes der Baumbestände entlang der Bu-

chenallee und Robert-Koch-Straße sind Neupflanzungen nur in einem Abstand von 

min. 7 m zulässig. Die Baumpflanzungen sind dauerhaft zu erhalten, zu pflegen und 

bei Abgang nachzupflanzen. 

Festsetzung Nr. 22 

Die zeichnerisch festgesetzten Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung 

von Boden, Natur und Landschaft mit der Bezeichnung SPE 4 sind flächendeckend mit 

einer gebietsheimischen, regionalen Saatgutmischung für artenreiche Biotopflächen 

mittlerer Standorte einzusäen und als extensive Mähwiese zu entwickeln. 

Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 20, 25a BauGB. 

Begründung: 

Entlang der nördlichen und der südlichen Grenze der Gemeinbedarfsfläche werden 

jeweils Grünstreifen angelegt, die ebenfalls als Blühwiesen entwickelt werden sollen. 

Die südliche Fläche hat eine Breite von abschnittsweise 4,80 m bzw. 6,50 m. Sie dient 

neben der Eingrünung des Gebiets auch als Schutzstreifen für die Bäume entlang der 

Robert-Koch-Straße, zu deren Kronenbereich ein Abstand einzuhalten ist. 

 

Die nördliche Fläche SPE 4 ist 3 m breit und grenzt an den Wald. Sie dient, ebenso 

wie die an den Wald grenzende Fläche SPE 4, auch dem Artenschutz (Habitat für die 

Knoblauchkröte, vgl. Kap. 8.6.4). 

 

Festsetzung Nr. 23 

Innerhalb der mit SPE 1 und 2 bezeichneten Flächen ist entlang der Grenze des allge-

meinen Wohngebiets eine 5 m breite Strauch- und Heckenpflanzung anzulegen. Zu 

verwenden sind Sträucher, vier Triebe, Höhe 70-100 cm, Pflanzabstand, 1 m x 1 m. 

Die Verwendung von Arten der Pflanzliste 2 wird empfohlen. 

Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 20, 25a BauGB. 

Begründung: 

Entlang des Wohngrundstückes sollen flächenhafte Gehölzpflanzungen (min. 5 m breit) 

angelegt werden. Diese Pflanzungen dienen dem Schutz des Wohngrundstücks vor 

Einblicken und schützen vor Bodenerosion. Zudem haben sie eine wichtige ökologi-

sche Funktion. Die Hecken bieten vielen Insekten- und Vogelarten sowie Säugetieren 

Nahrung, Schutz und Brutplätze. Auch diese Maßnahmen fließen in die Eingriffs-/Aus-

gleichsbilanz ein. 
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Festsetzung Nr. 24 

Innerhalb der Fläche für den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung „Schule und 
Sport“ ist die Befestigung von Wegen nur in wasser- und luftdurchlässigem Aufbau zu-

lässig. Wasser- und Luftdurchlässigkeit wesentlich mindernde Befestigungen wie Be-

tonunterbau, Fugenverguss, Asphaltierung und Betonierung sind unzulässig. 

Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB 

In den Bebauungsplan wird eine textliche Festsetzung aufgenommen, nach der die 

Beläge von Wegeverbindungen innerhalb der Gemeinbedarfsfläche in wasser- und luft-

durchlässigem Aufbau herzustellen sind. Diese Festsetzung wird zugunsten der 

Schutzgüter Boden und Wasser getroffen und soll insbesondere die Grundwasserbil-

dung im Plangebiet unterstützen. Sie gilt aus Gründen des Trinkwasserschutzes nicht 

für Stellplatzflächen. Für die öffentlichen Flächen erfolgt keine entsprechende Rege-

lung. 

 

Liste der empfohlenen Bäume und Sträucher 

Pflanzliste 1     

Baumarten: 

Acer campestre   Feld-Ahorn  

Acer platanoides  Spitz-Ahorn 

Acer pseudoplatanus  Berg-Ahorn 

Alnus glutinosa  Schwarzerle 

Carpinus betulus   Hainbuche 

Carpinus betulus   Säulen-Hainbuche 

Corylus columa   Baum-Hasel  

Fraxinus excelsior  Gemeine Esche 

Prunus avium   Vogelkirsche 

Prunus padus   Gewöhnliche Traubenkirsche 

Quercus petraea  Trauben-Eiche 

Quercus robur   Stiel-Eiche 

Salix fragilis   Bruchweide  

Sorbus aria   Echte Mehlbeere  

Tilia cordata    Winter – Linde 

Ulmus laevis   Flatterulme 

 

Pflanzliste 2 

Sträucher: 

Cornus sanguinea   Bluthartriegel 

Carpinus betulus   Hainbuche 

Cytisus scoparius   Besenginster 

Fagus sylvatica   Rotbuche 

Fagus sylvatica purpurea   Blutbuche 

Ligustrum vulgare  Liguster 

Prunus spinosa   Schlehe 

Rhamnus cathartica   Kreuzdorn 

Rosa canina    Hundsrose 
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Rosa rubiginosa   Weinrose 

Vibumum opulus   Gemeiner Schneeball 

 

Bei den Pflanzlisten handelt es sich um Empfehlungen.  

7.6 Trinkwasserschutz 

Das Plangebiet befindet sich im Wasserschutzgebiet der Zone III A, Zepernick vom 

15.12.2012, siehe Abb. 14. Der § 4 der dazugehörigen Verordnung enthält verschie-

dene Verbote und Nutzungseinschränkungen. Relevant für den Schulneubau sind die 

folgenden Regelungen: 

Schutzzone IIIB (gilt auch in Zone IIIA) 

18.  das Errichten oder Erweitern von vertikalen Anlagen zur Gewinnung von Erd-

wärme,  

27. das Errichten oder Erweitern von Abwasserbehandlungsanlagen, ausgenommen 

die Sanierung bestehender Abwasserbehandlungsanlagen zugunsten des Gewäs-

serschutzes und Abwasservorbehandlungsanlagen wie Fett-, Leichtflüssigkeits- o-

der Amalgamabscheider, 

28. das Errichten, Erweitern, Sanieren oder Betreiben von Abwasserkanälen oder -

leitungen, wenn hierbei nicht die allgemein anerkannten Regeln der Technik ein-

gehalten werden, 

32. das Einleiten von Abwasser – mit Ausnahme von Niederschlagswasserabflüssen 

gering belasteter Herkunftsflächen im Sinne der Anlage 1 Nummer 4 – in oberirdi-

sche Gewässer, sofern die Einleitung nicht schon zum Zeitpunkt des Inkrafttretens 

dieser Verordnung wasserrechtlich zugelassen war, 

35. das Einleiten oder Versickern von Niederschlagswasser im Sinne des § 54 Absatz 

1 Satz 1 Nummer 2 des Wasserhaushaltsgesetzes in den Untergrund oder in das 

Grundwasser, ausgenommen das großflächige Versickern von Niederschlagswas-

ser über die belebte Bodenzone, 

41. das Einrichten, Erweitern oder Betreiben von Sportanlagen, ausgenommen Anla-

gen mit ordnungsgemäßer Abfall- und Abwasserentsorgung 

Schutzzone IIIA 

7. das Errichten, Erweitern oder Erneuern von Tiefenbohrungen über 100 Meter, 

Grundwassermessstellen oder Brunnen, ausgenommen das Erneuern von Brunnen für 

Entnahmen mit wasserrechtlicher Erlaubnis oder Bewilligung, 

14. die Darstellung von neuen Bauflächen oder Baugebieten im Rahmen der vor-

bereitenden Bauleitplanung, wenn darin eine Neubebauung bisher unbebauter 

Gebiete vorgesehen wird, 

15. die Festsetzung von neuen Baugebieten im Rahmen der verbindlichen Bau-

leitplanung, wenn dies zu einer Erhöhung der zulässigen Grundfläche im Sinne 

des § 19 Absatz 2 der Baunutzungsverordnung führt, ausgenommen  

a. Gebiete, die im zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Verordnung gültigen 

Flächennutzungsplan als Bauflächen oder Baugebiete dargestellt sind, und  
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b. die Überplanung von Bestandsgebieten, wenn dies zu keiner wesentlichen Er-

höhung der zulässigen Grundfläche im Sinne des § 19 Absatz 2 der Baunut-

zungsverordnung führt. 

Befreiungsantrag 

Vor dem Hintergrund der Regelungen 14 und 15 war es erforderlich, bei der Unteren 

Wasserbehörde einen Befreiungsantrag von den Vorgaben der Verordnung zu stellen. 

Zuständig für die Antragsstellung ist die Gemeinde Panketal. Gemäß § 52 Abs. 1 des 

Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) kann die zuständige Behörde von Verboten, Be-

schränkungen sowie Duldungs- und Handlungspflichten nach Satz 1 eine Befreiung 

erteilen, wenn der Schutzzweck nicht gefährdet wird oder überwiegende Gründe des 

Wohls der Allgemeinheit dies erfordern.  

 

Zu den Voraussetzungen für eine Befreiung liegt eine Stellungnahme der hier zustän-

digen unteren Wasserbehörde vom 20.06.2022 vor. Darin wird ein gutachterlicher 

Nachweis gefordert, dass die Befreiungsvoraussetzungen vorliegen und dass insbe-

sondere eine Gefährdung des Schutzzwecks der Verordnung nicht zu befürchten ist. 

Dieser gutachterliche Nachweis wurde erstellt. Als Grundlage für den Befreiungsantrag 

liegen zwei Gutachten vor.42 

Gutachten zur Befreiung von den Verboten nach § 52 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) 

In diesem ersten Gutachten vom Februar 2024 werden die Randbedingungen im Plan-

gebiet betrachtet, d. h. die Topografie, Geologie/Bodenverhältnisse, Grundwasser, 

Oberflächengewässer, bestehende Entwässerungsanlagen und der Wasserhaushalt. 

Vor diesem Hintergrund wird die Situation bewertet und es werden Maßnahmen auf-

gezeigt, mit deren Hilfe das Bauvorhaben umgesetzt werden kann, ohne den Wasser-

haushalt und die Ziele der Schutzgebietsverordnung zu beeinträchtigen. Dies betrifft 

die nachfolgenden Punkte: 

 Abwasserentsorgung: Die Schule ist an die öffentliche Abwasserentsorgung an-

zuschließen. Die Sportanlagen sind mit einer ordnungsgemäßen Abfall- und Ab-

wasserentsorgung zu versehen. Beides erfolgt entsprechend den allgemein aner-

kannten Regeln der Technik (u. a. Nachweis der Dichtigkeit). Unter dieser Voraus-

setzung steht das Vorhaben im Einklang mit der Wasserschutzgebietsverordnung 

(s. dort Punkt 28). 

 Versickerung von Niederschlagswasser: Die Niederschlagsabflüsse von ver-

siegelten Flächen, insbesondere Verkehrsflächen, können belastet sein und müs-

sen gemäß den wasserrechtlichen Bestimmungen nach dem Stand der Technik 

behandelt werden, bevor sie in ein Gewässer eingeleitet oder versickert werden. 

Eine Versickerung über die belebte Bodenzone von mind. 20 cm Mächtigkeit stellt 

dabei den Stand der Technik für eine weitgehende Regenwasserbehandlung dar 

(DWA-Arbeitsblatt A102). Die Wasserschutzgebietsverordnung schreibt dement-

sprechend vor, dass eine Versickerung von Niederschlagswasser nur großflächig 

über die belebte Bodenzone erfolgen darf. Dies wird entsprechend umgesetzt, vgl. 

                                                
42 Ingenieurgesellschaft Prof. Dr. Sieker mbH: Gymnasium Panketal - Gutachten zur Befreiung von 

den Verboten nach § 52 WHG. Hoppegarten, 3. Februar 2024 sowie 

 Ingenieurgesellschaft Prof. Dr. Sieker mbH: Hydrologisches Gutachten Bebauungsplan 35P "Lau-

seberg". Hoppegarten, 15. August 2024 
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Kap. 7.6. Unter dieser Voraussetzung ist eine Regenwasserversickerung konform 

mit der Wasserschutzgebietsverordnung (s. dort Punkt 35). 

 Ableitung von Niederschlagswasser: In einem gewissen Umfang muss das Nie-

derschlagswasser im Plangebiet gedrosselt abgeleitet werden. Das Gutachten legt 

dar, dass das Ableiten (Herausleiten) von Abwasser inkl. Niederschlagswasser 

aus dem Gebiet heraus durch die Wasserschutzgebietsverordnung nicht untersagt 

ist. Insofern ist die vorgesehene gedrosselte Einleitung in die bestehenden Ent-

wässerungssysteme (Gräben) zulässig, sofern die Auswirkungen auf die Grund-

wasserneubildung, d. h. die Wasserbilanz, begrenzt werden. Die Wasserbilanz ist 

im Einzelnen Gegenstand des zweiten Gutachtens. 

 Aufrechterhaltung der Grundwasserneubildung: Der Gutachter weist darauf 

hin, dass die Wasserschutzgebietsverordnung keine Bestimmungen zur Verände-

rung bzw. zur Aufrechterhaltung der Wasserbilanz oder Grundwasserneubildung 

enthält. Unabhängig davon sei es in einem Gebiet, das der Trinkwassergewinnung 

dient, geboten, die natürliche Grundwasserneubildung aufrechtzuerhalten. Mögli-

che Maßnahmen, dieses Ziel zu erreichen, sind: Dachbegrünungen, wasserdurch-

lässige Flächenbefestigungen, breitflächige Versickerungsanlagen, wasseropti-

mierte Baumstandorte (sogenannte Baumrigolen) oder auch offene Wasserflä-

chen (unter Berücksichtigung der Nutzung als Schulstandort). Auch Regenwas-

sernutzungsanlagen (Zisternen) können insbesondere im Zusammenspiel mit der 

Sportplatzbewässerung einen Beitrag leisten. Rein unterirdische Versickerungs-

anlagen (Rigolen) oder Stauraumkanäle sind dagegen nicht geeignet, eine natur-

nahe Wasserbilanz zu erzielen. 

Der Gutachter verweist auf vielfältige Praxisbeispiele, die gezeigt haben, dass Abwei-

chungen in Wasserhaushaltskomponenten gegenüber dem unbebauten Referenzzu-

stand von 5 bis 10 Prozentpunkten erreichbar sind, wenn die vielfältigen Möglichkeiten 

der Niederschlagswasserbewirtschaftung genutzt werden. Für das Plangebiet definiert 

der Gutachter die folgenden Zielwerte: 

 Der Anteil des Oberflächenabflusses an der mittleren jährlichen Wasserbilanz 

nach Bebauung sollte unter 15 % liegen, 

 die mittlere jährliche Verdunstung nach Bebauung sollte bei mindestens ca. 430 

mm/Jahr liegen. 

Das Entwässerungskonzept sieht die meisten der hier aufgeführten Maßnahmen vor. 

Der überwiegende Teil des Oberflächenwassers wird verdunstet oder in Mulden bzw. 

Baumrigolen versickert. Eine anteilige Dachbegrünung ist festgesetzt. Brauchwasser 

soll in Zisternen gesammelt und zur Bewässerung von Freiflächen (Sportanlagen) ein-

gesetzt werden. 

 

Zusammenfassend kommt der Gutachter zu der Feststellung, dass einer regelkonfor-

men Regenwasserbewirtschaftung, bestehend aus Nutzung, Verdunstung, Versicke-

rung und gedrosselter Ableitung, der Wasserschutzgebietsverordnung nicht entgegen-

steht. 
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 Weitere Maßnahmen:  

Der Gutachter empfiehlt die Nutzung von Brauchwasser für die Sportplatzbewässerung 

(Sammlung in Zisternen). Er gibt zudem Empfehlungen zum Wegebau (keine Verwen-

dung von wassergefährdenden, auslaug- oder auswaschbaren Materialien wie zum 

Beispiel Schlacke, Bauschutt, Teer, Imprägniermittel) und zur Verwendung von Bau-

materialien (betrifft u. a. Fassadenfarben, Dachabdichtungsbahnen, insbesondere bei 

Gründächern, Wurzelschutzfolien, die möglichst biozidfrei gewählt werden sollten). Aus 

der Trinkwasserschutzverordnung resultieren zudem Vorgaben für die Ausführung von 

Fundamenten oder Gründungen. Diese Empfehlungen betreffen keine Regelungsin-

halte des Bebauungsplans. Sie können im Rahmen der nachfolgenden Hochbaupla-

nung umgesetzt werden. 

Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (Kühlaggregate) müssen ent-

sprechend den Vorgaben der Wasserschutzgebietsverordnung ausgeführt werden. 

Auch dies ist im Rahmen der nachgelagerten Planung umzusetzen. Abwasservorbe-

handlungsanlagen wie z. B. Fettabscheider für den Betrieb der Schulküche sind gemäß 

Wasserschutzgebietsverordnung ausdrücklich zulässig. 

Das Errichten oder Erweitern von Straßen (betrifft auch Zufahrten) ist zulässig, wenn 

hierbei die allgemein anerkannten Regeln der Technik für bautechnische Maßnahmen 

an Straßen in Wasserschutzgebieten (RiStWag) eingehalten werden. 

Für die Planung der Wärmeversorgung ist zu berücksichtigen, dass Tiefenbohrungen 

und somit Geothermieanlagen nicht zulässig sind. 

Schließlich ergeben sich Vorgaben für den späteren Betrieb der Schule (z. B. Verzicht 

auf Tausalze, sofern keine Extremwetterlagen (Eisregen) vorliegen). 

Der Gutachter kommt zu dem Fazit, dass die Wasserschutzgebietsverordnung bei Be-

achtung der vorgenannten Empfehlungen dem Neubau einer (aus wasserwirtschaftli-

cher Sicht) nicht entgegensteht und aus gutachterlicher Sicht keine Bedenken beste-

hen, von den Verboten der Wasserschutzgebietsverordnung, die der Planung entge-

genstehen, eine Befreiung zu erteilen. 

 

Hydrologisches Gutachten Bebauungsplan 35P „Lauseberg“ 

In diesem zweiten Gutachten werden die Auswirkungen der Bebauung auf die Grund-

wasserneubildung konkreter betrachtet. Es werden (Zitat Gutachten S. 4): 

a)  die Auswirkungen einer nach B-Plan zulässigen Bebauung auf die Wasserbilanz 

des Planungsgebietes inkl. Gegenüberstellung mit der Wasserbilanz des unbe-

bauten bzw. aktuellen Zustandes (ackerbauliche Nutzung) gemäß DWA-M 102 

Teil 4 ermittelt und die prinzipiellen Möglichkeiten aufgezeigt werden, wie mit der 

geplanten Bebauung die naturnahe Wasserbilanz eingehalten bzw. wiederherge-

stellt werden kann und    

b)  die stofflichen Auswirkungen (abfiltrierbare Stoffe, Nährstoffe, Mikroplastik) der ge-

planten Bebauung auf die Grundwasserqualität betrachtet. 

Es erfolgt eine gutachterliche Bewertung der Planung, wobei hier insbesondere die 

Wasserbilanz betrachtet wird. In dem Gutachten heißt es (siehe S. 6): 
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„Die mit einer Bebauung einhergehende Versiegelung verändert den Wasserhaushalt 
in Siedlungen und das Abflussregime siedlungsnaher Gewässer. Undurchlässig befes-

tigte Flächen weisen einen sehr hohen Direktabfluss, eine geringe Grundwasserneu-

bildung und eine geringe Verdunstung auf (…). Um der Forderung des Wasserhaus-
haltsgesetzes nach einem Erhalt der Leistungsfähigkeit des Wasserhaushaltes (§ 5 

WHG) zu entsprechen, sollte die Wasserbilanz des bebauten Zustandes möglichst ge-

ringe Abweichungen vom unbebauten Zustand aufweisen. 

Um die Wasserbilanz zu ermitteln, greift der Gutachter auf das DWA-Merkblatt M 102-

4 zurück.43 Danach wird folgender Ansatz empfohlen: „Die Analyse von Praxisbeispie-
len und Beispielrechnungen zeigt, dass Abweichungen in den Aufteilungswerten a (Ab-

leitung), g (Grundwasserneubildung bzw. Versickerung) und v (Verdunstung) gegen-

über dem unbebauten Referenzzustand von 5 bis 10 Prozentpunkten erreichbar sind, 

wenn die vielfältigen Möglichkeiten der Niederschlagswasserbewirtschaftung genutzt 

werden. Die Abweichungen sind unter ökologischen, technischen und wirtschaftlichen 

Aspekten zu bewerten. Größere Abweichungen, die aus unvermeidbaren Randbedin-

gungen oder Zwängen herrühren, sind ausführlich fachlich zu begründen und ihre Be-

rücksichtigung im Rahmen von Ersatz- und Ausgleichsregelungen zu prüfen.“ 

Der Gutachter empfiehlt, die Festsetzungen des Bebauungsplans so zu treffen, dass 

die Abweichung der Wasserbilanz – d. h. des Verhältnisses zwischen Versickerung, 

Verdunstung und Ableitung - zwischen dem bebauten und dem unbebauten Zustand 

des Plangebiets maximal 5 % beträgt. 

 

 
Abb. 27: Wasserbilanz „Lauseberg“ im unbebauten Zustand44 

 

Die Wasserbilanz im unbebauten Zustand wird gutachterlich nach dem WaSig-Verfah-

ren ermittelt. Danach verdunsten im langjährigen Mittel ca. 67 % der Niederschläge, 

nur 3 % fließen ab. Ca. 30 % der Niederschläge tragen zur Grundwasserneubildung 

                                                
43 Die Deutsche Vereinigung für Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall e.V. (DWA): DWA-M 102-

4/BWK-M 3-4 (2022): Merkblatt: Grundsätze zur Bewirtschaftung und Behandlung von Regenwet-

terabflüssen zur Einleitung in Oberflächengewässer – Teil 4: Wasserhaushaltsbilanz für die Be-

wirtschaftung des Niederschlagswassers, März 2022 
44 Quelle: Ingenieurgesellschaft Prof. Dr. Sieker mbH: Hydrologisches Gutachten Bebauungsplan 

35P "Lauseberg". Hoppegarten, 15. August 2024 
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bei (d. h. sie versickern), vgl. Abb. 27. Um das 5 %-Kriterium einzuhalten, dürfen somit 

maximal 8 % des anfallenden Oberflächenwassers abgeleitet werden. 

Als mögliche Maßnahmen, um diese Vorgabe einzuhalten, benennt der Gutachter eine 

großflächige Versickerung, Dachbegrünung oder eine Regenwassernutzung. 

 

Darüber hinaus wird ein weitgehender Verzicht auf Tausalze empfohlen. Für den Sport-

platz sollten, sofern Kunstrasen zum Einsatz kommt, dem Stand der Technik entspre-

chend Füllmaterial verwendet werden, aus dem kein Mikroplastik in das Grundwasser 

gelangen kann. Die EU-Kommission hat 2023 ein Verbot des Verkaufs von Gummi- 

und Kunststofffüllmaterialien ab September 2031 beschlossen. 

 

Diese gutachterlich empfohlenen Maßnahmen sind in das Entwässerungskonzept ein-

geflossen, vgl. nachfolgendes Kap. 7.7. Das Entwässerungskonzept sieht folgende 

Maßnahmen vor: 

 Begrenzung der Versiegelung – Umsetzung im Bebauungsplan durch Festset-

zung einer entsprechenden maximal zulässigen Grundfläche 

 Anlage von Versickerungsmulden im östlichen Teil des Plangebiets, wo die Bo-

denverhältnisse eine Versickerung zulassen – Umsetzung im Bebauungsplan, 

indem dieser Bereich außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche verbleibt 

 Schaffung von Verdunstungsflächen – Umsetzung im Bebauungsplan durch 

Festsetzung einer extensiven Dachbegrünung auf 60 % der Dachflächen. 

 Bewässerung der Grünflächen über Zisternen 

Der Gutachter kommt auch in dem hydrologischen Gutachten zu dem Ergebnis, dass 

wasserwirtschaftliche Gründe dem Neubau der Schule nicht entgegenstehen. 

 

Befreiungsbescheid der Unteren Wasserbehörde 

Am 19.08.2024 hat die Gemeinde Panketal bei der Unteren Wasserbehörde den An-

trag gestellt, von den Verboten der Verordnung zur Festsetzung der Trinkwasser-

schutzzone Zepernick § 4 Nr. 14 und Nr. 15 (Verbot der Ausweisung neuer Bauflächen 

im FNP bzw. neuer Baugebiete im Bebauungsplan) befreit zu werden.  

 

Mit Bescheid vom 19.12.2024 hat die Untere Wasserbehörde diesem Antrag entspro-

chen und die Befreiung erteilt. Sie hat die Befreiung mit der folgenden Nebenbestim-

mung verbunden: 

„Der Wasserhaushalt im Plangebiet des Bebauungsplans 35P „Lauseberg“ ist in seiner 
bestehenden Leistungsfähigkeit zu erhalten. Die Befreiungen (…) werden zu diesem 
Zweck unter die Bedingung gestellt, dass die Antragstellerin in den Bebauungsplan 

35P „Lauseberg“ folgende Festsetzung aufnimmt: 

„Die Wasserbilanz des Plangebiets im derzeitigen unbebauten Zustand ist entspre-
chend dem Merkblatt 102 Teil 4 der Deutschen Gesellschaft für Wasserwirtschaft, Ab-

wasser und Abfall e. V. (DWA-Merkblatt 102-4) zu ermitteln. Die Wasserbilanz des 

Plangebiets im Zustand nach Errichtung der geplanten Bebauung darf maximal 5 % 
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von der ermittelten Wasserbilanz gemäß Satz 1 abweichen. Ein diesbezüglicher Nach-

weis ist durch den Bauherrn gegenüber der unteren Wasserbehörde des Landkreises 

Barnim zu führen.“ 

Nach Abstimmung mit der Unteren Wasserbehörde und dem Planungsamt des Land-

kreises Barnim wird diese Festsetzung entsprechend dem Wortlaut des Befreiungsbe-

scheids in den Bebauungsplan übernommen: 

 

Festsetzung Nr. 25 

Die Wasserbilanz des Plangebiets im derzeitigen unbebauten Zustand ist entspre-

chend dem Merkblatt 102 Teil 4 der Deutschen Gesellschaft für Wasserwirtschaft, Ab-

wasser und Abfall e. V. (DWA-Merkblatt 102-4) zu ermitteln. Die Wasserbilanz des 

Plangebiets im Zustand nach Errichtung der geplanten Bebauung darf maximal 5 % 

von der ermittelten Wasserbilanz gemäß Satz 1 abweichen. Ein diesbezüglicher Nach-

weis ist durch den Bauherrn gegenüber der unteren Wasserbehörde des Landkreises 

Barnim zu führen. 

Das Merkblatt 102 Teil 4 der Deutschen Gesellschaft für Wasserwirtschaft, Abwasser 

und Abfall e. V. (DWA-Merkblatt 102-4) wird in der Gemeindeverwaltung Panketal zur 

Einsicht bereitgehalten. 

Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB.  

Begründung: 

Diese Festsetzung ist erforderlich, um sicherzustellen, dass die Nebenbestimmung in 

dem oben zitierten Befreiungsbescheid der Unteren Wasserbehörde bei Umsetzung 

der Planung eingehalten wird. Im Rahmen des Entwässerungskonzeptes wird der 

Nachweis geführt, dass die Planung entsprechend der Festsetzungen des Bebauungs-

plans so umgesetzt werden kann, dass die Abweichung der Wasserbilanz gegenüber 

dem unbebauten Zustand maximal 5 % beträgt. Damit wird gleichzeitig nachgewiesen, 

dass die Planung hinsichtlich der Vorgaben des Trinkwasserschutzes realisiert werden 

kann. 

7.7 Entwässerung 

Die Entwässerungssituation auf dem Grundstück ist nicht einfach. Der Boden ist nur im 

östlichen Teil des Plangebiets versickerungsfähig. Das Plangebiet liegt in der Trink-

wasserschutzzone III A des Wasserschutzgebietes Zepernick. Daraus resultiert die 

Vorgabe, dass die Einleitung von Niederschlagswasser in den Untergrund nur als groß-

flächige Versickerung über die belebte Bodenzone erfolgen darf (zur Trinkwasser-

schutzzone vgl. Kapitel 7.6). Schließlich existiert seitens der Gemeinde die Vorgabe, 

das Oberflächenwasser weitgehend auf dem Grundstück zurückzuhalten. 

Vor dem Hintergrund dieser komplexen Situation wurde ein Entwässerungskonzept er-

stellt45. Das Konzept sieht für die Gemeinbedarfsfläche eine Kombination verschiede-

ner Maßnahmen vor, deren Flächenbedarfe sich aus der nachfolgenden Tabelle erge-

ben. Sie werden nachfolgend erläutert. Das Regenentwässerungskonzept ist Anlage 

dieser Begründung. 

                                                
45 BEV Ingenieure GmbH: Regenwasserbeseitigungskonzept B-Plan Lauseberg Panketal OT Zeper-

nick. Königs Wusterhausen, August 2025 
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Ausgangspunkt des Entwässerungskonzeptes sind die versiegelten bzw. versiegelba-

ren Flächen. Das sind die Flächen, deren Entwässerung nachzuweisen sind. Sie set-

zen sich zusammen aus: 

 der zulässigen Grundfläche innerhalb der Gemeinbedarfsfläche, das sind 

32.000 m² 

 der vorhandenen Wohnbebauung (490 m²) 

 den öffentlichen Wegeflächen innerhalb des Plangebiets, abzüglich Bankett-

streifen rund 2.400 m² 

 Wegeflächen innerhalb der Grünflächen (300 m²) 

Das Konzept sieht eine Kombination verschiedener Maßnahmen vor: 
 

 Mulden (im östlichen Teil des Plangebiets, wo der Boden eine ausreichende 

Versickerungsfähigkeit aufweist, dieser Bereich liegt dementsprechend außer-

halb der überbaubaren Grundstücksfläche) 

 Baumrigolen 

 Gründächern 

 Zisternen für die Brauchwassernutzung 

Die nachfolgende Tabelle ist aus dem Entwässerungskonzept entnommen. Sie zeigt 

die Art der Entwässerung der einzelnen Flächen beispielhaft auf.  

Hinweis: Es sind zwischenzeitlich noch kleinere Überarbeitungen der Planung erfolgt, 

weshalb die Zahlen in dieser Tabelle von der Flächenbilanz (Kap. 7.10) bzw. im Um-

weltbericht geringfügig abweichen. Im Ergebnis der Überarbeitungen wurde die versie-

gelbare Fläche leicht reduziert (insbesondere die zulässige Grundfläche in der Gemein-

bedarfsfläche von 33.000 m² auf 32.000 m²), so dass von einer Anpassung des Ent-

wässerungskonzeptes abgesehen wurde. 

 

Abb. 28: Flächenaufteilung nach Aufstellung Wasserbilanz46 

                                                
46 ebendort 

Teilbereich B-Plan Fläche (m²)

Summe der 

Teilflächen (m²)

Gründach        3.804   

Flachdach        2.536   

       6.350   

     13.470   

       4.800   

       1.640   

           400   

       4.500   

           144   

       5.636   

           570   

       1.839                              1.839   

           300   

           490   

       3.508   

       2.432   

           608   

                         84.811   

Wohnbaufläche 

Flächenart

     31.784   
                         32.084   

                           3.998   

Hof- und Verkehrsflächen

zst. Hof- und Verkehrsflächen an Baumrigole

zst. Hof- und Verkehrsflächen 

Wege innerhalb B-Plan

Summe B-Plan

Dachflächen

befestigte Flächen 

Entwässerungs-

anlagen

Grünfläche

Gemeinbedarfsflächen 

Grünflächen 

SPE 1

SPE 2

SPE 3

SPE 4

Wegeflächen

Haus plus Nebenalagen

unbebaute Fläche

Sportplatz

                           3.040   

Wegeflächen

unbebaute Fläche

unbebaute Fläche

Zisterne 

Mulde

Baumrigole

Baumpflanzung

Bäume

                         33.000   

                           4.644   

                       6.206,0   
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Versickerung über Mulden 

Mulden sind in den nördlichen und östlichen Bereichen des Plangebiets vorgesehen, 

wo die Bodenverhältnisse dies zulassen. Bei der Muldenversickerung handelt es sich 

um eine flächendeckende Versickerung, die den Anforderungen der Trinkwasser-

schutzverordnung entspricht, da sie über der belebten Bodenzone erfolgt. Die Mulden 

werden insbesondere im östlichen und nordöstlichen Teil des Plangebiets angeordnet. 

Im B-Plan wird dies dadurch berücksichtigt, dass in dem betreffenden Bereich die Bau-

grenze zurückgenommen wird, um eine Überbauung oder Versiegelung durch Haupt-

anlagen auszuschließen. 

Die Fläche innerhalb der versickerungsfähigen Bereiche, welche durch den B-Plan zur 

Verfügung gestellt werden, beträgt ca. 4.500 m². Bei einer angenommenen Muldentiefe 

von 0,20 m (abzüglich der Böschung) ergibt sich ein Volumen von 600 m³. 

 

Baumrigolen 

Vorgesehen sind zudem eine Versickerung und Verdunstung über Baumrigolen. 

Festsetzung Nr. 26 

Von den gemäß Festsetzung Nr. 17 anzupflanzenden Bäumen sind mindestens 12 in-

nerhalb von Baum-Rigolen zu pflanzen. Die Baum-Rigole ist mit einem durchwurzelba-

ren Bodenvolumen von mindestens 12 m³, bei einer Mindesttiefe von 1,5 m, herzustel-

len. 

Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB 

Begründung: 

Wie das Mulden-Rigolen-Element (MRE) besteht eine Baumrigole aus einer Versicke-

rungsfläche, die vorübergehend eingestaut werden kann, sowie einer unterirdisch an-

gelegten Rigole. Ein Baum nutzt Teile dieser Rigole als Wurzelraum. Mit dieser Kom-

bination kann die Verdunstungskomponente im Vergleich zum normalen MRE erhöht 

werden. Der hauptsächliche Vorteil aus wasserwirtschaftlicher Perspektive besteht in 

der Verringerung des Oberflächenabflusses, während Verdunstung und Versickerung 

gleichzeitig zunehmen. Aufgrund des Einflusses der Baumrigole auf alle drei Kompo-

nenten der Wasserhaushaltsbilanz stellt sie eine bedeutende Maßnahme dar, wenn es 

in der Planung darum geht, sich der natürlichen Wasserhaushaltsbilanz anzunähern. 

Die Wirkung von Baurigolen auf den Wasserhaushalt hängt von verschiedenen Fakto-

ren wie angeschlossene Fläche, Drosselabfluss, Baumart und Baumalter sowie Klima-

region ab. 47 

Im Rahmen des Entwässerungskonzeptes sind daher mindestens 12 Baumrigolen vor-

zusehen. In der fachlichen Stellungnahme des Ingenieurbüros Prof. Sieker, die in das 

Entwässerungskonzept eingeflossen ist, wurde der Versickerungs- bzw. Verduns-

tungseffekt einer Baumrigole exemplarisch ermittelt48. 

Es zeigt sich, dass an eine Baumrigole 400 m² zu entwässernden Flächen angeschlos-

sen werden können. Für die Berechnung wurde eine Winter-Linde mit einem Kronen-

durchmesser von 10 Metern sowie ein lehmiger Boden mit einer Drosselabflussspende 

                                                
47 https://www.sieker.de/fachinformationen/article/baumrigolen-381.html 
48 Ingenieurgesellschaft Prof. Dr. Sieker mbH, Hydrologische Berechnungen für Baumrigolen, Be-

bauungsplan 35P "Lauseberg". Hoppegarten, Juni 2025 
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von 5 l/(s*ha) angenommen. Die 12 Baumrigolen sind in der Lage, eine Fläche von 

4.800 m² zu entwässern. Gemäß den Vorgaben der Forschungsgesellschaft Land-

schaftsentwicklung Landschaftsbau e. V. (FLL) ist für Baum-Rigolen ein durchwurzel-

bares Bodenvolumen von mindestens 12 m³, bei einer Mindesttiefe von 1,5 m, vorzu-

sehen. Dies wurde entsprechend festgesetzt. In dem Entwässerungskonzept (vgl. Abb. 

26) wird ein Flächenbedarf je Mulde von 12 m² angesetzt (12 Baumrigolen á 12 m² 

ergeben 144 m²).  

 

Gründächer 

Gründächer tragen zur Rückhaltung und insbesondere zur Verdunstung des Oberflä-

chenwassers bei. Das Entwässerungskonzept legt eine extensive Begrünung von 60 

% der Dachflächen zugrunde. Ausgegangen wird von insgesamt 6.340 m² Dachflächen 

(Schulgebäude 3.630 m², Sporthalle 1.930 m², Technikgebäude 750 m²). Die zu begrü-

nende Fläche beträgt somit rund 3.800 m². Die Dachbegrünung ist im Bebauungsplan 

festgesetzt, siehe Festsetzung Nr. 18, Begründung in Kap. 7.5. 

 

Rückhalteräume 

Für Flächen, die aus Kapazitätsgründen nicht mehr an die Versickerungsmulde ange-

schlossen werden können, sind Rückhaltevolumina für die Ableitung in den öffentlichen 

Kanal erforderlich. Unter Berücksichtigung der Baumrigolen und der Vorgaben zur 

Drosselung ist ein Rückhaltevolumen von 6,1 l/s erforderlich (das entspricht einem 

Rückhaltevolumen von rund 310 m³). Dies kann auf vielfältige Weise auch unterirdisch 

hergestellt werden, die genaue Ausführung ist im Rahmen der nachgelagerten Planung 

festzulegen. Im Entwässerungskonzept wird empfohlen, Mulden-Rigolensysteme her-

zustellen, bei denen das Oberflächenwasser über den bewachsenen Oberboden ge-

reinigt werden kann. Bei einer ausschließlich unterirdischen Rückhaltung sind Reini-

gungsanlagen erforderlich. Aufgrund der Drosselung/Rückhaltung werden die straßen-

begleitenden Gräben an der Schönower Straße bzw. der Buchenallee infolge der Pla-

nung nicht stärker belastet als bisher. 

 

Zisternen (Betriebswasser- bzw. Grauwassernutzungen) 

Aus Gründen der Nachhaltigkeit ist eine Nutzung von Brauchwasser zur Einsparung 

von Trinkwasser anzustreben. Daher sind Zisternen Bestandteil des Entwässerungs-

konzeptes, damit das dort gesammelte Oberflächenwasser als Brauchwasser (etwa für 

die Bewässerung von Sport- oder Freiflächen) dienen und die öffentliche Trinkwasser-

versorgung entlasten kann. In der Festsetzung Nr. 4 werden Zisternen als zulässige 

Anlagen bzw. Nebenanlagen zur Ver- und Entsorgung des Plangebiets mit aufgeführt. 

Zu berücksichtigen ist, dass diese im Rahmen der Grundstücksentwässerung nur dann 

als Rückhaltevolumen herangezogen werden können, wenn sie sich nach einem Re-

genereignis zügig entleeren. Es werden auf dem Markt so genannte Retentionszister-

nen angeboten, die diese Voraussetzung erfüllen. Zisternen sind bauliche Anlagen und 

werden auf die zulässige Grundfläche angerechnet.  

 

Das Entwässerungskonzept ist in der nachfolgenden Schemaskizze Abb. 29 zusam-

mengefasst dargestellt: 
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Abb. 29: Planung Entwässerung im Plangebiet49 

Überflutungsnachweis 

Im Rahmen des Entwässerungskonzeptes wird ein Überflutungsnachweis geführt. Die-

ser ist bezogen auf ein 30-jähriges Regenereignis (gemäß DWA-A 138-1). 

Bei vollständiger Ausnutzung der Festsetzungen des Bebauungsplans ergibt sich ein 

erforderliches Rückhaltevolumen von etwa 1.172 m³ für die Gemeinbedarfsfläche. Un-

ter Berücksichtigung des Rückhaltevolumens der Mulden von 600 m³ und unter Hinzu-

ziehung der angeschlossenen Baumrigolen sind rund 340 m³ Rückhaltevolumen zu-

sätzlich zu schaffen. Für diese Rückhaltevolumina sind keine zusätzlichen technischen 

Anlagen erforderlich, da eine Rückhaltung vorübergehend auch auf Hof- oder Grünflä-

chen erfolgen kann, die ansonsten nicht der Entwässerung dienen. Für den Sportplatz 

ist zusätzlich zum offenen Rückhalteraum ein unterirdischer Speicher zu errichten, wel-

cher eine gedrosselte Ableitung zum Kanal besitzt. 

 

Zusammenfassung der Festsetzungen zur Entwässerung im Bebauungsplan 

Im Bebauungsplan werden folgende Festsetzungen zur Regulierung der Nieder-

schlagsentwässerung festgesetzt: 

 Begrenzung der zulässigen GR 

 Festsetzung der Baugrenzen so, dass die versickerungsfähigen Böden außer-

halb der überbaubaren Grundstücksfläche verbleiben 

 Herstellung einer extensiven Dachbegrünung auf mindestens 60 % der Dach-

flächen (Festsetzung Nr. 18) 

 Festsetzung, dass die Wasserbilanz nach Herstellung der baulichen Anlagen 

um nicht mehr als 5 % vom unbebauten Zustand abweichen darf (Festsetzung 

Nr. 25) 

                                                
49 BEV Ingenieure GmbH: Regenwasserbeseitigungskonzept B-Plan Lauseberg Panketal OT Zeper-

nick. Königs Wusterhausen, August 2025 
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 Herstellung von mindestens 12 Baumrigolen (Festsetzung Nr. 26) 

Das Entwässerungskonzept weist nach, dass das Baugrundstück im Grundsatz ent-

wässert und so bebaut werden kann, dass die Vorgabe der Unteren Wasserbehörde 

im Befreiungsbescheid – maximal 5 % Abweichung der Wasserbilanz – eingehalten 

werden kann. Die geplante Bebauung ist somit entwässerungstechnisch umsetzbar. 

Ein Entwässerungsnachweis für die spätere konkrete Bebauung wird im Rahmen der 

nachgelagerten Hochbauplanung bzw. der Baugenehmigung erstellt.  

7.8 Ver- und Entsorgung  

Trinkwasser 

Die Trinkwasserversorgung in der Gemeinde Panketal ist tendenziell angespannt. Das 

äußert sich u. a. darin, dass die Gemeinde Panketal in ihrer Wasserversorgungssat-

zung für den Nachmittag und den Abend das Bewässern privater Gärten verboten hat 

(Sprengverbot). 

Der für die Wasserversorgung zuständige Eigenbetrieb Panketal hat in seiner Stellung-

nahme zur frühzeitigen Beteiligung (11.07.2024) bestätigt, dass das Trinkwasserrohr-

netz sehr gut für den aktuellen Bedarf ausgelegt ist. In der Stellungnahme wird weiter 

ausgeführt: Die intensiven Bemühungen zum Ausbau des Trinkwassernetzes ausge-

hend vom Wasserwerk haben sich bereits deutlich positiv ausgewirkt. Trotz der bereits 

gestiegenen Bevölkerung und der damit verbundenen zusätzlichen Abnehmer in den 

letzten Jahren werden keine Druckunterschreitungen oder deutlich gestiegenen Druck-

verluste im Rohrnetz festgestellt. 

Ferner wurde (…) belegt, dass unter Beibehaltung dieser intensiven Bemühungen zum 
Ausbau des Rohrnetzes die Netzleistung an den zukünftigen Be darf angepasst werden 

kann. Hierzu zählen auch die Erneuerung der Trinkwasserleitungen in der Schönerlin-

der Straße (derzeit im Bau), der Schönower Straße (derzeit in Planung) und der Straße 

Alt Zepernick (demnächst in Planung). Nur unter Berücksichtigung dieser notwendigen 

Leitungsvergrößerungen ist der sichere Betrieb des Trinkwassernetzes durchführbar 

und damit die Belieferung des geplanten Gymnasiums ohne Druckverluste möglich. 

Das Gymnasium kann demzufolge mit Trinkwasser versorgt werden. Allerdings verfügt 

das Wasserwerk derzeit kaum noch über Kapazitäten zur Versorgung weiterer Abneh-

mer. Es sind zusätzliche Aufbereitungsanlagen in Planung, mit denen die Aufberei-

tungskapazitäten des Wasserwerks Zepernick um 50 % erhöht werden sollen.  

Empfohlen wird seitens des Eigenbetriebs für das Gymnasium die Anlage von Zister-

nen zur Regenwassernutzung, um Trinkwasser einzusparen. Ferner verweist er in sei-

ner Stellungnahme darauf, dass die Ableitung von Oberflächenwasser aus dem Plan-

gebiet auf ein Mindestmaß zu begrenzen ist, um die Grundwasserneubildung möglichst 

wenig zu beeinträchtigen. Eine Abweichung gegenüber dem unbebauten Zustand von 

maximal 5 % ist als Nebenbestimmung Bestandteil des Befreiungsbescheids der Un-

teren Wasserhörde, vgl. Kap. 7.6. 
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Zur Trinkwasserversorgung liegt eine fachgutachterliche Stellungnahme vor.50 Darin 

wird simuliert, wie sich der Wasserverbrauch des zukünftigen Gymnasiums auf das 

Trinkwassernetz in Panketal auswirkt. Die Stellungnahme kommt zu folgendem Fazit: 

„Im Ergebnis wurde festgestellt, dass in allen durchgeführten Simulationen das Versor-
gungsziel, d. h. die Einhaltung des Mindestentnahmedruckes, für das Gymnasium und 

die umliegenden Abnehmer erreicht wird. Durch den zusätzlichen Abnehmer konnten 

keine Druckunterschreitungen oder gestiegene Druckverluste im vorgelagerten Netz 

festgestellt werden. Damit werden keine Netzanpassungsmaßnahmen erforderlich, die 

unmittelbar auf die Umsetzung des Planungsvorhabens Gymnasium am „Lauseberg“ 
zurückzuführen sind.“ 

Löschwasser 

„Der Löschwasserbedarf beträgt gemäß DVGW W 405 bei kleiner Gefahr der Brand-
ausweitung 96 m³/h und muss für 2 Stunden bereitgestellt werden können. Die Lösch-

wasserversorgung kann über das öffentliche Trinkwassernetz der angrenzenden Hyd-

ranten gewährleistet werden. Hier wurde eine Löschwassermenge von über 96 m³/h 

gemessen.“ (BEV Ingenieure, Versorgungskonzept, Stand Januar 2025) 

Schmutzwasser 

Die Schmutzwasserentsorgung obliegt der Gemeinde. Zuständig ist auch hierfür der 

Eigenbetrieb Kommunalservice Panketal. In den das Plangebiet umgebenden Straßen 

befinden sich Schmutzwasserkanäle, in die das anfallende Schmutzwasser der Schul-

nutzung eingeleitet werden kann. Der Eigenbetrieb weist in seiner Stellungnahme da-

rauf hin, dass das Gesamtsystem der zentralen Schmutzwasserentsorgung bereits 

temporär überlastet ist. Daraus resultiert die Notwendigkeit, ein Speicherbecken im 

Plangebiet zu errichten, welches das anfallende Schmutzwasser sammelt und in den 

Abendstunden gedrosselt abgibt. Im Bereich der Robert-Koch-Straße ist zwischen der 

Schönower Straße und der Bebelstraße ein Anschluss an das Schmutzwassernetz vor-

zusehen, um somit ein Überleiten zu einem weiteren Pumpwerk zu vermeiden. 

Im Rahmen eines Versorgungskonzeptes51 wurde die erforderliche Dimensionierung 

des Speichers überschlägig ermittelt. Der erforderliche Wasserverbrauch der Schule 

liegt danach an Spitzentagen bei etwa 13 m³. Dementsprechend ist somit der Speicher 

zu dimensionieren. Der Flächenbedarf wird mit etwa 25 m² angegeben, die schließt 

den Flächenbedarf für eine Hebeanlage ein. Er sollte in der Nähe einer Zufahrt ange-

ordnet werden, damit er von Wartungsfahrzeugen gut erreicht werden kann52. 

Gemäß der textlichen Festsetzung Nr. 4 sind innerhalb der Gemeinbedarfsfläche Ne-

benanlagen, die der Versorgung mit Elektrizität, Gas, Wärme, Wasser und Telekom-

munikation sowie der Ableitung von Abwasser dienen, zulässig. Diese Regelung erfolgt 

in Anlehnung an die Regelung des § 14 Abs. 2 BauNVO. Diese gilt für eine Gemeinbe-

darfsfläche nicht unmittelbar, da sie auf Baugebiete beschränkt ist. Der Speicher kann 

auf Grundlage dieser Festsetzung zugelassen werden. Weitere Regelungen im Bebau-

ungsplan sind nicht erforderlich. Die Festsetzung einer Fläche für diesen Speicher im 

                                                
50 PICON GmbH: Fachgutachterliche Stellungnahme zur Trinkwasserversorgung im Rahmen des 

Vorhabens „B-Plan 35P“, Dresden, März 2024 
51 BEV Ingenieure GmbH (2025): Versorgungskonzept TW und SW, B-Plan Lauseberg Panketal OT 

Zepernick. Königs Wusterhausen, Juli 2025 
52 ebendort 
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Bebauungsplan wäre zudem nicht zielführend, weil für die Schule keine Hochbaupla-

nung vorliegt und der Standort sinnvollerweise in Abhängigkeit von der Hochbaupla-

nung bzw. der dazugehörigen Erschließungsplanung und Lage der Zufahrten festge-

legt werden sollte. 

Das Plangebiet liegt in der Zone III A des Wasserschutzgebiets Zepernick. Nach den 

Regelungen dieser Verordnung ist das Errichten von Abwasserbehandlungsanlagen 

nicht zulässig. Mit der Unteren Wasserbehörde wird im weiteren Verfahren abgestimmt, 

ob ein Schmutzwasserspeicher als Abwasserbehandlungsanlage im Sinne der Verord-

nung gilt und ggf. auch für den Speicher eine Ausnahmegenehmigung erforderlich wird. 

Energieversorgung 

Zuständiger Energieversorger ist die E.DIS Netz GmbH. Die E.DIS hat mitgeteilt, dass 

gegen den Bebauungsplan keine Einwände bestehen und eine bedarfsgerechte Er-

schließung des Plangebiets möglich ist53. Sie weist darauf hin, dass die Errichtung min-

destens einer Ortsnetzstation im Plangebiet notwendig werden könnte. Konkrete Pla-

nungen können jedoch erst dann erfolgen, wenn der erforderliche Leistungsbedarf de-

finiert ist. 

Der Flächenbedarf für eine Ortsnetzstation beträgt 7 m x 5 m, das sind 12 m². Sie ist 

gemäß Festsetzung Nr. 4 in der Gemeinbedarfsfläche und im Rahmen der festgesetz-

ten GR von 32.000 m² zulässig. Eine konkrete Festlegung des Standortes im Bebau-

ungsplan ist nicht erforderlich, dies kann der nachgelagerten Erschließungsplanung 

überlassen bleiben. 

Telekommunikation, Wärmeversorgung 

Das Gebiet kann mit Telekommunikationsdienstleistungen versorgt werden. Einzelhei-

ten werden im Rahmen der weiteren Erschließungsplanung mit dem zuständigen Un-

ternehmen abgestimmt. 

Wärmeversorgung 

Für die Wärmeversorgung der Schule bestehen verschiedene Möglichkeiten. Neben 

einer Gasversorgung oder einer dezentralen Versorgung mit Wärmepumpen/Hybrid-

anlagen wäre auch die Versorgung über ein Nahwärmenetz denkbar. 

Im Klimaschutzkonzept der Gemeinde Panketal werden die Potenziale für den Aufbau 

von Wärmenetzen in der Gemeinde beleuchtet54. Danach ist es für einen Großteil des 

Gemeindegebiets wegen der geringen Besiedlungsdichte und der daraus folgenden 

geringen gebietsbezogenen Wärmeabnahme schwierig, ein Nahwärmenetz zu betrei-

ben. Allerdings können Einzelvorhaben wie beispielsweise das Gymnasium wichtige 

Abnehmer darstellen, die den wirtschaftlichen Betrieb eines Nahwärmenetzes unter 

Umständen ermöglichen können. Im Klimaschutzkonzept wird daher ein Gebietsum-

griff nördlich der Schönerlinder Straße skizziert, in dem auch das Plangebiet liegt, für 

den ggf. ein Förderantrag bei der KfW gestellt werden könnte. Neben dem Gymnasium 

                                                
53 Stellungnahme im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung als Träger öffentlicher Belange vom 

02.06.2024  
54 Integriertes Klimaschutzkonzept der Gemeinde Panketal 1. Stufe, Klimaschutzmanagement Ge-

meinde Panketal (Hrsg.), Stand Juni 2022 
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sind in diesem Zusammenhang auch die Entwicklung des ehemaligen Krankenhaus-

geländes und die Erneuerung der Wärmeversorgung an der bestehenden Grund- und 

Gesamtschule in die Betrachtung mit einzubeziehen. Vertiefend betrachtet wird die Er-

richtung eines Nahwärmenetzes für diesen Bereich in dem“ Integrierten Quartierskon-
zept Nördlich der Schönerlinder Straße“55. Eine kommunale Wärmeplanung wird der-

zeit erstellt und soll bis Frühjahr 2026 vorliegen. 

Die Nutzung von Geothermie ist im Plangebiet nicht möglich, da es sich innerhalb der 

Trinkwasserschutzzone des Wasserwerkes Zepernick befindet. Dort ist „das Errichten 
oder Erweitern von vertikalen Anlagen zur Gewinnung von Erdwärme“, d.h. der Einsatz 

von Erdsonden (nicht zulässig.56  

Das Klimaschutzkonzept der Gemeinde Panketal führt aus, dass das Gas, welches 

über kommunale Einrichtungen bezogen wird, einen Biomethan-Anteil von 10 % auf-

weist (laut Vertrag für die Jahre 2020 bis 2023).57  

7.9 Nachrichtliche Übernahme 

Bodendenkmale 

In Teilen des Geltungsbereiches des Vorhabens befindet sich ein Bodendenkmal im 

Sinne von § 2 Abs. 1 und Abs. 2, Satz 4 BbgDSchG. Bei dem Bodendenkmal Nr. 40737 

handelt es sich um eine Siedlung der Bronzezeit sowie Einzelfund aus dem Mittelalter.  

Sollten bei den Erdarbeiten Bodendenkmale, z.  B. Steinsetzungen, Mauerwerk, Erd-

verfärbungen, Holzpfähle oder -bohlen, Scherben, Stein- oder Metallgegenstände, 

Knochen o. ä., entdeckt werden, sind diese unverzüglich der Unteren Denkmalschutz-

behörde und dem Brandenburgischen Landesamt für Denkmalpflege und Archäologi-

schen Landesmuseum anzuzeigen (§ 11 Abs. 1 u. 2 BbgDSchG). Die aufgefundenen 

Bodendenkmale und die Entdeckungsstätte sind mindestens bis zum Ablauf einer Wo-

che nach der Anzeige, auf Verlangen der Denkmalschutzbehörde ggf. auch darüber 

hinaus, in unverändertem Zustand zu erhalten und in geeigneter Weise vor  

Gefahren für die Erhaltung zu schützen (§ 11 Abs. 3 BbgDSchG).  

Funde sind dem Brandenburgischen Landesamt für Denkmalpflege und Archäologi-

schen Landesmuseum zu übergeben (§ 11 Abs. 4 und § 12 BbgDSchG).  

Die Bauausführenden sind über diese gesetzlichen Auflagen zu belehren. 

Bodendenkmale unterliegen in ihrem gesamten Umfang den Schutzvorschriften des 

Brandenburgischen Denkmalschutzgesetzes - BbgDSchG - vom 24. Mai 2004 (GVBl. 

I S. 215). Daher besteht bei Bodeneingriffen in Bodendenkmale eine denkmalrechtliche 

Erlaubnispflicht. 

  

                                                
55 https://panketal.de/images/Downloads/Klimaschutz/Panketal_Zusammenfassung_QK_Schonerlin-

derStrasse.pdf 
56 Verordnung zur Festsetzung des Wasserschutzgebiets Zepernick vom 15. Oktober 2012 

(GVBl.II/12, [Nr. 88]), geändert durch Artikel 134 Absatz 48 des Gesetzes vom 5. März 2024 

(GVBl.I/24, [Nr. 9], S.56), siehe dort § 3 Nr. 18 
57 ebendort 
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Wasserschutzgebiet 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans liegt innerhalb der Schutzzone III A des 

Wasserschutzgebietes Zepernick (Wasserschutzgebietsverordnung Zepernick vom 

15. Oktober 2012).  

7.10 Flächenbilanz 

Planung Gesamtflä-
che in m² 

max. zuläs-
sige GR 

max. be-
baubar in 

% 

nicht be-
baubar in 

m² 

max. bebau-
bar in m² 

Gemeinbedarfsfläche 45.689          32.000  70%          13.689            32.000  

Wohnbaufläche               3.998  490 12%            3.508                  490  

SPE 1             11.761    
5%          15.278  300*1 

SPE 2 3.817    

SPE 3             13.628    0%          13.628                      -    

SPE 4               2.924    0%            2.924                      -    

Straßenverkehrsflächen               7.449    100%                    -                7.449  

Verkehrsfläche besonde-
rer Zweckbestimmung 

2.996   80% 599*2             2.397  

Summe             92.262               49.626            42.636  

  
 max. Neuversiegelung         34.697*3  

Tab. 4: Flächenbilanz 

*1  Schätzwert für Wegefläche innerhalb der Fläche SPE 1 und nördlicher Teil Fläche 

SPE 2 

*2  Anteil seitliche Bankette der öffentlichen Wege, jeweils 1 m beidseitig der  

Wegeflächen 

*3  Neuversiegelung bedeutet abzüglich Versiegelung bestehende Verkehrsflächen 

und bestehende Wohnnutzung 

  



Bebauungsplan Nr. 35P „Lauseberg“ OT Zepernick – Panketal, Entwurf 

  Seite 86 von 153 

8 Umweltbericht  

Nach § 2 Abs. 4 BauGB ist bei der Aufstellung von Bauleitplänen für die Belange des 

Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 und § 1a BauGB eine Umweltprüfung durchzu-

führen. Die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen sind in einem Umwelt-

bericht zu beschreiben und zu bewerten. Dieser Umweltbericht soll Dritten die Beurtei-

lung ermöglichen, ob und in welchem Umfang sie von den Umweltauswirkungen der 

Festsetzungen des Bebauungsplans betroffen werden können. Er ist entsprechend der 

Anlage 1 des BauGB gegliedert. 

8.1 Einleitung  

8.1.1 Kurzdarstellung der Ziele und Inhalte des Bebauungsplanes 

Im Rahmen des Bebauungsplanes wird ein Umweltbericht zum Bebauungsplan erstellt. 

Die Umweltbelange werden in die Planung eingestellt und sind entsprechend abzuwä-

gen.  

Ziele der Planung und Festsetzungen 

Ausgewiesen wird eine Gemeinbedarfsfläche mit der Zweckbestimmung „Schule und 
Sport“. Des Weiteren sind im Bebauungsplan Wohnbauflächen und Verkehrsflächen 
festgesetzt und im Bestand bereits vorhanden. 

 

Bedarf an Grund und Boden  

Die Gesamtfläche des Plangebietes beträgt 92.262 m², davon sind: 

 Fläche für den Gemeinbedarf, Zweckbestimmung „Schule und Sport“:  

45.689 m² 

 Öffentliche Verkehrsflächen: 7.449 m² 

 Öffentliche Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung „Fuß- und Radweg“: 
2.996 m² 

 Öffentliche Grünflächen: 32.130 m², davon festgesetzt als 

 Fläche für Maßnahmen SPE 1: 11.761 m² 

 Fläche für Maßnahmen SPE 2: 3.817 m² 

 Fläche für Maßnahmen SPE 3: 13.628 m² 

 Fläche für Maßnahmen SPE 4: 2.924 m² 

 Allgemeines Wohngebiet: 3.998 m² 

Die Festsetzungen des Bebauungsplans ermöglichen eine Versiegelung von etwa 

max. 4,26 ha Fläche. Nach Abzug der bereits versiegelten Flächen (Wohnbaufläche 

und Straßen) ergibt sich eine Neuversiegelung von 34.697 m² (Gemeinbedarfsfläche 

und die Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung). Die bestehende Wohnbebau-

ung wie auch die einbezogenen angrenzenden Verkehrsflächen bleiben weitgehend 

unverändert. 

 

Das bestehende Wohngrundstück an der Buchenallee stimmt nicht mit den Flurstücks-

grenzen überein. Nach erfolgter Abstimmung zwischen den Grundstückseigentümern, 
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der Gemeinde und dem Landkreis wird das Wohngrundstück entsprechend der beste-

henden Flurstücksgrenzen als Allgemeines Wohngebiet festgesetzt. Die Grundstücks-

eigentümer verpflichten sich zum Rückbau der Gartenanlage außerhalb der Grund-

stücksgrenzen. 

 

Des Weiteren wird darauf hingewiesen, dass die nachfolgenden Betrachtungen der 

einzelnen Schutzgüter immer vor dem Hintergrund einer Vorbelastung des Plangebiets 

durch eine anthropogene Nutzung erfolgen. Dementsprechend erfolgt eine Neubebau-

ung auf bereits vorgeprägten Böden, natürliche gewachsene Böden werden nicht in 

Anspruch genommen. Den Grundsätzen der Bodenschutzklausel zum schonenden 

Umgang mit Grund und Boden wird entsprochen. 

 

Zu beachten ist zudem, dass es sich um einen Angebotsbebauungsplan handelt, wel-

cher zum Ziel hat, eine geordnete städtebauliche Entwicklung zu gewährleisten. Die im 

Bebauungsplan festgesetzten Nutzungsmaße geben damit einen maximalen Rahmen 

vor, in welchem sich die Bebaubarkeit des Plangebietes bewegen kann. Eine Hoch-

bauplanung für die Schule wird erst im Nachgang zum Bebauungsplan erstellt. Daraus 

resultiert die Notwendigkeit, die Festsetzungen des Bebauungsplans weitgehend offen 

zu halten. Zudem besteht die Notwendigkeit, die Auswirkungen der Bebauung auf die 

Grundwasserneubildung zu begrenzen. Das Gebiet liegt in der Trinkwasserschutzzone 

III A des Wasserschutzgebietes Zepernick (Wasserschutzgebietsverordnung Zeper-

nick vom 15. Oktober 2012), dort ist eine Neuausweisung von Baugebieten unzulässig. 

Einen Antrag auf Befreiung hat die Untere Wasserbehörde stattgegeben, allerdings 

darf die Wasserbilanz infolge der Bebauung gegenüber dem unbebauten Zustand um 

nicht mehr als 5 % abweichen. Daraus folgt, dass das Plangebiet nur in einem begrenz-

ten Umfang neu versiegelt werden darf. 

8.2 Übergeordnete Gesetze und Fachplanungen  

Folgende Gesetze und Fachplanungen liegen dem Umweltbericht zugrunde: 

Baurecht - Baugesetzbuch (BauGB) 

Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB sind bei der Aufstellung der Bauleitpläne insbesondere 

die Belange des Umweltschutzes, einschließlich des Naturschutzes und der Land-

schaftspflege, zu berücksichtigen, insbesondere: 

 die Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen, Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima und 

das Wirkungsgefüge zwischen ihnen sowie die Landschaft und die biologische 

Vielfalt, 

 die Erhaltungsziele und der Schutzzweck von Natura 2000-Gebieten im Sinne 

des Bundesnaturschutzgesetzes, 

 umweltbezogene Auswirkungen auf den Menschen und seine Gesundheit so-

wie die Bevölkerung insgesamt, 

 umweltbezogene Auswirkungen auf Kulturgüter und sonstige Sachgüter, 

 die Vermeidung von Emissionen sowie der sachgerechte Umgang mit Abfällen 

und Abwässern, 
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 die Nutzung erneuerbarer Energien sowie die sparsame und effiziente Nutzung 

von Energie. 

Gemäß § 1a Abs. 2 Satz 1 BauGB soll mit Grund und Boden sparsam und schonend 

umgegangen werden. Dabei sind zur Verringerung der zusätzlichen Inanspruchnahme 

von Flächen für bauliche Nutzungen die Möglichkeiten der Entwicklung der Gemeinde, 

insbesondere durch Wiedernutzbarmachung von Flächen, Nachverdichtung und an-

dere Maßnahmen zur Innenentwicklung, zu nutzen sowie Bodenversiegelungen auf 

das notwendige Maß zu begrenzen. 

 

Gemäß § 1a Abs. 3 Satz 1 BauGB sind die Vermeidung und der Ausgleich voraussicht-

lich erheblicher Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes sowie der Leistungs- und 

Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes in seinen in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe a 

BauGB bezeichneten Bestandteilen (Eingriffsregelung nach Bundesnaturschutzge-

setz) zu berücksichtigen. 

 

Den Erfordernissen des Klimaschutzes soll sowohl durch Maßnahmen, die dem Klima-

wandel entgegenwirken, als auch durch solche, die der Anpassung an den Klimawan-

del dienen, Rechnung getragen werden (§ 1a Abs. 5 Satz 1 BauGB). 

Naturschutzrecht 

 Nachhaltige Sicherung der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaus-

haltes, der Regenerationsfähigkeit und Nutzungsfähigkeit der Naturgüter, der 

Tier- und Pflanzenwelt, einschließlich ihrer Lebensstätten und Lebensräume, 

sowie der Vielfalt, Eigenart und Schönheit und des Erholungswertes von Natur 

und Landschaft im besiedelten und unbesiedelten Bereich (Ziele des Natur-

schutzes und der Landschaftspflege, § 1 Bundesnaturschutzgesetz BNatSchG) 

 Ausweisung besonderer Schutzgebiete für die Schaffung eines zusammenhän-

genden, europäischen ökologischen Netzes mit der Bezeichnung „NATURA 
2000“ zur Wiederherstellung und Wahrung eines günstigen Erhaltungszustan-
des der natürlichen Lebensräume und der Arten von gemeinschaftlichem Inte-

resse; das Netz Natura 2000 besteht aus Gebieten von gemeinschaftlicher Be-

deutung (FFH-Gebiete) und aus Europäischen Vogelschutzgebieten (aus 

Richtlinie EG 92/43 vom 21.05.1992, FFH-Richtlinie) 

 Eingriffe in Natur und Landschaft sind gemäß § 1 a (3) BauGB zu bilanzieren 

und ggf. auszugleichen. Wald soll nach § 1a (2) BauGB nur in begründeten 

Fällen umgewandelt bzw. für andere Nutzungen in Anspruch genommen wer-

den. Nach LWaldG Brandenburg ist ein Waldverlust durch Erstaufforstung aus-

zugleichen. Bei der Bewertung des Waldverlusts sind ökologische Qualitäten, 

Erholungspotenzial und forstwirtschaftliche Bedeutung der umzuwandelnden 

Waldfläche zu berücksichtigen. 

 Gemäß § 44 Bundesnaturschutzgesetz ist es verboten, wild lebende der be-

sonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu verletzen oder zu 

töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu beschädi-

gen oder zu zerstören, wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der 

europäischen Vogelarten während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, 

Überwinterungs- und Wanderungszeiten erheblich zu stören, Fortpflanzungs- 
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oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders geschützten Arten aus 

der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören sowie wildlebende 

Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwicklungs-formen aus 

der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschädigen oder zu zer-

stören. Im Rahmen der Bauleitplanung ist zu gewährleisten, dass die Umset-

zung einer Planung nicht an artenschutzrechtlichen Verbotstatbeständen schei-

tert. Ansonsten wäre die Planung nicht realisierbar und damit im Sinne des § 1 

Abs. 3 BauGB nicht erforderlich. 

Wasserrecht 

 Bewirtschaftung der Gewässer (oberirdische Gewässer, Grundwasser) derart, 

dass sie dem Wohl der Allgemeinheit und, damit im Einklang, dem Nutzen Ein-

zelner dienen, dass vermeidbare Beeinträchtigungen ihrer ökologischen Funk-

tionen und der direkt von ihnen abhängigen Landökosysteme und Feuchtge-

biete im Hinblick auf ihren Wasserhaushalt unterbleiben und dass insgesamt 

eine nachhaltige Entwicklung gewährleistet wird (aus: § 6 Wasserhaushaltsge-

setz WHG); hinsichtlich des Grund- und Oberflächenwassers gibt § 47 WHG 

das Erreichen und Erhalten eines guten mengenmäßigen Zustands sowie eines 

guten chemischen Zustands vor. Das Verbesserungsgebot und das Ver-

schlechterungsverbot der EG-Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) sind maßge-

bend. 

 Verwertung von Abwasser, insbesondere Niederschlagswasser, auf den 

Grundstücken, auf denen es anfällt, wenn wasserwirtschaftliche und gesund-

heitliche Belange nicht entgegenstehen. Möglichst Versickerung von Nieder-

schlagswasser auf dem Grundstück (§ 54 BbgWG). 

Immissionsschutzrecht 

 Schutz der Menschen, Tiere und Pflanzen, des Bodens, des Wassers, der At-

mosphäre sowie der Kultur- und sonstigen Sachgüter vor schädlichen Umwelt-

einwirkungen (Gefahren, erhebliche Belästigungen oder erhebliche Nachteile 

für die Allgemeinheit oder die Nachbarschaft herbeiführende Luftverunreinigun-

gen, Geräusche, Erschütterungen, Licht, Wärme, Strahlen), Vorbeugung des 

Entstehens schädlicher Umwelteinwirkungen (aus §§ 1 und 3 BImSchG). 

 Gebot zur Vermeidung von Abfällen, insbesondere durch die Verminderung ih-

rer Menge und Schädlichkeit; stoffliche oder energetische Verwertung von vor-

handenen Abfällen; die Verwertung von Abfällen hat in der Regel Vorrang vor 

deren Beseitigung (aus § 6 KrWG). 

 Zur Sicherstellung gesunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse sind schädliche 

Umwelteinwirkungen, vor allem Lärmeinwirkungen auf schutzbedürftige Nut-

zungen, zu begrenzen. Dabei sind für Verkehrslärm die 16. BImSchV und die 

Richtwerte nach DIN 18005 zu berücksichtigen. Die Immissionsrichtwerte nach 

DIN 18005 (Beiblatt) betragen für allgemeine Wohngebiete (WA) tags 55 dB(A) 

und nachts 45 dB(A) für Verkehrslärm. Diese Werte werden auch für Schulen 

angesetzt, wobei nur der Tagwert relevant ist (im Regelfall keine Nutzung zur 

Nachtzeit). 
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Klimaschutzrecht 

 Erfordernis von Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken, als auch 

durch solche, die der Anpassung an den Klimawandel dienen, Rechnung tra-

gen. Hierbei sind die Klimaschutzziele gemäß §§ 3 und 4 KSG zu beachten. 

Reduzierung der Treibhausgasemissionen bis 2030 um mindestens 65 % und 

bis 2040 um mindestens 88 % (§ 3), Festlegung jährlicher Minderungsziele 

durch die Vergabe von Jahresimmissionsmengen für die Sektoren Energiewirt-

schaft, Industrie, Verkehr, Gebäude, Landwirtschaft sowie Abfallwirtschaft und 

Sonstiges (§ 4). 

Denkmalrecht 

 Denkmale sind als Quellen und Zeugnisse menschlicher Geschichte und prä-

gende Bestandteile der Kulturlandschaft des Landes Brandenburg nach den 

Bestimmungen dieses Gesetzes zu schützen, zu erhalten, zu pflegen und zu 

erforschen. (§ 1 BbgDSchG) 

Zentrale Fachgesetze und deren wesentliche Umweltschutzziele sind u.a.: 

 Raumordnungsgesetz vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2986), das zuletzt 

durch Artikel 7 des Gesetzes vom 12. August 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 189) 

 Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 

(BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 27. Okto-

ber 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 257) 

 Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. Novem-

ber 2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 

3. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176) 

 Brandenburgische Bauordnung (BbgBO) in der Fassung der Bekanntmachung 

vom 15. November 2018 (GVBl.I/18, [Nr. 39]), zuletzt geändert durch Gesetz 

vom 28. September 2023 (GVBl.I/23, [Nr. 18]) 

 Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des 

Planinhalts (PlanZV) vom 18.12.1990, zuletzt geändert durch Artikel 6 des Ge-

setzes vom 12. August 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 189) 

 Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung in der Fassung der Bekanntma-

chung vom 18. März 2021 (BGBl. I S. 540), zuletzt geändert durch Artikel 2 

Absatz 1 des Gesetzes vom 25. November 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 282) 

 Bundesnaturschutzgesetz vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert 

durch Artikel 3 des Gesetzes vom 8. Dezember 2022, zuletzt geändert durch 

Artikel 48 des Gesetzes vom 23. Oktober 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 323)  

 Brandenburgisches Ausführungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz (Bran-

denburgisches Naturschutzausführungsgesetz - BbgNatSchAG) vom 21. Ja-

nuar 2013 (GVBl.I/13, [Nr. 3], S., ber. GVBl.I/13 [Nr. 21]), zuletzt geändert durch 

Artikel 2 des Gesetzes vom 24. Juli 2025 (GVBl.I/25, [Nr. 17]) 

 Bundes-Immissionsschutzgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. 

Mai 2013 (BGBl. I S. 1274), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 

12. August 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 189) 
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 Bundes-Klimaschutzgesetz vom 12. Dezember 2019 (BGBl. I S. 2513), zuletzt 

geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 15. Juli 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 235) 

 Barnimer Baumschutzverordnung (BarBaumSchV) mit Stand vom 12.02.2014 

Die Ziele und Umweltbelange aus den einschlägigen Fachgesetzen für das anstehende 

Verfahren zur Aufstellung des Bebauungsplanes werden im Zusammenhang der fol-

genden Kapitel erläutert.  

 

Weitere Datengrundlagen zur Prüfung umweltrelevanter Belange sind u. a. eine Bio-

topkartierung, eine Baugrunduntersuchung, ein Entwässerungskonzept, eine Wasser-

bilanz und ein Artenschutzfachbeitrag, ein Lärmgutachten und eine Verkehrsuntersu-

chung (VTU). 

8.2.1 Festlegung von Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung 

Im Rahmen der Umweltprüfung sind nach gegenwärtigem Kenntnisstand folgende Aus-

wirkungen der Planung auf die Schutzgüter zu erwarten: 

 

1. Schutzgut Mensch 

Bei der Beurteilung der Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch sind insbesondere 

die Aspekte Gesundheitsvorsorge, Wohnqualität, Erholung und Freizeit, Luftschad-

stoffe, Gerüche, Lichtimmissionen, Lärmimmissionen und Erschütterungen zu betrach-

ten. Auswirkungen durch die Planung sind durch den Betrieb der Schule zu erwarten, 

da hier Lärmimmissionen sowohl durch den Schulbetrieb selbst (z. B. Verkehrsbewe-

gungen auf dem Gelände und an den An- und Abfahrtswegen, Kinderlärm) als auch 

durch die Nutzung der Außensportanlagen auf dem Schulgelände zu erwarten sind. 

Hinzuweisen ist allerdings darauf, dass Kinderlärm nicht als schädliche Umweltauswir-

kung eingestuft werden darf, weil er als sozialadäquat gilt (§ 22 Abs. 1a BImSchG). Im 

Bereich des Schulgeländes ist mit einer Erhöhung der Luftbelastung z. B. durch den 

Kfz-Verkehr zu rechnen. 

Gleichzeitig werden dringend benötigte zusätzliche Schulkapazitäten geschaffen und 

das Angebot an Erholungs- und Freizeitnutzung erhöht. Das Gelände wird durch den 

Bau zusätzlicher Wegeverbindungen für Fußgänger und Radfahrer zugänglich und er-

lebbar gemacht. Das Landschaftsbild wird sich durch das Vorhaben nachhaltig verän-

dern, von einer intensiv genutzten Ackerfläche hin zu einem Schulcampus mit hohem 

Grünanteil. 

Im Plangebiet bestehen Vorbelastungen durch Verkehrslärm. Es wurde eine schall-

technische Untersuchung durchgeführt. 

 

2. Schutzgut Arten/Biotope 

Auswirkungen auf das Schutzgut Arten und Biotope ergeben sich durch die erforderli-

che Baufeldfreimachung. Hierbei handelt es sich um eine intensiv genutzte Ackerflä-

che. 

Im Rahmen der Umweltprüfung erfolgten eine Biotopkartierung und die Erstellung ei-

nes Artenschutzgutachtens. Der Eingriff in das Schutzgut Arten und Biotope wurde in 

einer Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung bewertet und es werden geeignete Kompensa-

tionsmaßnahmen festgelegt. 
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3. Schutzgüter Boden/Fläche 

Es kommt zu Auswirkungen auf das Schutzgut Boden/Fläche durch die Bebauung auf 

dem Grundstück und die damit unvermeidbar einhergehende Versiegelung von Grund 

und Boden im Umfang von etwa 3,5 ha. Der Eingriff in das Schutzgut wurde ebenfalls 

in der Umweltprüfung und der darin integrierten Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung im 

weiteren Verfahren bewertet und es werden Maßnahmen zur Minderung und Kompen-

sation dieses Eingriffs vorgesehen. 

Das Schutzgut Fläche ist in ähnlichem Ausmaß wie das Schutzgut Boden betroffen. Zu 

berücksichtigen ist, dass das Plangebiet unmittelbar an Siedlungsflächen angrenzt und 

durch menschliche Nutzung vorgeprägt ist (intensiv genutzte Ackerfläche). 

 

4. Schutzgüter Wasser, Luft/Klima 

Die Schutzgüter Wasser und Luft/Klima sind potenziell durch die Inanspruchnahme von 

bisher unversiegeltem Grund und Boden betroffen. Durch den Bau der Schule kommt 

es zu einem Eingriff in das Schutzgut Wasser sowie die Trinkwasserschutzzone. Im 

Rahmen eines Entwässerungsgutachtens wurden die Auswirkungen des Vorhabens 

auf den Wasserhaushalt und die Trinkwasserschutzzone betrachtet und entspre-

chende Maßnahmen zur Wasserrückhaltung und Einhaltung der Wasserbilanz getrof-

fen. Negative Auswirkungen auf den Wasserhaushalt können durch die im Gutachten 

benannten Maßnahmen und den hohen Grünanteil im Plangebiet vermieden werden. 

Auswirkungen gemäß Regenwasserbeseitigungskonzept auf den Robert-Koch-Park 

bzw. das Heidewäldchen sind ebenfalls nicht zu erwarten. Die Grundwasserbildung 

wird im Vergleich zur Bestandssituation erhöht, da Niederschlagswasser gezielt in die 

Bereiche geführt wird, in denen versickert werden kann. 

Ebenfalls können potenzielle Beeinträchtigungen der Schutzgüter Klima und Luft durch 

die im Plangebiet vorgesehenen Bepflanzungen gemindert werden. Im Umweltbericht 

erfolgt eine Beschreibung und Bewertung des Eingriffs im Rahmen der Eingriffs-/Aus-

gleichsbilanzierung. 

5. Schutzgut Landschaft 

Das Landschaftsbild wird sich in der Form verändern, dass neue Schul- und Sportan-

lagen (Sporthalle) errichtet werden. Die geplanten Schulgebäude werden maximal drei-

geschossig. Gleichzeitig wird das Plangebiet eingegrünt und mit neuen Bäumen be-

pflanzt. Die nördlich und westlich gelegenen Flächen dienen zudem dem Eingriffsaus-

gleich. 

6. Schutzgut Kultur- und Sachgüter 

Gegenwärtig ist nicht erkennbar, dass Kultur- oder Sachgüter von der Planung betrof-

fen wären. Im Plangebiet ist ein Bodendenkmal vorhanden, welches teilweise vom Vor-

haben betroffen ist. Baudenkmale sind im Plangebiet nicht vorhanden. 

8.3 Beschreibung der Umwelt und Bewertung der Umweltauswirkungen  

Bei den nachfolgenden Ausführungen handelt es sich um eine schutzgutbezogene Be-

standsbeschreibung und -bewertung gemäß den Vorgaben der Anlage 1 BauGB. Es 

wird der aktuelle Zustand der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 a bis d) aufgeführten Schutzgüter 

beschrieben, das sind die Schutzgüter: 
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a) Tiere, Pflanzen, Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima und das Wir-

kungsgefüge zwischen ihnen, 

b) Erhaltungsziele und Schutzzwecke von Natura-2000-Gebieten. Von 

der hier vorliegenden Planung sind keine Natura-2000-Gebiete be-

troffen.  

c) Mensch und die menschliche Gesundheit 

d) Kultur- und sonstige Sachgüter 

Betrachtet werden zudem die Wechselwirkungen zwischen den vorgenannten Schutz-

gütern.  

Es erfolgt jeweils eine Bewertung und Prognose der im Zuge der Planungsrealisierung 

zu erwartenden (positiven und negativen) Auswirkungen auf die Schutzgüter. Dabei 

können sowohl zeitlich begrenzte als auch dauerhafte Folgen für die einzelnen Schutz-

güter entstehen. Die im Rahmen der Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung durchge-

führten Berechnungen erfolgen auf der Grundlage von Herstellungskostenansätzen, 

welche in Kostenäquivalente umgerechnet werden. Die in den nachfolgenden Kapiteln 

angesetzten Kosten beruhen auf Erfahrungswerten und der Kostenberechnung des 

Barnimer Modells 2020. 

 

Die Bewertung und Prognose der Umweltauswirkungen bei Durchführung der Planung 

berücksichtigen zusätzlich die folgenden Belange: 

e) Vermeidung von Emissionen, sachgerechter Umgang mit Abfällen 

und Abwässern, 

f) Nutzung erneuerbarer Energien, sparsamer und effizienter Umgang 

mit Energie, 

g) Darstellung von Landschaftsplänen und von sonstigen Plänen, ins-

besondere des Wasser-, Abfall- und Immissionsschutzrechts. 

h) Erhaltung bestmöglicher Luftqualität in Gebieten, in denen die durch 

Rechtsverordnung zur Erfüllung von Rechtsakten der Europäischen 

Union festgelegten Immissionsgrenzwerte nicht überschritten wer-

den. 

Dabei wird auch auf die vorhandenen Vorbelastungen eingegangen. 

In Kap. 8.6 werden Maßnahmen beschrieben und erläutert, mit denen festgestellte er-

hebliche nachteilige Umweltauswirkungen vermieden, verhindert, verringert oder so-

weit möglich ausgeglichen werden sollen, sowie gegebenenfalls geplante Überwa-

chungsmaßnahmen. Dies betrifft sowohl die Bauphase als auch die Betriebsphase. 

8.3.1 Naturraum und Landschaft 

Das Plangebiet befindet sich in der naturräumlichen Großeinheit der „Ostbrandenbur-
gischen Platte“ (79) und innerhalb der Haupteinheit der „Barnimplatte“ (791). 

„Die Barnimplatte ist der Morphologie nach eine flachhügelige, lehmige Grundmorä-

nenplatte mit vereinzelten End- und Stauchmoränenhügeln, die die Platte von Südos-

ten nach Nordwesten durchziehen. Sie erhält ihre Begrenzung durch das Eberswalder 
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Tal im Norden, im Westen durch die Sandgebiete des Westbarnim und im Süden durch 

den Großraum Berlin. […]  

Die Barnimplatte wird größtenteils von Ackerland geprägt. Diese weitläufigen Flächen 

landwirtschaftlicher Nutzung werden teilweise von kleineren Gehölz- und Waldflächen 

unterbrochen. Größere Waldbereiche befinden sich vor allem im Nordwesten am Über-

gang zum Westbarnim und im Süden zwischen Berlin und dem Oberbarnim. In diesen 

Bereichen liegen auch einige größere Seen, z. T. eingebettet in den Rinnentälern, die, 

vom Berliner Tal kommend, die Platte durchziehen. Bei den Waldflächen handelt es 

sich überwiegend um Nadelforste (Kiefernforste), in die kleinflächige Laub- und Misch-

waldflächen eingestreut sind.“58 

Das Plangebiet selbst ist durch eine landwirtschaftlich genutzte Ackerfläche geprägt. 

Die Böden bestehen aus Sand und Lehmsand. Landschaftlich prägend ist hier die be-

wegte Topografie. Insgesamt weist das Plangebiet ein Gefälle von ca. 10 m auf. 

8.3.2 Natura 2000-Gebiete 

Durch die Planung sind keine FFH- bzw. Natura-2000-Gebiete betroffen.  

In der Umgebung des Grundstücks befinden sich verschiedene Grün-/Landschaftsbe-

reiche. Hierzu zählen: 

 dass „Heidewäldchen“ mit eingelagertem Gewässer nördlich des Plangebiets 

 der Robert-Koch-Park, ca. 130 m südlich des Plangebietes an der Bebelstraße 

 das NSG „Faule Wiesen“ weiter östlich zwischen der Straße Dompromenade 

und Bahntrasse in ca. 300 m Entfernung zum Plangebiet sowie 

 das LSG „West Barnim“ weiter westlich des Plangebietes und westlich der 
Schlüterstraße, die Entfernung zum Plangebiet beträgt ca. 350 m. 

Die Vernetzung der Grün-/Landschaftsbereiche wird durch die Gemeinde Panketal an-

gestrebt. 

8.3.3 Schutzgut Klima, Luft, Lufthygiene, Licht, Strahlung, Schall 

Die Veränderung von Flächennutzungen wie die Versiegelung von Böden oder der Bau 

von Gebäuden kann sich sowohl auf das Klima der zu untersuchenden Fläche selbst 

als auch auf das der angrenzenden Flächen auswirken. 

Bestand und Bewertung, Vorbelastung 

Das Lokalklima wird im Wesentlichen durch die Topographie beeinflusst. Dazu gehören 

insbesondere das Relief, die Vegetation, Gewässer und die Bebauung. 

Das überregional herrschende Großklima von Brandenburg ist subkontinental orien-

tiert, mit einer mittleren Jahresschwankung der Lufttemperatur von 18,5 bis 20°C. 

Das Klima in der Region zählt zum mecklenburgisch-brandenburgischen Übergangs-

klima. Das Plangebiet befindet sich in der Großlandschaft der „Ostbrandenburgischen 
Platte“ und hier im Landschaftstyp „Barnim-Platte“. 

 

                                                
58 https://www.bfn.de/landschaftssteckbriefe/barnimplatte 
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Wie bereits im Kapitel 8.3.1 dargestellt, handelt es sich bei der Barnimplatte um eine 

lehmige Grundmoränenplatte mit vereinzelten End- und Stauchmoränenhügeln. Diese 

ist überwiegend durch Ackerland geprägt. Die meist weitläufigen, landwirtschaftlich ge-

nutzten Flächen werden von kleineren Gehölz- und Waldflächen unterbrochen.59 

 

Panketal liegt im Bereich des Binnenlandes, d. h. die Temperaturunterschiede sind hö-

her als im Küstenland. Die mittlere Jahrestemperatur liegt gemäß Landschaftsplan der 

Gemeinde Panketal bei 10,4°C. Der mittlere Jahresniederschlag beträgt in Panketal 

ca. 593 mm.60 

 

Der Untersuchungsraum wirkt aufgrund des Bestandes an Offenflächen als klimati-

scher Ausgleichsraum. Im Landschaftsplan der Gemeinde Panketal werden die Acker-

fläche als Freiland-Klimatop und die Wohnbaufläche und Straßen als Gartenstadt-Kli-

matop dargestellt. 

 

Alle Flächen, die weitgehend vegetationsfrei sind oder nur eine geringe Wuchshöhe 

aufweisen, werden als Freiland-Klimatope eingestuft. Freiland-Klimatoptypen sind kli-

matisch bedingt durch die starke nächtliche Abkühlung und die intensive Aufheizung 

am Tag gekennzeichnet, was zu einer ausgeprägten täglichen Temperaturschwankung 

führt. Sie eignen sich aufgrund der vergleichsweisen geringen Oberflächenstruktur sehr 

gut für den Transport von Kalt- oder Frischluft. Hier beeinflussen neben der Oberflä-

chenstruktur auch die Topographie und das Vorhandensein möglicher Störungen die 

Geschwindigkeit des Lufttransportes. Vor allem geschlossene Baumreihen, Gebäude 

sowie Straßen- und Bahndämme gelten als Störungen. Hierbei ist das gesteigerte Ri-

siko von Winderosion zu beachten. Insbesondere im Bereich von intensiv genutzten 

Äckern ist der Boden oft über längere Zeit vegetationsfrei oder nur teilweise bedeckt, 

was zu zeitweiligen hohen Staubbelastungen führen kann. Durch die Offenflächen kön-

nen Nebelbildung, gesteigerte Windgeschwindigkeiten und Staubbelastungen als Reiz- 

oder Belastungsfaktoren wahrgenommen werden. 

 

Die Siedlungsgebiete weisen vornehmlich dörfliche Strukturen auf. Das Landschafts-

bild wird hier von großzügigen Grundstücken mit Einzel- oder Doppelhausbebauung 

geprägt. Die möglichen negativen Folgen dieser gesteigerten Verdichtung können je-

doch weitgehend durch benachbarte Freiflächen ausgeglichen werden. Die bioklimati-

schen Funktionen dieses Gartenstadt-Klimatops sind sehr ausgeglichen. Lediglich in 

Bereichen mit starkem Durchgangsverkehr kann es zu einer erhöhten Emissionsbelas-

tung kommen.61 

Bewertung der Schutzgüter Klima und Luft 

Im Untersuchungsraum sind keine erheblichen Vorbelastungen und Empfindlichkeiten 

gegenüber der Luft- und Klimasituation zu beobachten. Das Plangebiet wirkt aufgrund 

der Offenflächen (Ackerfläche) als klimatischer Ausgleichsraum für die Frischluftpro-

duktion. In den Randbereichen befinden sich zudem Alleen und Baumreihen, welche 

                                                
59 https://www.bfn.de/landschaftssteckbriefe/barnimplatte 
60 https://panketal.de/images/Downloads/Flaechennutzungsplaene_FNP/FNP_Panketal/Land-

schaftsplan_Panketal_2019_-_Begrndung_-_04-2019.pdf 
61 https://panketal.de/images/Downloads/Flaechennutzungsplaene_FNP/FNP_Panketal/Land-

schaftsplan_Panketal_2019_-_Begrndung_-_04-2019.pdf 
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ebenfalls zur Frischluftproduktion und Säuberung der Luft beitragen und gleichzeitig 

das Regenwasser filtern und Temperaturextreme ausgleichen. Damit Kaltluft vom Ort 

ihrer Entstehung zu den thermischen Belastungsgebieten gelangt, benötigt Kaltluft Leit-

bahnen. Da sie langsamer fließt als Wasser, müssen diese u. a. eine gewisse Neigung 

(> 1°) und nur wenig Hindernisse aufweisen. Aufgrund der Baumreihen und Alleen ent-

lang der umliegenden Straßenabschnitte und aufgrund der Straßen selbst ist hier je-

doch von Störungen der Geschwindigkeit des Lufttransportes (Strömungshindernisse) 

auszugehen. Im Bereich der Ackerfläche ist die Winderosionsgefährdung des Oberbo-

dens als mittel und sehr hoch eingestuft worden. Es kann aufgrund des dabei entste-

henden Bodenabtrags zeitweilig zu Staubemissionen kommen, die bei westlichem 

Wind zur Schönower Straße gelangen. 

8.3.4 Schutzgut Fläche und Boden 

Gemäß Bundesbodenschutzgesetz sollen bei Einwirkungen auf den Boden Beein-

trächtigungen seiner natürlichen Funktionen sowie seiner Funktionen als Archiv der 

Natur- und Kulturgeschichte so weit wie möglich vermieden werden. 

Bestand und Bewertung, Vorbelastung 

„Das Untersuchungsgebiet wird oberflächennah durch geringmächtige Oberböden ge-
prägt. Das Untersuchungsgebiet wird in den westlichen Geländebereichen (unterhalb 

des Oberbodens) vorrangig durch die Grundmoräne in Form von Geschiebelehm und 

-mergel. Zum Teil finden sich in diesen Bereichen geringmächtige aufgefüllte Böden 

sowie Sande.  

Die im östlichen Untersuchungsbereich befindlichen „tieferliegenden“ Bohrstellen zei-
gen ein Abflachen der Grundmoräne und somit eine Zunahme der sandigen Böden.  

[…] 

Im Bereich des Untersuchungsgebietes bestehen aufgrund der locker gelagerten 

Sande sowie der überwiegend erkundeten bindigen Böden in geringer Konsistenz z. T. 

ungünstige Baugrundverhältnisse. Die vorgefundenen locker gelagerten Schichten be-

sitzen ein gewisses Setzungs- und Sackungspotential.“ (WILAB GmbH & Co. KG, Ge-
otechnischer Untersuchungsbericht, Stand 2022) 

Erosionsgefährdung 

Die Erosionsgefährdung durch Wasser ist ein potentieller Wert aus den Faktoren Sub-

strat und Hangneigung. Bodenerosion durch Wasser wird durch Niederschläge ausge-

löst. Die Art und Menge der Erosion sind auch abhängig von der Dichte der Vegetation. 

Erosionsgefährdung des Oberbodens durch Wind ist mittel und sehr hoch. Die Boden-

erosionsgefährdung durch Wasser wird im Plangebiet als überwiegend gering (1-2,5 

t/ha/a) eingestuft.62 

 

 

 

 

 

                                                
62 https://geo.brandenburg.de/?page=Ableitungen-zur-Erosion 
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Bodengüte 

Bei der Plangebietsfläche handelt es sich um Ackerland mit sandigen (S) und teilweise 

anlehmig-sandigen (SI) Böden. Die Bodenzahlen, welche ein relatives Maß der Er-

tragsfähigkeit der Böden abbilden, liegen im Plangebiet überwiegend zwischen 46 und 

50.  

Die Ackerzahlen, welche die Qualität einer Ackerfläche angeben, liegen zwischen 44 

und 48.63 

Altlasten 

Schädliche Bodenverunreinigungen und altlastenverdächtige Flächen befinden sich 

nicht im Plangebiet. Die im Plangebiet durchgeführten Bodenuntersuchungen waren 

organoleptisch unauffällig. 

Kampfmittel 

Im Plangebiet sind nach bisherigen Erkenntnissen keine Kampfmittelverdachtsflächen 

bekannt. 

Bodendenkmale 

Im Plangebiet befindet sich ein Bodendenkmal. „Bei dem Bodendenkmal Nr. 40737 

handelt es sich um eine Siedlung Bronzezeit sowie Einzelfund deutsches Mittelalter. 

Veränderungen und Teilzerstörungen an Bodendenkmalen bedürfen gem. §§ 9, 19/ § 

20 Abs.1 einer denkmalrechtlichen Erlaubnis/Baugenehmigung. Der Antrag auf Ertei-

lung einer solchen Erlaubnis ist durch den Vorhabenträger gem. § 19 Abs. 1 BbgDSchG 

schriftlich mit den zur Beurteilung der Maßnahme erforderlichen Unterlagen bei der 

unteren Denkmalschutzbehörde des Landkreises zu stellen. Im Falle eines Baugeneh-

migungsverfahrens ist der Antrag an die untere Bauaufsichtsbehörde zu richten. Die 

Denkmalfachbehörde für Bodendenkmale wird das Benehmen zur Veränderung bzw. 

Teilzerstörung des Bodendenkmales herstellen, insofern sichergestellt ist, dass: 

A. der Vorhabenträger im Hinblick auf § 7 Abs. 1 und 2 BbgDSchG die denkmalzerstö-

renden Erdarbeiten/Baumaßnahmen auf ein unbedingt erforderliches Maß reduziert; 

B. der Vorhabenträger in den Bereichen, wo denkmalzerstörende Erdarbeiten bzw. 

Baumaßnahmen unumgänglich sind, die Durchführung von baubegleitenden bzw. bau-

vorbereitenden archäologischen Dokumentationen (Ausgrabungen) zu seinen Lasten 

gem. § 7 Abs. 3 und 4 BbgDSchG gewährleistet.  

Einzelheiten hierzu werden im Rahmen des denkmalrechtlichen Erlaubnisverfahrens 

geregelt.“ (Stellungnahme, Bodendenkmalpflege vom 13. November 2023) 

Bewertung der Schutzgüter Fläche und Boden 

Die Böden im Plangebiet sind überwiegend unbefestigt und durch eine intensiv ge-

nutzte Ackerfläche gekennzeichnet. Die Bestandsversiegelung beschränkt sich auf die 

bestehenden Verkehrsflächen sowie die Wohnbebauung. Insgesamt sind im Plange-

biet 7.929 m² versiegelt. Dies entspricht einem Versiegelungsgrad von 9 % der Ge-

samtfläche des Plangebietes. 

                                                
63 https://bb-viewer.geobasis-bb.de/ 
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Die Böden im Untersuchungsraum weisen lediglich eine „lockere“ Lagerungsfähigkeit 
auf. Die locker gelagerten Schichten besitzen dementsprechend ein Setzungs- und Sa-

ckungspotential. Tragfähige Böden mit „mittleren“ Lagerungsverhältnissen befinden 

sich erst in einer Tiefe von rund 3 bis 6 m. Im Untersuchungsgebiet ist die Versickerung 

von Niederschlagswasser größtenteils möglich. Im Untersuchungsgebiet variiert die 

Verbreitung und Ausdehnung von schwach durchlässigen Böden (wie Geschiebelehm 

und -mergel) stark. In dem Gebiet dieser Böden ist die Versickerung stark begrenzt. 64 

8.3.5 Schutzgut Wasser 

Gemäß Wasserhaushaltsgesetz sind unter anderem oberirdische Gewässer und das 

Grundwasser als Bestandteil des Naturhaushaltes, als Lebensgrundlage des Men-

schen, als Lebensraum für Tiere und Pflanzen und als nutzbares Gut zu schützen. 

Jeder ist verpflichtet, beim Einwirken auf ein Gewässer die dem Umstand entspre-

chende Sorgfalt anzuwenden, damit eine Verunreinigung des Wassers oder eine an-

dere nachteilige Veränderung seiner Eigenschaften verhindert wird. Bei der Planung 

und Ausführung von Baumaßnahmen und anderen Veränderungen der Erdoberfläche 

sind die Belange der Grundwasserneubildung, der Gewässerökologie und des Hoch-

wasserschutzes zu berücksichtigen.  

 

Für das Plangebiet ergeben sich aus der Lage in der Trinkwasserschutzzone III A des 

Wasserwerks besondere Anforderungen an die Planung. 

Bestand, Bewertung, Vorbelastung 

Grundwasser 

Das Plangebiet befindet sich im hydrogeologischen Großraum des Nord- und Mittel-

deutschen Lockergesteinsgebietes im Bereich des hydrologischen Teilraums Barnimer 

und Lebuser Hochflächen. „Im Rahmen der Baugrunduntersuchungen wurde Grund-

wasser in einer Tiefe zwischen 0,80 m bis 1,90 m angeschnitten.“ (BEV Ingenieure, 
Regenwasserbeseitigungskonzept, Stand Juni 2025) 

Im Untersuchungsgebiet befinden sich überwiegend flurnahe Wasserspiegel oder es 

ist aufgrund schwach durchlässiger Böden flurnahes Schichtenwasser zu erwarten. 

Der verfügbare Versickerungsraum ist aufgrund dieser Faktoren stark eingeschränkt. 

Die flurnahen Wasserspiegel ziehen sich auch durch das weitere Untersuchungsge-

biet. Im Süden verläuft die Panke sowie das Naturschutzgebiet „Faule Wiesen“, im 
Norden der Dorfgraben Schönow und im Westen das Hobrechtsfelder Gewässer mit 

flurnahen Wasserspiegeln. Gespanntes Grundwasser wurde zunächst bei den Bohrun-

gen nicht erkundet, kann aufgrund der Schichtverläufe (Sande und Mergel z. T. im 

Wechsel) jedoch nicht gänzlich ausgeschlossen werden.65 

 

Die Wasserhaushaltsgrößen stellen sich im Plangebiet wie folgt dar: 

                                                
64 WILAB Straßenbau- und Baustoffprüfung GmbH & Co.KG (2022): Geotechnischer Untersuchungs-

bericht, Entwicklung des Schulstandortes „Gymnasium Panketal“. Eberswalde, März 2022 
65 WILAB, E-Mail vom 31.01.2025 
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Abb. 30: Wasserhaushalt unbebaut66 

Niederschlag 

„Unterhalb der bis zu 1,00 m starken Oberbodenschicht befindet sich vor allem im west-
lichen Bereich des Plangebietes vorrangig Geschiebelehm und -mergel, welcher als 

nicht versickerungsfähig einzuordnen ist. Im östlichen, tiefer liegenden Gebiet lassen 

sich verstärkt Fein- bis Mittelsande finden. Diese können mit einem Durchlässigkeits-

beiwert von 1 x 10-4 m/s bis 5 x 10-5 m/s als versickerungsfähig eingeordnet werden. 

Teilweise werden die Sandschichten von Geschiebelehm bzw. -mergel untersetzt. Der 

Durchlässigkeitsbeiwert für Geschiebelehm und -mergel wird mit 1 x 10-6 m/s bis 5 x 

10-9 m/s angegeben und ist somit als schlecht durchlässig bzw. undurchlässig zu be-

werten. Zusammenfassend ist eine oberflächige Versickerung nur bedingt im östlichen 

bzw. südöstlichen Bereich möglich. Versickerungsfähige Flächen befinden sich dem-

nach im Bereich der Bohrproben 2, 3 sowie 11 bis 15.“ 

 

Abb. 31: Bohrproben mit versickerungsfähigen Bodenschichten67 

                                                
66 BEV Ingenieure GmbH (2025): Regenwasserbeseitigungskonzept B-Plan Lauseberg Panketal OT 

Zepernick. Königs Wusterhausen, August 2025 
67 ebendort  
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Eine Starkregengefahrenkarte für die Gemeinde Panketal wurde im Mai 2022 vom In-

genieurbüro Sieker erstellt. Sie weist im südöstlichen Abschnitt des B-Plans eine Was-

sertiefe von bis zu 0,5 m bei Starkregenereignissen auf. 

Oberflächengewässer 

Im Plangebiet befindet sich kein Oberflächengewässer. Im angrenzenden Heidewäld-

chen befindet sich ein Teich. 

 

Schutzgebiete 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans liegt innerhalb der Schutzzone III A des 

Wasserschutzgebietes Zepernick (Wasserschutzgebietsverordnung Zepernick vom 

15. Oktober 2012) (vgl. Kapitel 8.5.4).  

 

Bezüglich der Trinkwasserschutzverordnung wurde ein separates Gutachten beauf-

tragt. Im Gutachten wird festgestellt, dass die Planung nicht den Schutzzielen entge-

gensteht. 

Überschwemmungs- und Risikogebiete 

Das Plangebiet befindet sich außerhalb von Überschwemmungs- und Risikogebieten.68 

Bewertung des Schutzgutes Wasser 

Im Plangebiet liegt teilweise ein erhöhtes Grundwasseraufkommen vor. 

 

Aufgrund der Bodenverhältnisse ist eine oberflächliche Versickerung nur bedingt im 

östlichen bzw. südöstlichen Bereich des Plangebietes möglich. Grundwasserbelastun-

gen sind nicht bekannt. Im Landschaftsplan der Gemeinde Panketal werden die Was-

serverhältnisse wie folgt eingeschätzt: Der Grundwasserschutz wird im östlichen Teil 

des Plangebietes als „gering“ und im Westen als „hoch“ eingestuft. Die Grundwasser-
neubildung im Plangebiet wird als „gering“ bis „mittel“ dargestellt. Der östliche Teil wird 

dabei mit „mittel“ eingestuft. 

8.3.6 Schutzgut Arten und Biotope, biologische Vielfalt 

Auf der Grundlage des Bundes- und Landesnaturschutzgesetzes sind Tiere und Pflan-

zen als Bestandteil des Naturhaushaltes in ihrer natürlichen und historisch gewachse-

nen Artenvielfalt zu schützen. Ihre Lebensräume sind zu schützen, zu pflegen, zu ent-

wickeln und ggf. wiederherzustellen. 

Biotope 

Potentielle natürliche Vegetation  

Die Pflanzengesellschaft, die sich ohne die Einwirkung des Menschen unter regulären 

Klimabedingungen auf einem Standort als Klimagesellschaft einstellt und die sich im 

Gleichgewicht mit den aktuellen Geoökofaktoren ihrer Lebensumwelt befindet, wird als 

potentiell natürliche Vegetation bezeichnet. Es handelt sich dabei um ein gedankliches 

Hilfskonstrukt, das dazu dienen soll,  

                                                
68 https://apw.brandenburg.de/# 
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 die Naturnähe einer tatsächlich vorhandenen Vegetation eines Gebietes zu be-

werten 

 bei der Planung von Naturschutzmaßnahmen eine möglichst naturnahe Pflan-

zenauswahl zusammenzustellen, die im Idealfall ohne Pflege am Standort über-

lebt und sich weiterentwickeln kann 

 bei der Gestaltung von Gärten und Grünanlagen eine möglichst naturnahe 

Pflanzenauswahl zusammenzustellen, die die ökologischen Funktionen der 

Fläche verbessert. 

Die potentielle natürliche Vegetation einer Gegend abstrahiert von den momentanen, 

wandelbaren menschlichen Wirtschaftsmaßnahmen und gibt das natürliche Potential 

der heutigen Landschaft wieder. 

Die natürlichen Pflanzengesellschaften sind gute Indikatoren für die heutigen abioti-

schen Umweltbedingungen standörtlich einheitlicher Flächen. Ohne die flächende-

ckenden und dauerhaft einwirkenden Landschaftsveränderungen durch den Menschen 

bestünde die natürliche Vegetation im Gebiet aus einer geschlossenen Walddecke. 

 

Gemäß Kartendarstellung (MLUV 2005) würde sich entsprechend ein Straußgras-

Traubeneichen-Buchenwald im Komplex mit Hainrispengras-Hainbuchen-Buchenwald 

entwickeln (Code L33). In der Baumschicht würden sich Rotbuchen (Fagus sylvatica), 

Stiel-Eichen (Quercus robur) und Trauben-Eichen (Quercus petraea) entwickeln. Die 

Strauchschicht wäre geprägt durch Ebereschen (Sorbus aucuparia). 

 

Der Biotopwert der Eingriffsfläche wird als gering eingeschätzt, da der Geltungsbereich 

bereits durch die landwirtschaftliche Nutzung anthropogen beeinflusst ist. 

Bestand und Bewertung, Vorbelastung 

Reale Vegetation / Biotoptypen 

Biotoptypen Code Fläche in m²* 
Anteil Biotope 

in %* 

Intensiv genutzter Lehmacker 09133 80.814  88% 

Einzel- und Reihenhausbebauung mit Ziergär-
ten 12261 3.998  4% 

Straßen mit Asphaltdecke, ohne bewachsene 
Mittelstreifen, mit regelmäßigem Baumbestand 

/Retentionsgräben, verrohrt 
1261221/ 01135 

7.449  8% 

Summe 
 

92.262  100% 

Tab. 5: Bestand Biotoptypen 
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Abb. 32: Biotopkarte69 

Intensiv genutzter Lehmacker (Code 09133) 

Der überwiegende Teil des Plangebiets ist durch einen Lehmacker gekennzeichnet. Es 

handelt sich um eine Ackerfläche, auf der im Jahr 2023 Sommergetreide (Weizen) an-

gebaut wurde. In den Randbereichen der Ackerfläche, hier insbesondere im nordwest-

lichen Bereich, befinden sich am Zaun entlang Grassäume und Scherrasen. Vereinzelt 

befinden sich auch Robinienbestände an der Nordostgrenze, entlang des Zaunes. 

Verkehrsflächen ohne bewachsenen Mittelstreifen, Straßen mit Asphalt- oder 
Betondecken (Code 126121) / regelmäßigem Baumbestand und verrohrten/ver-
bauten Mulden 

Die umliegenden Straßenabschnitte sind vollständig versiegelt. Entlang der Schönower 

Straße befinden sich zudem Versickerungsmulden. Diese sind verbaut bzw. verrohrt. 

Entlang der Straßenabschnitte Schönower Straße und Robert-Koch-Straße befindet 

sich ein regelmäßiger Baumbestand in Form von Alleebäumen. Entlang der Robert-

Koch-Straße bestehen die Baumreihen aus Erlenbeständen (Alnus firma, nicht hei-

misch). Unterhalb der Alleebäume und im Bereich der Versickerungsmulden befindet 

sich Scherrasen. 

Einzel- und Reihenhausbebauung mit Ziergärten (Code 12261) 

An der Buchenallee befindet sich ein Einfamilienhaus mit rückwärtiger Gartenanlage. 

Das Grundstück ist zudem durch Baum- und Strauchbestände (z. B. Birken, Essig-

bäume, versch. Nadelgehölze, Brombeersträucher etc.) eingegrünt. 

 

                                                
69 https://geoportal.brandenburg.de/de/cms/portal/start/map/40# 
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Diesem Biotoptyp ist auch die umgebende Wohnbebauung zuzuordnen.  

 

Nördlich des Plangebietes befindet sich das Heidewäldchen. Kennzeichnender Baum-

bestand sind hier Rotbuchen, Spitz- und Bergahorn, Birken und Hainbuchen. Inmitten 

dieses Waldabschnittes befindet sich ein Teich. Das Heidewäldchen zählt zum Bio-

toptyp Laubholzforst (Code 08390). 

 

Die nachfolgenden Bilder sind dem Fotoarchiv Stadt Land Brehm entnommen (2023). 

 
Abb. 33: Ackerfläche, Blickrichtung Schönower 

Straße, (Fotoarchiv Stadt Land Brehm, 2023) 

 
Abb. 34: Ackerfläche, Blickrichtung Buchenallee 

mit bestehendem Wohngebäude und Gartenan-

lage 

 
Abb. 35: Asphaltierte „Buchenallee“ mit Baumrei-
henbestände 

 
Abb. 36: Asphaltierte Robert-Koch-Straße mit Al-

leebaumbeständen  

 

 
Abb. 37: Blickrichtung Heidewäldchen, von der 

Schönower Straße, mit erkennbarem Alleebaum-

bestand 

 
Abb. 38: Blickrichtung Schönower Straße mit Al-

leebäumen und begrünten Versickerungsmulden 
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Der umgebende Baumbestand wird in der Artenschutzuntersuchung70 wie folgt be-

schrieben: 

„Am Nordwestrand zum Plangebiet ist eine Reihe von Hainbuchen vorhanden. Diese 
haben meist einen Stammdurchmesser von unter 60 cm. Dennoch weist fast jeder 

Baum diverse Astausbrüche und kleinere Höhlungen auf. Solche Strukturen werden 

gern von Kleinmeisen (z.B. Blaumeise, Sumpfmeise u.a.) als Nistplatz angenommen.   

Das Plangebiet ist im Westen, Süden und Osten von Baumreihen umrahmt, die jünge-

ren Alters sind. In der Robert-Koch-Straße ist diese Baumreihe Teil einer Allee, welche 

auf der Südseite der Robert-Koch-Straße von deutlich älteren heimischen Laubbäumen 

(Linden) gebildet wird. An der Schönower Straße grenzen ebenfalls Bäume jüngeren 

Alters an den Intensivacker an. Die Schönower Straße selbst ist wiederum als Allee mit 

recht alten heimischen Laubbäumen zu klassifizieren. Entlang der Buchenallee im Os-

ten verläuft eine Baumreihe jüngeren Alters entlang des Ackerrandes. Unter sämtlichen 

angrenzenden Baumreihen wurde Scherrasen als Biotop bestimmt.“ Schutzgut Tier-

welt 

Im Rahmen der artenschutzrechtlichen Untersuchung71 wurden in der Zeit von März 

bis einschließlich September 2023 Kartierungen im Geltungsbereich des Bebauungs-

planes sowie im näheren Umfeld (50 m Umkreis) dessen durchgeführt. Die faunistische 

Untersuchung erfolgte entsprechend der Methodenstandards zur Erfassung von Brut-

vögeln. Es erfolgten in dieser Zeit 20 Begehungen. Untersucht wurden Amphibien, Vö-

gel und Reptilien. Die Erfassungen entsprechen den fachlichen Standards.  

 

Darüber hinaus wurde bei der Erfassung auf national geschützte Arten (wie z. B. Wein-

bergschnecken und hügelbauende Waldameisen) geachtet. Gleichzeitig erfolgte eine 

Einschätzung der Habitate (Strukturkartierung) hinsichtlich des potenziellen Vorkom-

mens weiterer Anhang IV Arten der FFH-Richtlinie. Hierzu zählen z. B. xylobionte Kä-

ferarten, Nachtkerzenschwärmer und Fledermäuse. Die angrenzenden Baumbestände 

zum Plangebiet wurden auf potenzielle Brutbäume für xylobionte Käferarten (Eremit, 

Rosenkäfer, Hirschkäfer, Heldbock) untersucht. 

 

Es wurden im Untersuchungsgebiet und dessen unmittelbarem Umfeld 35 Vogelarten 

kartiert. Zauneidechsen wurden nicht nachgewiesen. Laichhabitate für Amphibien sind 

im Plangebiet selbst zwar nicht vorhanden, im nahen temporären Kleingewässer wur-

den jedoch einige Amphibienarten nachgewiesen. Landlebensräume von Amphibien 

sind daher im Umfeld des Kleingewässers bis in die Ackerflächen innerhalb des B-Plan 

anzunehmen. 

Im Waldgebiet nördlich angrenzend wurden mehrere Habitatbäume kartiert die ein Vor-

kommen von Fledermäusen erwarten lassen. Einige alte Laubbäume im Wald nördlich 

des Plangebietes haben ein Stadium erreicht, welches eine potenzielle Besiedlung 

durch artenschutzrechtlich relevante xylobionte Käferarten wahrscheinlich werden 

lässt. 

Alle anderen europarechtlich geschützten Tier- und Pflanzenarten kommen im Unter-

suchungsgebiet nicht vor, ebenso fehlen die geeigneten Habitate. 

                                                
70 Dipl. Ing. (FH) Heiko Menz (2024): Stellungnahme Kranich. Gymnasium Panketal. Panketal, Juni 2024 
71 ebendort 
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Der Fokus des ASB liegt somit auf dem Vorkommen von Brutvögeln, Amphibien sowie 

potenziell Fledermäusen und xylobionten Käfern.“ (Dipl. Ing. (FH) Heiko Menz) 

Nachfolgend werden die Ergebnisse der Untersuchung zusammenfassend dar-

gestellt: 

Avifauna: 

 Bluthänfling, Feldlerche, Grünspecht, Schwarzspecht, Mäusebussard, Wald-

kauz, Wiesenpieper und Star 

Nur die Feldlerche (1 Brutpaar) nistet im Plangebiet. Die anderen Arten waren Durch-

zügler, Nahrungsgäste oder haben ihre Nester im Umfeld des Plangebietes. 

 

Zum Vorkommen der Feldlerche trifft der Gutachter die folgenden Aussagen: „Im B-

Plan wurde lediglich ein regelmäßig singendes Männchen der Art beobachtet. Ein 

Weibchen oder eine Bindung an einen Nistplatz wurde nicht festgestellt. Durch die Bau-

zeitenregelung wird eine Verletzung oder Tötung der Art im Zuge der Baumaßnahmen 

ausgeschlossen.  

Betriebs- und anlagebeding ist von keiner Beeinträchtigung auszugehen. Da Feldler-

chen generell größeren Abstand zu vertikalen Strukturen (z. B. Gebäuden) einhalten, 

ist von keinem erhöhten Kollisionsrisiko an Fensterscheiben für die Art auszugehen. 

Eine Verschlechterung des Erhaltungszustandes der lokalen Population infolge bau-, 

betriebs- und anlagebedingter Tötungen von Individuen ist daher insgesamt ausge-

schlossen. Da durch entsprechende vorgezogene Vermeidungsmaßnahmen ein Töten 

und Verletzen der Arten ausgeschlossen wird, tritt der Verbotstatbestand nach § 44 

Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG nicht ein.“ 

Grundlage für die Aussagen im Artenschutzbericht sind die Ergebnisse der Kartierung 

im Jahr 2023. Im Jahr 2023 wurde auf der Fläche keine Brut nachgewiesen. Die Feld-

lerche hält arttypische Mindestabstände zu vertikalen Strukturen (> 50 m bei Einzel-

bäumen, > 120 m zu Baumreihen und Feldgehölzen bis 1-3 ha). Da die gesamte Fläche 

von Baumreihen und Waldrand umgeben ist, verbleibt nur eine sehr geringe nutzbare 

Fläche für Feldlerche. Zu berücksichtigen sind auch die Methodenstandards zur Erfas-

sung von Brutvögeln. Demnach reicht eine einmalige Beobachtung einer oder zweier 

Feldlerchen nicht als Brutnachweis oder -verdacht aus. Vielmehr dürfen nur zwei Fest-

stellungen (revieranzeigend) im Abstand von mind. sieben Tagen als Brutverdacht ge-

wertet werden. Brutnachweise sind nur fütternde Altvögel oder Nestfunde bzw. flügge 

Jungvögel.72 

 

Ergänzende Aussagen aus der fachgutachterlichen Stellungnahme zum Kranich: Das 

Plangebiet ist nicht als Brutgebiet für den Kranich geeignet. Kraniche suchen außerhalb 

der Brutzeit Ackerflächen zur Nahrungsaufnahme auf. Daher können im Herbst und 

Winter auch auf den Ackerflächen im Plangebiet bzw. weiter westlich zwischen dem 

Siedlungsrand und den Hobrechtsfelder Rieselfeldern gelegentlich Kraniche beobach-

tet werden. Im Plangebiet sind keine geeigneten Bruthabitate für den Kranich vorhan-

den (Acker, keine Feuchtbiotope). Die nächstgelegenen Brutgebiete sind mit hoher 

                                                
72 ebendort 
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Wahrscheinlichkeit im NSG „Faule Wiesen“ und im Bereich der ehemaligen Rieselfel-
der zu finden. 

Amphibien: 

 Knoblauchkröte, Erdkröte, Teichmolch und Wasser-/Teichfrosch 

Relevant ist nur die Knoblauchkröte. Diese besiedelt außerhalb ihrer Laichgewässer 

offene Landschaften mit grabfähigen Böden. Im Winter graben sie sich in der Nähe der 

Laichgewässer tief in den Boden ein. Lurchwanderungen vom Robert-Koch-Park in 

Richtung Lauseberg oder umgekehrt wurden nicht festgestellt. Im Robert-Koch-Park 

kommen überwiegend Grünfrösche, Molche und evtl. Erdkröten vor. Im direkten Umfeld 

der Kleingewässer des Robert-Koch-Parks existieren zahlreiche Landlebensräume in 

den Gärten und den Grünflächen für Lurche jeder Art, so dass weitere Wanderungen 

über die Verkehrswege hinweg zum Lauseberg unwahrscheinlich sind. Im Zuge des 

ASB wurde insbesondere nach Verkehrsopfern rings um den Lauseberg gesucht und 

keine festgestellt. 

Heldbock und Eremit: 

Konnten im Plangebiet nicht nachgewiesen werden.  

Reptilien: 

Zauneidechsen konnten im Plangebiet nicht nachgewiesen werden. 

Fledermäuse: 

Das Plangebiet ist lediglich entlang der Randstrukturen als Jagdgebiet einzustufen. 

Intensiväcker sind in der Fläche denkbar ungeeignete Nahrungshabitate für Fleder-

mäuse auf Grund der relativen Insektenarmut. Da im Zusammenhang mit dem Schul-

standort neue Grün- und Freiflächen entstehen (Ausgleichsflächen westlich des Schul-

standorts, begrünten Flächen auf dem Schulgelände), ist der Umsetzung des Vorha-

bens teilwiese mit einer höheren Qualität der Flächen in Bezug als Jagdhabitat für Fle-

dermäuse zu rechnen, als sie bisher vorhanden ist. 

Sonstige national geschützte Arten: 

Es wurden keine hügelbauenden Waldameisen im Plangebiet festgestellt. Im Heide-

wäldchen wurden Weinbergschnecken gefunden.73 

Bewertung Biotope, Arten- und biologische Vielfalt 

Die Bewertung der vorgefundenen Biotoptypen orientiert sich an möglichst einfachen 

und fachlich allgemein anerkannten Kriterien. Es handelt sich im Einzelnen um: 

 Naturnähe: Grad der Veränderung von Vegetation und Fauna im Ver-

gleich zu nicht anthropogen beeinflussten Flächen: je geringer der 

anthropogene Einfluss, desto höher der Wert.  

 Gefährdung: Rückgang des Biotoptyps in Brandenburg  

 Lebensraumfunktion für gefährdete Arten: Anteil gefährdeter Arten an 

der Gesamtheit aller vorkommenden Arten  

                                                
73 Dipl. Ing. (FH) Heiko Menz (2024): Artenschutzbeitrag. Gymnasium Panketal. Panketal, Februar 2024 
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 Trittsteinfunktion: Biotopstruktur, die Arten Lebensraum in einer an-

sonsten lebensfeindlichen Umgebung bietet. Trittsteine ermöglichen 

Arten, größere Strecken zu überwinden und Verbindungen zwischen 

entfernten Populationen zu erhalten. 

 Regenerierbarkeit, Wiederherstellbarkeit: die Fähigkeit eines Biotopes, 

sich nach einer Zerstörung zu regenerieren bzw. die Möglichkeit, ein 

Biotop an anderer Stelle weiterzuentwickeln. Der Zeitaspekt ist in bei-

den Fällen von erheblicher Bedeutung. Unterschiedliche Standortfakto-

ren spielen für die Möglichkeit einer Wiederherstellbarkeit eine ent-

scheidende Rolle. 

Insgesamt werden die Biotope des Plangebietes sehr gering eingeordnet. Davon aus-

genommen sind die Alleebäume und Baumreihen entlang der Straßenabschnitte. 

Diese weisen eine hohe Biotopqualität auf und sind als wertvoll einzustufen. Alleen und 

Baumreihen sind zudem gemäß § 29 BNatSchG geschützte Landschaftsbestandteile. 

 

Im Landschaftsplan der Gemeinde Panketal wird die Biotopwertigkeit/Bedeutung für 

die Fauna/Flora im gesamten Plangebiet als sehr gering eingestuft. Diese Einschät-

zung wird geteilt, da es sich um eine intensiv genutzte Ackerfläche handelt, die von 

allen Seiten durch Siedlungsflächen und Verkehrswege umgeben ist. Dadurch ist er 

unattraktiv als Wanderkorridor für größere Säugetiere. Die Baumreihen und Allee-

bäume entlang der Buchenallee, Robert-Koch-Straße und Schönower Straße werden 

als Biotopverbundelemente ausgewiesen und sind in ihrer Wertigkeit als hoch einge-

stuft worden. Ebenfalls werden das Heidewäldchen und die Rieselfelder mit mäßiger 

und mittlerer Biotopwertigkeit eingestuft. Diese Bereiche sind als Flächen mit Bedeu-

tung für den Biotopverbund gekennzeichnet. 

 

Demnach stellt lediglich das Heidewäldchen eine Bedeutung im Biotopverbund dar, 

welches vom Vorhaben jedoch nicht berührt wird. Die hier vorkommenden Brutvogel-

arten und Fledermäuse werden durch den Schulstandort nicht beeinträchtigt. Beson-

ders störungsempfindliche Arten kommen nicht vor. Die möglicherweise in der Acker-

fläche überwinternden Kreuzkröten werden berücksichtigt (Freihaltung von Grünstrei-

fen entlang der Waldkanten). Artenschutzrechtliche Auswirkungen auf den Robert-

Koch-Park sind allein durch die Entfernung nicht zu erwarten. 

Um ein Eintreten artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände im Sinne des § 44 Abs. 1 

i.V.m. Abs. 5 BNatSchG ausschließen zu können, sind die in Kap. 8.6.4 genannten 

Schutz- und Vermeidungsmaßnahmen zu beachten. 

8.3.7 Schutzgut Landschaft 

Gemäß Bundesnaturschutzgesetz ist die Landschaft in ihrer Vielfalt, Eigenart und 

Schönheit, auch wegen ihrer Bedeutung als Erlebnis- und Erholungsraum des Men-

schen zu sichern. 

 

Bestand und Bewertung, Vorbelastung 

Als Bewertungsmaßstäbe für das Landschaftsbild und dessen Erlebnis- und Erho-

lungsqualität werden, in Anlehnung an die Naturschutzgesetze des Bundes (vgl. 
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BNatSchG § 1 Abs. 1), die Vielfalt, die Eigenart und die Naturnähe der Landschaft 

zugrunde gelegt. 

Landschaftsbild und Erholungsnutzung stehen in engem Zusammenhang miteinander. 

Das Erlebnis- und Erholungspotenzial einer Landschaft wird danach beurteilt, inwieweit 

die Landschaft die Bedürfnisse der Erholungssuchenden nach Ruhe, Entspannung, vi-

suellem Genuss und Bewegung befriedigen kann. 

 

Das Plangebiet stellt sich derzeit als Ackerfläche dar. Es bildet in seinem gegenwärti-

gen Zustand keine Belastung des Ortsbildes. In der näheren Umgebung des Plange-

biets befinden sich Wohnbebauung sowie eine Kita. Nördlich grenzt eine Waldfläche 

an das Plangebiet an (Heidewäldchen mit Rundweg um einen Teich). Besonders prä-

gend ist der hohe Anteil an Alleebäumen entlang der Bestandsstraßen. Besonders 

landschaftsbildprägende Elemente sind im Plangebiet nicht vorhanden. Von besonde-

rer Bedeutung sind jedoch das bewegte Relief und die im Plangebiet vorherrschenden 

Höhenunterschiede. 

Bewertung der Landschaft 

Insgesamt hat das Landschaftsbild im Bereich des Plangebiets keine besondere Qua-

lität. Es ist weder vielfältig noch naturnah. Landschaftsbild prägende Elemente sind hier 

die Alleebaumbestände. Landschaftsgebunde Erholungsnutzung findet im Plangebiet 

nicht statt. Das Plangebiet befindet sich gemäß LRP 1997 im Landschaftsbildsubtyp 2. 

„Siedlungsgebiet Schönow/Zepernick/Bernau“. Der Subtyp erhält im LRP insgesamt 
eine niedrige Bewertung, da die Landschaft von Zersiedelung geprägt ist. Im Land-

schaftsplan der Gemeinde Panketal werden verschiedene Landschaftsbildeinheiten 

unterschieden, diese definieren sich über Landschaftsräume mit einheitlicher oder ähn-

licher Prägung. Kriterien für die Beurteilung der Landschaftsbildeinheiten sind auch hier 

die Kriterien Vielfalt, Eigenart und Naturnähe. Im Landschaftsplan wird die Land-

schaftsbildeinheit der Ackerfläche als „mittel“ (L1- Ackerbaulich genutzte Flächen mit 

wenig Kleinstrukturen) eingestuft. Die umliegenden Straßenabschnitte und die beste-

hende Wohnbebauung werden als „sehr gering“ eingestuft. Als höherwertige Land-
schaftsbildeinheiten sind die im Umfeld des Plangebietes liegenden Landschaften wie: 

 das Heidewäldchen (W1 - Nadel- und Mischwaldbereiche mit geringem Laub-

holzanteil – Bewertung sehr hoch),  

 der Robert-Koch Park in der Bebelstraße (L2- Grünlandflächen, teilweise ex-

tensiv bewirtschaftet oder brachliegend- Bewertung (mittel bis hoch) sowie  

 die Rieselfelder im Westen am Ortsrand (R1-ehemalige Rieselfelder, Mischnut-

zung aus Grünland-, Brach- und Gehölzstrukturen - Bewertung hoch) einge-

stuft. 

8.3.8 Schutzgut Mensch, Bevölkerung, menschliche Gesundheit, Erholung 

Die bisherigen Untersuchungen und Bewertungen der Schutzgüter erfolgten auch aus 

anthropozentrischer Perspektive, sodass die Analyse des Umweltzustandes insgesamt 

an den Interessen des Menschen orientiert ist. Zur Vermeidung von Wiederholungen 

wird daher auf die genannten Abschnitte verwiesen. 
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Bei der Betrachtung des Schutzgutes Mensch sind Aspekte wie Gesundheitsvorsorge, 

Wohnqualität, Erholung und Freizeit, Luftschadstoffe, Gerüche, Lichtimmissionen, Lär-

mimmissionen und Erschütterungen zu berücksichtigen. Grundsätzlich sind die Anfor-

derungen an gesundes Wohnen und Arbeiten entsprechend § 1 BauGB zu erfüllen. 

Bestand und Bewertung, Vorbelastung 

Auf die im Hinblick auf Gesundheit relevante lufthygienische und bioklimatische Situa-

tion wurde bereits in Kapitel 8.3.3 (Schutzgut Klima/Luft) hingewiesen. 

 

Im Bereich des Plangebiets findet keine Erholungsnutzung statt, da es sich um eine 

intensiv genutzte Ackerfläche handelt. Entlang der bestehenden Straßenabschnitte in 

unmittelbarer Nähe zum Plangebiet befindet sich in erster Linie Wohnbebauung. Nörd-

lich grenzt das Heidewäldchen an das Plangebiet. Dieses ist mit einem Zaun vom Plan-

gebiet abgegrenzt. Direkt an der Buchenallee und innerhalb des Plangebietes befindet 

sich eine Wohnbebauung mit angelegtem Garten. Das Grundstück ist im Randbereich 

zur Ackerfläche hin stark eingegrünt. Im Plangebiet gibt es keine Beeinträchtigungen 

durch Lichtimmissionen oder Erschütterungen. 

Lärmimmissionen 

Auf das Plangebiet wirken Verkehrslärmimmissionen ein. Diese gehen zum einen von 

den umgebenden Straßen und dabei insbesondere von der Schönower Straße aus. 

Des Weiteren verläuft in etwa 300 Meter Entfernung von der südöstlichen Plangebiets-

grenze die Eisenbahnstrecke Berlin-Prenzlau, die von S-Bahnen, Zügen des Perso-

nennah- und Fernverkehrs sowie Güterzügen befahren wird und einen dichten Verkehr 

aufweist. Dementsprechend ist das Plangebiet durch Verkehrslärm vorbelastet. Eine 

Gewerbelärm- oder Sportlärmvorbelastung besteht für das Plangebiet und die Umge-

bung nicht. 

Die Lärmimmissionen (wie auch die Lärmemissionen, die zukünftig vom Plangebiet auf 

die Umgebung ausgehen) wurden in einer lärmtechnischen Untersuchung ermittelt und 

bewertet bzw. prognostiziert. 74 

Bewertung des Schutzgut Mensch 

Aufgrund der Vorbelastung durch die intensive landwirtschaftliche Nutzung und damit 

einhergehende Immissionen (z. B. Stäube, Gerüche) und der bestehenden Verkehrs-

lärmemissionen weist das Plangebiet eine geringe/mittlere Empfindlichkeit auf. 

 

Eine Naherholungsfunktion ist lediglich durch die Wahrnehmung des offenen Land-

schaftsbildes von gewisser Bedeutung. Ansonsten steht die Ackerfläche für die Erho-

lungsnutzung nicht zur Verfügung. Entlang der Schönower Straße befindet sich ein 

Geh- und Radweg, welcher durch die Öffentlichkeit genutzt wird. 

8.3.9 Schutzgut Kultur- und Sachgüter 

Im südlichen Bereich des Plangebietes befindet sich ein Bodendenkmal. Weitere Kul-

tur- und Sachgüter sind im Plangebiet nicht vorhanden. 

                                                
74 ALB Akustiklabor Berlin (2025): Schalltechnische Untersuchung im Rahmen der Aufstellung des 

Bebauungsplans Nr. 35 P "Lauseberg" im Ortsteil Zepernick der Gemeinde Panketal.  Berlin, Sep-

tember 2025 
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8.4 Voraussichtliche Entwicklung des Umweltzustands bei Nichtdurchführung 

der Planung 

Natura 2000-Gebiete 

-nicht zutreffend- 

Schutzgut Fläche und Boden 

Es würde keine zusätzliche Flächeninanspruchnahme und Versiegelungen im Plange-

biet geben. Die Böden würden weiterhin landwirtschaftlich genutzt werden. 

Schutzgut Wasser 

Bei Nichtdurchführung der Planung würden keine weiteren Flächen versiegelt. Das Nie-

derschlagswasser könnte weiterhin versickern und bliebe dem Wasserhaushalt erhal-

ten. 

Schutzgut Klima, Luft, Lufthygiene, Licht, Strahlung, Schall 

Bei Nichtdurchführung der Planung würden keine weiteren bauzeitlichen und betriebs-

bedingten Emissionen entstehen. Die Luft- und Klimasituation würde sich nicht ändern. 

Schutzgut Arten und Biotope, biologische Vielfalt 

Die Nichtdurchführung der Planung hat nur geringe Auswirkungen auf das Schutzgut 

Biotope, da die betroffenen Flächen nur einen geringen Wert haben. Die geplante 

Überbauung mit Schulgebäuden und Nebenanlagen würde entfallen. Die Lebens-

räume von Tieren würden erhalten bleiben. 

Schutzgut Landschaft 

Bei Nichtdurchführung der Planung würde die ackerbauliche Nutzung weiterbetrieben 

werden. 

Schutzgut Mensch, Bevölkerung, menschliche Gesundheit, Erholung 

Die Nichtdurchführung der Planung hat keine wesentlichen Auswirkungen auf das 

Schutzgut Mensch. Die Lärmbelastung durch den Schulbetrieb würde unterbleiben, 

wobei diese als sozialadäquat einzustufen und hinzunehmen ist. Die Fläche würde wei-

terhin landwirtschaftlich genutzt werden. 

Schutzgut Kultur- und Sachgüter 

Kulturgüter sind von der Planung nicht betroffen. 

8.5 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung der 

Planung 

Die im Rahmen der Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung durchgeführten Berechnun-

gen erfolgten auf der Grundlage von Herstellungskostenansätzen, welche in Kosten-

äquivalente umgerechnet wurden. Die in den nachfolgenden Kapiteln angesetzten Kos-

ten beruhen auf Erfahrungswerten und der Kostenberechnung des Barnimer Modells 

2020. 
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8.5.1 Natura 2000-Gebiete 

Baubedingte Auswirkungen 

- nicht zutreffend – 

Anlagebedingte Auswirkungen 

- nicht zutreffend - 

Betriebsbedingte Auswirkungen 

- nicht zutreffend - 

8.5.2 Schutzgut Klima, Luft, Lufthygiene, Licht, Strahlung 

Auf die Licht- und Lärmemissionen bei Umsetzung der Planung wird in Kapitel 8.5.7 

eingegangen. 

Baubedingte Auswirkungen 

Baubedingt ist mit Schadstoffemissionen durch Baufahrzeuge zu rechnen. Auch bei 

Erdarbeiten kann es bei ungünstigen, trockenen Wetterlagen zu Staubemissionen 

kommen. 

Durch den temporären Bau- und den permanenten Betriebsverkehr kommt es zu einer 

erhöhten Emissionsbelastung und einem erhöhten Lärmpegel. Erhebliche klimatische 

Beeinträchtigungen während der Bauzeit sind nicht zu erwarten. 

 

Die ausführenden Baufirmen haben im Bedarfsfall geeignete Vorsorgemaßnahmen zu 

ergreifen, sodass erhebliche Beeinträchtigungen durch baubedingte Stäube vermieden 

werden (z. B. Befeuchtung von Boden und Material oder die Verwendung von Staub-

schutznetzen). 

Anlagebedingte Auswirkungen 

Anlagebedingt ist durch die Umwidmung von Ackerflächen zu teilweise bebauten Flä-

chen mit kleinklimatischen Änderungen zu rechnen. Das Wärmespeichervermögen 

wird durch die geplanten Anlagen und die damit verbundene Versiegelung erhöht. So-

mit strahlen die baulichen Anlagen stärker in die Umgebung zurück. 

 

Gleichzeitig sichern die im Bebauungsplan festgesetzten öffentlichen Verkehrsflächen 

bereits bestehende Straßen, wodurch Neuversiegelungen zugunsten der Anlage neuer 

Hauptverkehrsstraßen vermieden werden. 

 

Die Frischluftproduktion wird durch den Verlust von Teilen der Offenflächen geringfügig 

gemindert. Demzufolge kommt es im Bereich des Mikroklimas zu einem leichten An-

stieg der lokalen Temperaturen in diesem Bereich. Auch durch die veränderten Licht- 

und Schattenverhältnisse in Folge der Errichtung von Gebäuden kann es zu kleinräu-

migen Temperaturveränderungen kommen. 

 

Insgesamt sind jedoch aufgrund der umfangreichen Begrünungsmaßnahmen keine er-

heblichen Beeinträchtigungen zu erwarten. Hierzu zählen: 

  der Erhalt der Baumbestände entlang der Straßen,  
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 die Anpflanzung von 57 Bäumen auf dem Schulgelände und 68 innerhalb der 

Blühwiesen, 

 die Herstellung einer Streuobstwiese mit 155 Obstbäumen 

 die Anlage großflächiger zusammenhängender naturnaher Wiesenflächen und 

Krautsäume, 

 die 5 m breite Strauch-/Heckenpflanzung entlang des Wohngrundstückes,  

 die Anlage von straßenbegleitenden Grünflächen (naturnahe Wiesenflächen 

und Krautsäume),  

 die gärtnerische Anlage der nicht überbauten Flächen (Grünflächen und Flä-

chen mit Gehölz und Staudenpflanzungen) 

 die extensive Dachbegrünung auf 60 % der Dachflächen (3.804 m²).  

Durch diese Maßnahmen haben positive, ausgleichende Effekte, da der Grünanteil im 

Plangebiet im Vergleich zur bestehenden rein ackerbaulichen Nutzung, die keinen 

Baum-, Strauch- oder Wiesenanteil aufweist, erheblich gesteigert wird. 

 

Die Luftqualität wird durch die Begrünungsmaßnahmen verbessert, da die natürliche 

Verdunstung die Luftfeuchtigkeit erhöht, wodurch Staub und Schadstoffe in der Luft 

gebunden werden. Zudem wird die Frischluftproduktion durch die Begrünung erhöht. 

Die Wurzeln von Bäumen und Pflanzen, hier insbesondere auch im Bereich der Dach-

begrünung, tragen zur Reinigung sowie Filterung von Regenwasser bei und fördern 

den Abbau von Schadstoffen. Darüber hinaus wird der CO₂-Anteil in der Luft reduziert. 

Die Kronenüberdeckung der Bäume im Bereich von versiegelten Flächen mindert zu-

dem das Aufheizen der Flächen und sorgt für eine Abkühlung. 

Betriebsbedingte Auswirkungen 

Durch den Betriebsverkehr an den An- und Abfahrtswegen sowie im Bereich von Ta-

gesspitzen wird sich die Luftbelastung voraussichtlich erhöhen. Hierbei handelt es sich 

jedoch um zeitweise/temporäre Belastungen. Durch die Nutzung der S-Bahn Zepernick 

und den geplanten Ausbau der ÖPNV-Anbindung (Busverkehr) können die lufthygieni-

sche Belastung und klimatischen Auswirkungen reduziert werden. Im Ergebnis ist mit 

keinen erheblichen klimatischen Beeinträchtigungen zu rechnen. 

8.5.3 Schutzgut Fläche und Boden 

Baubedingte Auswirkungen 

Durch das Vorhaben kommt es baubedingt zu einer Verdichtung, Verformung und Ver-

siegelung des Bodens in einem Teil des Plangebietes. Zur Minderung des Eingriffs ist 

belebter Oberboden (Mutterboden) zu schützen bzw. auf zukünftigen Bauflächen vor 

Baubeginn abzutragen und an geeigneter Stelle wiederzuverwerten. 

 

Abhängig von der Methode der Baugrundverbesserungen gibt es verschiedene Vari-

anten, die entsprechend auch unterschiedliche Auswirkungen haben können. Dies ist 

für den Einzelfall zu beurteilen. Denkbar sind z. B. Schwingungsbelastungen. Auswir-

kungen werden im Allgemeinen durch Schwingungsmessungen beurteilt und daraus 

werden, wenn notwendig, Maßnahmen abgeleitet. 
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Auswirkung der Planung auf die umgebenden Gebäude treten nur dann auf, wenn die 

Gebäude in den Grundwasserspiegel eintauchen. In diesem Fall sollten diese Gebäude 

nach dem Stand der Technik bereits gesichert sein. Ein Anstieg des Grundwassers ist 

aufgrund der Maßnahme zunächst nicht zu erwarten. Baugrund ungeeignet bzw. führt 

zu erheblichen Mehrkosten.  

Für die vorliegenden Baugrundverhältnisse sind ausreichend bautechnische Verfahren 

vorhanden, um eine kosteneffiziente Gründung zu ermöglichen.75 

Anlagebedingte Auswirkungen 

Durch die Festsetzungen des Bebauungsplans werden Eingriffe in den Bodenhaushalt 

vorbereitet. Die geplanten Versiegelungen bewirken den Verlust von Bodenfunktionen 

auf den zukünftigen Bauflächen. Der Boden kann dann weder als Standort für Tiere, 

Pflanzen und andere Organismen noch als Filter, Puffer und Transformator wirken. 

Das Schutzgut Fläche ist von der Planung nur geringfügig betroffen, da das Grund-

stück innerhalb des Siedlungsbereichs von Panketal liegt. 

Der Eingriff in das Schutzgut Boden bemisst sich an der festgesetzten Grundfläche 

(GR). Diese beträgt im Bereich der Gemeinbedarfsfläche mit der Zweckbestimmung 

„Schule und Sport“ max. 26.500 m². Die geplanten öffentlichen Verkehrsflächen bzw. 
Wegeverbindungen für den „Fuß- und Radverkehr“ werden zu 100 % als versiegelt 
angerechnet. Bei den festgesetzten öffentlichen Verkehrsflächen ist hingegen zu be-

rücksichtigen, dass diese bereits vorhanden und versiegelt sind. Innerhalb der Ver-

kehrsflächen befinden sich zudem teilweise Entwässerungsmulden und Baumbe-

stände. Die Straßen bleiben von der Planung weitgehend unberührt. Es müssen ledig-

lich (drei) weitere Zufahrten hergestellt werden, um das Schulgrundstück zu erschlie-

ßen. Wo genau diese angeordnet werden, kann erst im Rahmen der Hochbauplanung 

abschließend festgelegt werden. Das Wohngrundstück an der Buchenallee bleibt im 

Bestand erhalten. Die ausgewiesene GR orientiert sich an der Bestandsversiegelung. 

Planung 
Gesamtflä-
che in m² 

max. zuläs-
sige GR 

max. be-
baubar in 

% 

nicht be-
baubar in 

m² 

max. bebau-
bar in m² 

Gemeinbedarfsfläche 45.689 32.000  70% 13.689  32.000  

Wohnbaufläche 3.998  490 12% 3.508  490  

Grünfläche SPE 1 11.761    
5% 15.278  300  

Grünfläche SPE 2 3.817    

Grünfläche SPE 3 13.628    0% 11.694  
Grünfläche SPE 4 2.924    0% 2.924   
Straßenverkehrsflächen 7.449    100%  7.449  

Verkehrsfläche besonde-
rer Zweckbestimmung 

2.996  80% 599 2.397 

Summe 
             

92.263  
  

  
          

49.626  42.636  

  
 max. Neuversiegelung 34.697  

 

Tab. 6: Flächenbilanzierung und Neuversiegelung  

                                                
75 WILAB, E-Mail vom 31.01.2025 
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Die Festsetzungen des Bebauungsplans werden zu einem Verlust von Bodenstruktu-

ren, die zum Teil bereits anthropogen beeinträchtigt sind, im Umfang von 34.697 m² 

(Neuversiegelung) führen, siehe Tab. 6. Dies entspricht einem Kostenäquivalent von 

312.271 €, vgl. Tabelle 7. 

 

E/A Bilanzierung Schutzgut Boden (gemäß Barnimer Modell) 

Eingriff     
Art des Eingriffs Flächenanteil 

in m² 
Kompensations-
maßnahme  

Kosten-
äquivalent 
pro m² in € 

Kompensationsbe-
darf in Kostenäqui-
valenten (€) 

geplante Neuversie-
gelung 34.697 

Entsiegelung von 
Flächen > 1 ha 9,00 € 312.271 € 

Tab. 7: Kostenäquivalent Schutzgut Boden gemäß Barnimer Modell 2020 

Das Kompensationserfordernis kann durch bodenverbessernde Maßnahmen innerhalb 

des Plangebietes ausgeglichen werden, vgl. Kapitel 8.6.1. 

Betriebsbedingte Auswirkungen 

Betriebsbedingte Auswirkungen sind nicht zu erwarten. 

8.5.4 Schutzgut Wasser 

Baubedingte Auswirkungen 

Generell sind während der Bauphase die gesetzlichen Bestimmungen einzuhalten, die 

eine Beeinträchtigung des lokalen Wasserhaushaltes z. B. durch Verschmutzungen 

verhindern sollen. 

„Wasserhaltungen und -absenkungen beeinflussen den GW-Spiegel nur bauzeitlich. 

Temporäre Verbaue (z. B. Spundwände) können bauzeitlich einen geringen Aufstau im 

Grundwasseranstrom und entsprechend Absinken im Abstrom, in Abhängigkeit von der 

Strömungsdynamik und der Bauwerksgröße, zur Folge haben, da die abgedichtete 

Baugrube umströmt werden muss. In den Grundmoränenflächen (gw1, gm) im Westen 

des Grundstücks ist das wegen der geringen GW-Dynamik nicht zu erwarten. Im Be-

reich der Hochflächensande über Grundmoräne (qw1, gf/qw1, gm) im Osten ist die 

Dynamik auch eher geringe Dynamik und der Aufstau bzw. Absinken im Bereich von 

einem Dezimeter zu erwarten. ggf. Langfristige Auswirkungen sind nicht zu erwarten.“ 
(Stellungnahme WILAB GmbH & Co. KG, Stand Januar 2025) 

Anlagebedingte Auswirkungen 

Eine Überbauung von bisherigen Freiflächen innerhalb des Plangebietes führt zu deren 

vollständiger oder teilweiser Versiegelung, so dass die Versickerung der Niederschläge 

an dieser Stelle verringert wird. Die Versickerung des Niederschlagswassers stellt sich 

jedoch vor Ort als schwierig dar. Dies hängt zum einen mit den Bodenverhältnissen 

zusammen und zum anderen ist das Plangebiet durch ein starkes Gefälle in südwest-

licher Richtung geprägt. Die Böden sind insbesondere im westlichen Teil schlecht ver-

sickerungsfähig. 

Für das Plangebiet wurde ein Entwässerungskonzept erarbeitet, welches sich aufgrund 

der Komplexität des Vorhabens auf mehrere verschiedene Maßnahmen/Entwässe-

rungstechniken stützt. Es handelt sich um eine Kombination aus Versickerung vor Ort, 
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Verdunstung und Rückhaltung. Folgende Maßnahmen werden unter anderem im Gut-

achten für das Plangebiet empfohlen: 

 Versickerung des anfallenden Niederschlagswassers über den bewachsenen 

Oberboden. Dieser sollte eine Mindestdicke von 30 cm haben, um das Nieder-

schlagswasser über die Bodenzone reinigen zu können. 

 Herstellung von Versickerungsmulden in Form von Kaskaden. Aufgrund der 

Gefällesituation sind ggf. Hebeanlagen notwendig. 

 Sicherung versickerungsfähiger Flächen innerhalb des versickerungsfähigen 

Bereichs im Bebauungsplan (4.800 m²). 

 Herstellung von 12 Baumrigolen zur Entwässerung der Flächen (1 Baumrigole 

kann 400 m² Fläche entwässern). 

 Herstellung von Rückhalteräumen im Bereich der geplanten Grün- und Hofflä-

chen. 

 Anlage eines zusätzlichen unterirdischen Speichers für den Sportplatz, mit ge-

drosselter Ableitung zum Kanal. 

 Zisternen zur Regenrückhaltung und Bewirtschaftung 

 Herstellung von extensiven Gründächern zur Förderung der Verdunstung.  

 Reinigung des anfallenden Niederschlagswassers vor Ableitung in den Kanal. 

„Die Voraussetzungen werden durch die im B-Plan festgesetzten Randbedingungen 

erfüllt. Aufgrund der Aufstellung der Wasserbilanz konnte nachgewiesen werden, dass 

keine Verringerung des Schichtenwassers zu befürchten ist, da die Grundwasserneu-

bildung erhöht wird. Mit den vorgeschlagenen Maßnahmen wird eine Abweichung der 

Wasserbilanz vom unbebauten zum bebauten Zustand von maximal 5 % eingehalten. 

Es sind keine Auswirkungen auf den Robert-Koch-Park bzw. das Heidewäldchen zu 

befürchten.“ (BEV Ingenieure GmbH, Regenwasserbeseitigungskonzept, Stand Juni 

2025) 

Trinkwasserschutzgebiet 

Aufgrund der Lage des Plangebietes im Bereich der Trinkwasserschutzzone besteht 

ein grundsätzliches Verbot für die Neuausweisung von Bauflächen im FNP bzw. von 

Baugebieten in B-Plänen. Für die Aufstellung des Bebauungsplans war es erforderlich, 

bei der Unteren Wasserbehörde einen Antrag auf Befreiung von den Verboten der 

Trinkwasserschutzzone zu stellen. Es wurden insgesamt zwei Anträge gestellt, einer 

im Februar 2024 und ein weiterer im August 2024 (siehe weitere Ausführungen im Ka-

pitel 7.6). 

Im ersten Gutachten vom Februar 2024 werden die Randbedingungen im Plangebiet 

betrachtet, d. h. die Topografie, Geologie/Bodenverhältnisse, Grundwasser, Oberflä-

chengewässer, bestehende Entwässerungsanlagen und der Wasserhaushalt. Vor die-

sem Hintergrund wurde die Situation bewertet und es werden Maßnahmen aufgezeigt, 

mit deren Hilfe das Bauvorhaben umgesetzt werden kann, ohne den Wasserhaushalt 

und die Ziele der Schutzgebietsverordnung zu beeinträchtigen. Im zweiten Gutachten 

werden die Auswirkungen der Bebauung auf die Grundwasserneubildung konkreter 

betrachtet. 
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Mit Bescheid vom 09. Dezember 2024 wurde dem Antrag stattgegeben und die Befrei-

ung mit einer Nebenbestimmung erteilt. Die Wasserbilanz des Plangebiets im Zustand 

nach Errichtung der geplanten Bebauung darf maximal 5 % von der ermittelten Was-

serbilanz im unbebauten Zustand abweichen. Dies ist im Bebauungsplan festgesetzt, 

vgl. Festsetzung Nr. 25. 

Das hydrologische Gutachten und das Entwässerungskonzept beinhalten Empfehlun-

gen und Maßnahmen, wie diese Nebenbestimmung eingehalten werden kann. Hierzu 

zählen unter anderem: 

 die Begrenzung der Versiegelung, 

 die Herstellung einer extensiven Dachbegrünung auf 60 % der Dachflächen, 

 die Freihaltung der für die Versickerung geeigneten Flächen im Plangebiet von 

Hochbauten und 

 die Herstellung von Baumrigolen. 

Diese Maßnahmen sind in die Festsetzung des Bebauungsplans eingeflossen. Im Rah-

men des Entwässerungskonzeptes wurde der Nachweis geführt, dass ein Bauvorha-

ben entsprechend der Festsetzungen Nr. 25 des Bebauungsplans so umgesetzt wer-

den kann, dass die Abweichung der Wasserbilanz gegenüber dem unbebauten Zu-

stand maximal 5 % beträgt. 

Eine Konfliktlösung im nachgelagerten Baugenehmigungsverfahren ist damit sicherge-

stellt. 

Im Kapitel 8.6.2 werden Empfehlungen und Maßnahmen zur Einhaltung der Bestim-

mungen zur Wasserschutzgebietsverordnung dargestellt. 

Der Bescheid der Unteren Wasserbehörde vom 09. Dezember 2024 bezog sich auf 

den Vorentwurf des Bebauungsplans. Er muss zum Satzungsbeschluss aktualisiert 

werden. 

Versorgung angrenzender Grünflächen durch Schichtenwasser vom Lauseberg 

Nachteilige Auswirkungen auf die Wasserversorgung der benachbarten Grünflächen 

(Heidewäldchen nördlich des Geltungsbereichs und Robert-Koch-Park südlich des 

Geltungsbereichs) ergeben sich nicht. Im Rahmen des Entwässerungskonzeptes 

wurde ermittelt, dass keine Verringerung des Schichtenwasseraufkommens zu be-

fürchten ist, da die Grundwasserneubildung erhöht wird. Dies ergibt sich dadurch, dass 

gezielt mehr Niederschlagswasser in die Bereiche geführt wird (Norden und Osten des 

Plangebiets), wo eine Versickerung möglich ist, und dort versickert wird. 

Betriebsbedingte Auswirkungen 

Bei einer Schul- und Sportnutzung sind betriebsbedingte Verunreinigungen des Grund-

wassers regelmäßig nicht zu erwarten. 

Die Nutzung des Grundstücks als Schulstandort wird im Vergleich zur bisherigen inten-

siven landwirtschaftlichen Nutzung zu einem geringeren Nitrateintrag führen. Das trifft 

auch auf Phosphate zu. In Anbetracht des Grundwasserschutzes ist es ratsam, auf den 

Eintrag von Natriumchlorid (Tausalze) zu verzichten. Es sollten stattdessen abstump-

fende Streusalz-Alternativen wie Sand oder Splitt eingesetzt werden. Es besteht keine 

Gefahr, dass Mikroplastik von Kunstrasensportplätzen direkt in das Grundwasser oder 
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ins Wasserwerk gelangt. Die Rohwasserpumpen des Wasserwerks fördern das Was-

ser aus dem Hauptgrundwasserleiter, der unter einer Geschiebelehmschicht von über 

20 m Dicke verborgen ist.76 

8.5.5 Schutzgut Arten und Biotope, biologische Vielfalt 

Der Eingriff durch eine Bebauung wirkt sich auf Flora und Fauna auf den Flächen, die 

für eine Bebauung vorgesehen sind, direkt aus. 

Biotope 

Baubedingte Auswirkungen 

Der Eingriff durch eine Bebauung wirkt sich direkt auf Flora und Fauna auf den Flächen, 

die für eine Bebauung vorgesehen sind, direkt. Dort wird während der Bauphase in der 

Regel die Vegetation beseitigt, der Oberboden abgeschoben und der Untergrund mit 

schweren Baumaschinen befahren und verdichtet. Die vorher vorhandenen Lebens-

räume werden also durch die Bebauung zerstört. 

Je nach Dauer und Entfernung und Absenktiefe einer potentiellen Grundwasserabsen-

kung kann eine Beeinflussung von Straßenbäumen nicht ausgeschlossen werden77. 

Anlagebedingte Auswirkungen 

Durch den Neubau von Gebäuden, Sportanlagen und Wegen kommt es zum Verlust 

von Ackerfläche. Der Eingriff erfolgt in erster Linie im Bereich einer intensiv genutzten 

Ackerfläche. Die Baumreihe sowie die Alleebaumbestände entlang der Schönower 

Straße, Robert-Koch-Straße und Buchenallee sollen erhalten werden.  

Lediglich für die ggf. notwendigen drei Zufahrten ist mit einem Verlust an einzelnen 

Baumbeständen (ggf. je nach Lage der Zufahrt 1 Baum pro Zufahrt) zu rechnen.  

 

Aufgrund der Festsetzungen des Bebauungsplanes werden rund 3,46 ha neu versie-

gelt und rund 4,96 ha Grün- und Maßnahmenflächen sowie unbebaute Flächen ausge-

wiesen. Die umliegenden Erschließungsstraßen sind bereits durch eine Asphaltdecke 

befestigt und werden bei der Bilanzierung (Eingriff) nicht weiter betrachtet. Gleiches gilt 

für das bestehende Wohnbaugrundstück.  

 

Biotoptypen Bestand 

Biotoptypen Code Fläche 

in m²* 

Anteil 

Biotope 

in %* 

Biotopwert Erheblichkeit Ein-

griff 

Intensiv genutzter Lehm-

acker 
09133   80.814  88% 

Keiner/ sehr 

gering 

Kein erheblicher 

Eingriff, da kein 

Verlust wertvoller 

Biotope 

Einzel- und Reihenhausbe-

bauung 12261 3.998  4% 
Keiner/ sehr 

gering 

Kein Eingriff, da im 

Bestand vorhan-

den 

                                                
76 Ingenieurgesellschaft Prof. Dr. Sieker mbH: Hydrologisches Gutachten Bebauungsplan 35P "Lau-

seberg". Hoppegarten, 15. August 2024 
77 WILAB, E-Mail vom 31.01.2025 
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Biotoptypen Bestand 

Straßen mit Asphaltdecke, 

ohne bewachsene Mittel-

streifen, mit regelmäßigem 

Baumbestand /Retentions-

gräben, verrohrt 

1261221/ 

01135 
7.449 8% 

Keiner (Straße 

und Mulden) / 

hoch Baumbe-

stand 

Kein Eingriff, da im 

Bestand vorhan-

den 

Summe  92.262  100% 
  

Tab. 8: Eingriffsbewertung Schutzgut Biotope 

Insgesamt sind keine wertvollen Biotope vom Bauvorhaben betroffen. Selbst der im 

Randbereich der Ackerfläche gelegene Grassaum kann erhalten bleiben, da dort keine 

Eingriffe geplant sind bzw. diese Flächen als Maßnahmen- oder Grünflächen festge-

setzt sind. Erhebliche negative Auswirkungen sind daher nicht zu erwarten. Anders 

würde sich der Verlust von Bäumen darstellen. Baumverluste können unter Umständen 

durch die noch zusätzlich zu errichtenden Zufahrtsbereiche entstehen (ggf. 1 Baum pro 

Zufahrt). Die Bäume im Straßenraum sind gemäß § 29 BNatSchG als Allee geschützt. 

Die Baumschutzverordnung des Landkreises Barnim ist zu beachten. 

Betriebsbedingte Auswirkungen 

Betriebsbedingte Auswirkungen infolge der Nutzungsintensivierung innerhalb des 

Plangebietes werden unter Berücksichtigung der vorhandenen Biotopausstattung als 

geringfügig angesehen und nicht weiter kalkuliert. 

Tierwelt 

Folgende bau-, anlage- und betriebsbedingte Auswirkungen sind durch das Vorhaben 

auf die Tierwelt zu erwarten: 

„Baubedingte Wirkfaktoren  

Baubedingt sind folgende Auswirkungen zu erwarten:  

 Bauflächenfreimachung  

 Anlage von Baustraßen und Materiallagern  

 Bodenverdichtung durch Baufahrzeuge  

 Lärmemissionen, Erschütterungen, Abgase, Staubentwicklung und optische 

Störungen durch den Baubetrieb 

Anlagebedingte Wirkfaktoren  

Die anlagebedingten Auswirkungen umfassen dauerhafte Veränderungen der bisheri-

gen standörtlichen Charakteristika durch Überbauung bzw. Überprägung:  

 Verlust bzw. Umnutzung von Habitaten (hier Ackerflächen) 

 Flächeninanspruchnahme und Versiegelung durch die Errichtung der Schulge-

bäude, Sportanlagen und Verkehrsflächen. Dadurch gehen die bisher auf die-

sen Flächen vorhandenen Lebensräume und Fortpflanzungsstätten für Brutvo-

gelarten und ggf. Arten des Anhang IV FFH-RL verloren oder werden funktional 

eingeschränkt. In der Folge stehen diese nicht mehr in vollem Umfang als Le-

bensraum zur Verfügung.   
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Betriebsbedingte Wirkfaktoren  

Als betriebsbedingte Auswirkungen sind die mittelbaren Wirkungen aus dem Betrieb 

(Benutzung) zu nennen:  

 anthropogene Störungen durch Lärm- und Lichtwirkungen, optische Störreize 

durch Kfz-, Fahrrad- und Personenverkehr  

 Schadstoffemissionen  

 Beleuchtung: Eine nicht zu unterschätzende Wirkung auf das Tierartenspekt-

rum im Plangebiet und darüber hinaus geht von der nächtlichen Wegebeleuch-

tung aus. Vielfach geht von konventionellen Beleuchtungseinrichtungen eine 

stark anziehende Wirkung auf nachtaktive Insektenarten aus, wobei in offener 

Landschaft Tiere auch aus größerer Entfernung angelockt werden. Die nacht-

aktiven Insekten orientieren sich üblicherweise an dem schwachen Licht des 

Mondes und der Sterne. Sie werden daher von einer herkömmlichen Lichtquelle 

stark angezogen und fliegen diese immer wieder bis zur Erschöpfung an. Sie 

versäumen dabei die Nahrungsaufnahme, Fortpflanzung und Eiablage, was bei 

manchen kurzlebigen Arten den Fortbestand gefährden kann. An den Lichtquel-

len jagende Insektenfresser (z. B. Zwerg-, Rauhhaut- und Breitflügelfleder-

maus) sorgen zusätzlich für einen hohen Individuenverlust. Die Insektenfauna 

von Gehölzhabitaten im „Einzugsbereich“ der Beleuchtungskörper droht hier-
durch zu verarmen. Infolgedessen wird die Nahrungsgrundlage der Fleder-

mausarten reduziert. Dadurch wird die Fläche als Nahrungshabitat negativ be-

einträchtigt, was populationswirksame Auswirkungen auf die (potenziell) vor-

kommenden Fledermäuse haben kann. 

 Scheibenanflug: Glas kommt in der freien Natur nicht vor und Vögel fliegen 

überall hin, wo sie freie Sicht haben. Bei den Unfällen, die durch Gegenfliegen 

der Vögel entstehen, ist zu unterscheiden zwischen durchsichtigen Glasflächen 

bzw. Flächen, die zwar keinen freien Durchblick gewähren, aber die Landschaft 

im Spiegelbild erkennen lassen (verspiegelte Flächen bzw. Spiegeleffekte bei 

bestimmten Beleuchtungsverhältnissen).“ (Dipl. Ing. (FH) Heiko Menz, Arten-
schutzbeitrag, Stand Februar 2024). 

Auswirkungen auf den gesetzlichen Artenschutz (§ 44 BNatSchG) wurden im Rahmen 

einer Artenschutzprüfung78 untersucht und bewertet. Es wurden darin Maßnahmen de-

finiert und festgelegt, um das Eintreten artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände zu 

vermeiden. Im Ergebnis müssen für die Artengruppen Fledermäuse, Vögel, Amphibien 

(Knoblauchkröte) und xylobionte Käfer Vermeidungsmaßnahmen sowie vorgezogene 

Ausgleichsmaßnahmen berücksichtigt werden. Die erforderlichen Maßnahmen werden 

im Kapitel 8.6.4 beschrieben. 

Insgesamt werden durch die planerische Einbindung von Grünflächen und Gehölz-

pflanzungen auf dem Gelände des Schulstandortes für die Tierwelt neue, strukturrei-

chere Habitate geschaffen. Die im Umfeld des Plangebietes befindlichen Rieselfelder 

Landschaften (LSG) sowie das unmittelbar angrenzende Heidewäldchen können durch 

                                                
78 UWEG Ingenieure & Analytik GmbH Eberswalde: Artenschutzrechtliche Potenzialanalyse. Ebers-

walde, 

Januar 2023. 
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die Schaffung neuer Biotopstrukturen im Plangebiet räumlich miteinander verknüpft 

werden. Dies trägt zur Stärkung einer lokalen Biotopvernetzung zwischen den einzel-

nen Landschaftsräumen bei. Die im Plangebiet vorgesehene Mischpflanzung aus Park- 

und Obstbäumen, die Bewahrung der vorhandenen Alleebäume, die Anlage einer brei-

ten Strauch-/Heckenpflanzung und die Schaffung großflächiger naturnaher Wiesenflä-

chen stellen dabei wichtige Trittsteine, Rast- und Brutplätze sowie Nahrungsquellen für 

zahlreiche Tierarten dar. Die Maßnahmen tragen dementsprechend auch zu einer Er-

höhung der Biodiversität und der Schaffung von Bewegungskorridoren für verschie-

dene Arten (z. B. Vögel, Amphibien oder Reptilien) zwischen den einzelnen Schutzge-

bieten (NSG „Faule Wiesen“ und LSG „Rieselfeldlandschaft“) bei. 

8.5.6 Schutzgut Landschaft 

Baubedingte Auswirkungen 

Baubedingte Beeinträchtigungen treten vor allem in Form von Bauarbeiten und Bau-

stellenverkehr auf. 

Anlagebedingte Auswirkungen 

Anlagebedingte Beeinträchtigungen sind durch die geplanten baulichen Anlagen zu er-

warten, da sich das Landschafts- bzw. Ortsbild durch neue Gebäude und Nebenanla-

gen (Schulgebäude, Sporthalle und Außensportanlage) verändern wird. Die vorgese-

henen Schulgebäude sind maximal 3-geschossig geplant und orientieren sich dabei 

höhentechnisch an den Bestandsgebäuden im Umfeld des Bebauungsplanes. Der Be-

bauungsplan weist zudem ein Baufeld an der Robert-Koch-Straße aus, in dem eine 

max. 2-Geschossigkeit zulässig ist, um einen höhentechnischen Übergang vom Wohn-

gebiet zur Schule zu schaffen. Die baulichen Veränderungen in Folge der Umsetzung 

des Bebauungsplanes werden zur Beseitigung des Ackers führen. Gleichzeitig wird 

das Plangebiet auf den nicht überbaubaren Flächen gärtnerisch neu angelegt und mit 

57 Bäumen bepflanzt und eingegrünt. Die nördlich und westlich gelegenen Flächen 

dienen als Ausgleichsflächen (SPE 1, SPE 2, SPE 3) und werden als Kraut- und Wie-

senfläche angelegt und mit zahlreichen Bäumen bepflanzt. Folgende Pflanzmaßnah-

men sind hier vorgesehen: 

 Fläche SPE 1: 61 Bäume, 

 Fläche SPE- 2: 7 Parkbäume und 

 Fläche SPE- 3: Anlage einer Streuobstwiese mit insgesamt 155 Bäumen. 

In den Randbereichen im Süden und Nordosten werden ebenfalls Grünstreifen in Form 

von naturnahen Wiesen angelegt (SPE 4). Das Wohngrundstück wird durch eine 5 m 

breite naturnahe Strauch-/Heckenpflanzung eingegrünt. Durch die geplanten grünord-

nerischen Maßnahmen wird der wesentliche Teil des westlichen Plangebietes einge-

grünt und dient damit gleichzeitig der Biotopvernetzung und dem Artenschutz. 

Betriebsbedingte Auswirkungen 

Betriebsbedingte Auswirkungen sind nicht zu erwarten. 
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8.5.7 Schutzgut Mensch, Bevölkerung, menschliche Gesundheit, Erholung 

Baubedingte Auswirkungen 

Das Vorhaben führt baubedingt zu Emissionen aus Kfz-Verkehr (z. B. Lärm und Ab-

gase), die sich direkt auf die menschliche Gesundheit auswirken können. Diese wirken 

nur über einen begrenzten Zeitraum. 

Anlagebedingte Auswirkungen 

Die Errichtung des Schulcampus deckt die Nachfrage nach grundlegend erforderlicher 

Infrastruktur in Panketal und Umgebung. 

Die neuen Querverbindungen bieten Erholungssuchenden bspw. kürzere Wege zum 

Heidewäldchen. Durch diese Wege wird das Plangebiet für die Öffentlichkeit zugäng-

lich gemacht. „Über neu geschaffene öffentliche Wege- und Grünraumvernetzungen 

werden die angrenzenden Areale vernetzt und eine gute Erreichbarkeit der Schule und 

der Sportangebote hergestellt. Eine in Nord-Süd-Richtung verlaufende Verbindung ver-

knüpft das Heidewäldchen mit der Robert-Koch-Straße und der Bebelstraße im Süden 

sowie dem Robert-Koch-Park. Weitere Wegeverbindungen binden die Buchenallee im 

Westen und die Schönower Straße im Osten fußläufig an und bieten Möglichkeiten für 

die Biotopvernetzung des Lutherwäldchens und des Landschaftsschutzgebiets Riesel-

feld.“ (Konzept Herwarth + Holz Planung und Architektur) 

Negative Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit und Erholung sind durch die 

Anlage der Schule nicht zu erwarten. 

Betriebsbedingte Auswirkungen 

In der näheren Umgebung des Schulgeländes befinden sich schutzbedürftige Nutzun-

gen in Form von Wohnbebauung, die von potenziellen Lärmimmissionen und Verkehrs-

aufkommen (z. B. durch die Stellplatznutzung und die An- und Abfahrtswegen etc.) der 

Schule betroffen sein könnten. Für die im Umfeld und im Plangebiet vorhandenen so-

wie für die im Plangebiet selbst vorgesehenen schutzwürdigen Nutzungen wurden Un-

tersuchungen zum Verkehrs-, Sport- und Gewerbelärm durchgeführt. Hierzu wurde 

eine schalltechnische Untersuchung erstellt, die Ergebnisse werden in Kap. 7.4 der 

Begründung dargelegt. Der Betrieb einer Schule ist schalltechnisch privilegiert. Gemäß 

§ 22 Abs. 1a BImSchG sind Geräuscheinwirkungen, die von Kindertageseinrichtungen, 

Kinderspielplätzen und ähnlichen Einrichtungen wie beispielsweise Ballspielplätzen 

durch Kinder hervorgerufen werden, im Regelfall keine schädliche Umwelteinwirkung.  

 

Untersucht und prognostiziert werden die Auswirkungen durch Verkehrslärm und durch 

Sportlärm, der aus der außerschulischen Nutzung der Turnhalle resultiert. Gewerbe-

lärm spielt keine Rolle. Die Untersuchung zeigt auf, dass keine erheblichen Konflikte 

zu erwarten sind.  

8.5.8 Schutzgut Kultur- und Sachgüter 

Baubedingte Auswirkungen 

Baudenkmale sind nicht vorhanden. 

Im Plangebiet befindet sich ein Bodendenkmal, siehe Kapitel 4.8.1. Sollte sich während 

der Bauarbeiten der Verdacht auf das Vorkommen von Bodendenkmalen (Material-

funde, Bodenverfärbungen) einstellen, sind die Arbeiten einzustellen, der Verdacht zu 
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klären und die eventuellen Funde zu sichern. Eingriffe in das Schutzgut werden auf 

diese Weise vermieden. Weitere Konflikte entstehen durch die Planung nicht. 

Für Eingriffe in Bodendenkmale ist gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 5 Brandenburgisches Denk-

malschutzgesetz (BbgDSchG) eine denkmalrechtliche Erlaubnis, im Falle der Bauge-

nehmigungspflicht im Rahmen des konzentrierenden Baugenehmigungsverfahrens, 

erforderlich. Die Bestimmungen des BbgDSchG in der jeweils gültigen Fassung sind 

zu beachten. 

Anlagebedingte Auswirkungen 

-nicht zutreffend- 

Betriebsbedingte Auswirkungen 

-nicht zutreffend- 

8.5.9 Wechsel-/Kumulationswirkungen 

Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern 

Zu überprüfen sind die bestehenden Wechselwirkungen zwischen biotischen und abi-

otischen Faktoren, den Schutzgütern Mensch und Kultur- bzw. Sachgütern.   

 

Die schutzgutbezogene Berücksichtigung von ökosystemaren Wechselwirkungen er-

folgt aufbauend auf den planungsrelevanten Erfassungs- und Bewertungskriterien über 

die Funktion der Schutzgüter. Grundsätzlich ist davon auszugehen, dass die schutz-

gutbezogene Erfassung bereits Informationen über die funktionale Beziehung zu an-

deren Schutzgütern und Schutzgutfunktionen beinhaltet. Somit werden über den 

schutzgutbezogenen Ansatz indirekt ökosystemare Wechselwirkungen erfasst. 

 

Im Plangebiet führt die Überbauung von Böden zwangsläufig zu einem Verlust der 

Funktionen dieser Böden, wozu neben der Ertragsfähigkeit auch die Speicherung von 

Niederschlagswasser zählt. Der Oberflächenwasserabfluss erhöht sich, während die 

Versickerung unterbunden wird. Eine Verstärkung der erheblichen Umweltauswirkun-

gen durch sich negativ verstärkende Wechselwirkungen ist nicht zu erwarten. 

Die folgende Tabelle stellt die potentiellen Wechselwirkungen dar: 

 

Beeinträchtigung von Potenzielle Auswirkungen auf die 

Schutzgüter 

Mensch keine 

Tiere und Pflanzen sowie biologische 

Vielfalt 

- Nahrungsgrundlage / Lebensraum / 

Schutz (Tiere)  

 Gesellschaft, Konkurrenz, Schutz (Pflan-

zen) 

- Bodenbildung, Nährstoff- und Schad-

stoffentzug, Erosionsschutz (Boden) 
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Beeinträchtigung von Potenzielle Auswirkungen auf die 

Schutzgüter 

Wasser (Grundwasserneubildung) - Versiegelung von Flächen (Mensch) 

- Lebensraum / Nährstoffversorgung 

(Tiere und Pflanzen) 

Boden (Versiegelung, Inanspruchnahme) - Lebensgrundlage (Mensch, Tiere und 

Pflanzen)  

- Lebensraum / Nährstoffversorgung 

(Tiere und Pflanzen) 

- Retentionsvermögen, Grundwasser-

stand (Wasser) 

Klima/ Luft (kleinklimatische Veränderun-

gen) 

- Lebensraum (Tiere und Pflanzen) 

- Lebensgrundlage (Mensch, Tiere und 

Pflanzen) 

Landschaft (Veränderung Landschafts-

bild) 

- Lebensraumstrukturen (Tiere und Pflan-

zen) 

- Erholungsfunktion (Mensch) 

Kulturgüter und sonstige Sachgüter  keine 

Tab. 9: Auswirkung Planung auf die Schutzgüter 

Kumulierung mit den Auswirkungen von Vorhaben benachbarter Plangebiete 

Gemäß Anlage 1 Nr. 1 Buchstabe ff BauGB sind kumulative Wirkungen bei der Beur-

teilung der Auswirkungen zu berücksichtigen. Auswirkungen auf Planungen in der nä-

heren Umgebung des Bebauungsplanes sind derzeit nicht erkennbar. 

Vermeidung von Emissionen, sachgerechter Umfang mit Abfällen und Abwäs-

sern, 

 Die Vermeidung von Emissionen ausgehend von den noch zu errichtenden Ge-

bäuden wird im Bereich des Plangebietes u. a. durch die Einhaltung der Ener-

giesparverordnung nach dem aktuellen Stand der Technik gewährleistet.  

 Bezüglich der sonstigen Emissionen (z. B. Betriebsverkehr) sind nach dem der-

zeitigen Planungsstand keine erhöhten Emissionen zu erwarten. Lediglich zu 

den An- und Abfahrtszeiten kann es zu erhöhten Emissionen durch den Kfz-

Verkehr kommen. Hinsichtlich der Emissionen durch den Verkehr auf den um-

liegenden Straßenabschnitten wird ein Lärmgutachten erarbeitet. 

Nutzung erneuerbarer Energien, sparsamer und effizienter Umfang mit Energie, 

 Die Gebäude werden nach dem Stand der Technik beheizt und mit Energie 

versorgt. Die Anbringung von regenerativen Energiequellen (z. B. Solaranla-

gen) ist möglich. Es wird aktuell untersucht, ob im Bereich der geplanten Schule 

an ein Nahwärmenetz hergestellt werden kann. Beeinträchtigungen bezüglich 

der Umweltbelange sind nicht zu erwarten. 
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Darstellung von Landschaftsplänen und von sonstigen Plänen, insbesondere 

des Wasser-, Abfall- und Immissionsschutzrechts. 

 Die Vorgaben aus übergeordneten Planungen werden im Bebauungsplanver-

fahren berücksichtigt. 

Erhaltung bestmöglicher Luftqualität in Gebieten, in denen die durch Rechts-

verordnung zur Erfüllung von Rechtsakten der Europäischen Union festgeleg-

ten Immissionsgrenzwerte nicht überschritten werden. 

 Eine Beeinträchtigung der Luftqualität ist durch das geplante Vorhaben nicht zu 

erwarten. 

8.6 Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich  

Mit der Umsetzung des Bebauungsplanes werden Neubautätigkeiten verbun-

den sein. Damit sind die in den vorangegangenen Kapiteln ermittelten und be-

schriebenen Umweltauswirkungen verbunden: 

 Eingriffe in das Schutzgut Boden durch Neuversiegelung auf ca. 3,46 ha inten-

siv genutzten Ackerflächen 

 Eingriffe in das Schutzgut Biotope auf intensiv genutzten Ackerflächen 

 Beeinträchtigung/ Verlust von Lebensräumen für Tiere 

Die Belange des Umweltschutzes sind gem. § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB bei der Aufstellung 

des Bauleitplanes und in der Abwägung nach § 1 Abs. 7 zu berücksichtigen. Im Beson-

deren sind auf der Grundlage der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung gem. § 1 a 

Abs. 3 BauGB i. V. m. § 18 Abs. 1 BNatSchG die Beeinträchtigungen von Natur und 

Landschaft durch die geplante Bebauung zu beurteilen und Aussagen zur Vermeidung, 

Verminderung und zum Ausgleich zu entwickeln. Nicht erforderliche Beeinträchtigun-

gen sind durch die planerische Konzeption zu unterlassen bzw. zu minimieren und ent-

sprechende Wertverluste durch Aufwertung von Teilflächen sind, soweit möglich, in-

nerhalb des Gebietes, ansonsten außerhalb des Gebietes, durch geeignete Maßnah-

men auszugleichen. 

Die im Rahmen der Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung durchgeführten Berechnun-

gen erfolgten auf der Grundlage von Herstellungskostenansätzen, welche in Kosten-

äquivalente umgerechnet wurden. Die in den nachfolgenden Kapiteln angesetzten Kos-

ten beruhen auf Erfahrungswerten und der Kostenberechnung des Barnimer Modells 

sowie der Aktualisierung aus dem Jahr 2020. 

8.6.1 Schutzgut Fläche und Boden 

Bauzeitliche Maßnahmen 

Mit dem Ziel des Bodenschutzes sollten zur Vermeidung des Eingriffes während der 

Bauzeit alle Baustelleneinrichtungen ausschließlich auf zukünftig versiegelten Flächen 

untergebracht werden.  

Anlagenbezogene Maßnahmen 

Im Rahmen des Eingriffs werden rund 34.697 m² neu versiegelt (siehe Tab. 2 in Kap. 

8.5.3). Da im Plangebiet keine Entsiegelungsmaßnahmen zur Verfügung stehen, kann 
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durch grünordnerische Maßnahmen, welche als textliche Festsetzung in den Bebau-

ungsplan aufgenommen wurden, das Defizit ausgeglichen werden. 

Extensive Dachbegrünung 

Gemäß TF Nr. 18 ist eine Dachflächenbegrünung auf 60 % (Hauptgebäude) der flach-

geneigten Dächer im Plangebiet mit einer Substratschicht von min. 8 cm vorzusehen. 

Die geplanten Gebäude verfügen über eine Dachfläche der Hauptgebäude von rund 

6.340 m². Die Herstellungskosten für eine Dachflächenbegrünung betragen ca. 28 

€/m². Dementsprechend ergibt sich bei einer Begrünung von 60 % der Dachfläche (ca. 
3.804 m²) ein Kostenäquivalent von 106.512,00 €. Da jedoch Dachbegrünungen nicht 

alle Bodenfunktionen wiederherstellen können, werden lediglich 10 % der Fläche bzw. 

des Kostenäquivalentes für das Schutzgut Boden angerechnet (vgl. Tabelle 8). Daraus 

ergibt sich ein anrechenbares Kostenäquivalent von 10.651,20 €. 

geplante 

Maßnahme  

Konkretisie-

rung der 

Maßnahme  

Kostenäqui-

valent  

Flächengröße  Anrechenba-

res Kosten-

äquivalent  

Dachbegrü-

nung 

Extensive 

Dachbegrü-

nung 

28,00 €/ m² 3.804 m² 106.512 € 

10% anrechenbar 10.651 € 

Tab. 10: Herstellungskosten Dachbegrünung gemäß Barnimer Modell 

Baumpflanzungen 

Im Bereich der Gemeinbedarfsflächen ergeben sich aus der TF Nr. 17 insgesamt 57 

Baumpflanzungen. Die Gesamtfläche der Gemeinbedarfsflächen beträgt 45.689 m². Je 

angefangene 800 m² ist ein Baum zu pflanzen. Dementsprechend ergeben sich 57 

Bäume. Die Bäume sollen eine Pflanzqualität von 16-18 cm Stammumfang aufweisen 

und 3 x verpflanzt worden sein. Zudem sind heimische, standortgerechte und klimare-

sistente Gehölze zu verwenden. Diese tragen zu einer Verbesserung der Bodenfunkti-

onen bei und haben positive Effekte auf das Kleinklima. 

 

geplante 

Maßnahme  

Konkretisie-

rung der 

Maßnahme  

Kostenäquiva-

lent  

Flächengröße  Anrechenba-

res Kosten-

äquivalent  

Pflanzung 

von Bäumen 

(Gemeinbe-

darfsflächen) 

Hochstamm, 

StU 16-18 cm 

mit Fertigstel-

lungspflege, 3 

Jahre 

468,00 €/ je Stück 45.689 m²/ 800 m² 

= 57 Bäume 

26.676 € 

Tab. 11: Herstellungskosten für Bäume gemäß Barnimer Modell 2020 

 

SPE 1, 2 und 4 – Anlage von Wiesenflächen und Baumpflanzungen, Strauch-/Hecken-

pflanzung 

Die SPE 1, SPE 2 und SPE 4-Flächen dienen vorrangig dem Eingriffsausgleich im 

Plangebiet. Ziel ist es, die Fläche zu extensivieren und eine Wiesenfläche mit Kraut-

saum herzustellen. Die SPE 1 und SPE 2 Fläche ergeben zusammen 15.578 m². Bei 
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den SPE 1 und 2 Maßnahmen wird die Fläche für die Strauch-/Heckenpflanzung um 

das Wohngrundstück (1.195 m²) sowie die Wegefläche (300 m²) herausgerechnet. 

Hierbei handelt es sich um eine 5 m breite Strauchhecke, welche in einer Länge von 

239 m um das Wohngrundstück angelegt werden soll. Insgesamt ergibt sich eine an-

rechenbare naturnahe Wiesenfläche (SPE 1/SPE 2) von 14.083 m². Des Weiteren sol-

len auf den SPE 1 Flächen 61 Bäume und im Bereich der SPE 2 Fläche 7 Parkbäume 

gepflanzt werden. Insgesamt ergibt sich durch die vorgesehenen Maßnahmen auf den 

Flächen ein Kostenäquivalent von rund 69.297 €. 

 

geplante 

Maßnahme  

Konkretisierung 

der Maßnahme  

Kostenäquivalent  Flächengröße 

der Maßnahme 

bzw. Stückzahl 

Anrechenba-

res Kosten-

äquivalent 

SPE 1/SPE 2 Anlage von natur-

nahen Wiesen 

und Krautsäumen 

im Zusammen-

hang mit dem Er-

halt von Lebens-

räumen für die 

Knoblauchkröte 

(CEF 1) 

1,00 € /je m² 14.083 m²* 

*Fläche SPE 1 und 

SPE 2 zusammen 

15.578 m² abzügl. 

300 m² Wegeflächen 

und 1.195 m² Hecke 

um das WA-Gebiet, 

siehe unten 

SPE1/SPE 2    

14.083 € 

SPE 1 Hochstamm, StU 

16-18 cm mit Fer-

tigstellungspflege, 

3 Jahre 

468,00 € / je Stück 61 Stück 28.548 € 

SPE 2 Hochstamm, StU 

20-25 cm mit Fer-

tigstellungspflege, 

3 Jahre 

831,00 € /je m² 7 Stück 5.817 € 

SPE 1/SPE 2 Hecke Sträucher 

4TR, h= 70-100 

cm, Pflanzab-

stand, 1x1 m, mit 

F-E Pflege 3 

Jahre 

15,00 € /je m² 1.195 m² 17.925 € 

SPE 4 Anlage von natur-

nahen Wiesen 

und Krautsäumen 

nördlich und süd-

lich der Gemein-

bedarfsfläche 

1,00 € /je m² 2.924 m² 2.924 € 

Summe 69.297 € 

Tab. 12: Herstellungskosten für Baumpflanzungen und Wiesen und Kräutersäumen gemäß Barnimer Mo-

dell 2020 

SPE 3- Anlage einer Streuobstwiese 

Im Bereich der SPE 3 Flächen soll eine Streuobstwiese angelegt werden. Insgesamt 

sollen hier 155 Obstbäume mit einer Pflanzqualität 14-20 cm StU als Hoch-/Halbstamm 
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gepflanzt werden. Je Obstbaum fallen Kosten in Höhe von 680,00 € an. Unterhalb der 
Obstbäume ist eine naturnahe Wiesenfläche herzustellen. 

Es ergibt sich ein Kostenäquivalent von 119.028,00 €. 

geplante 

Maß-

nahme  

Konkretisierung der 

Maßnahme  

Kostenäquivalent  Flächengröße 

der Maßnahme 

bzw. Stückzahl 

Anrechenba-

res Kosten-

äquivalent in 

€ 

SPE 3  Anlage einer Streu-

obstwiese mit Obst-

bäumen: 

- Obstbaum, Hoch- 

/Halbstamm, StU 

14-20 cm, mit Db, 

mit F-E 3 Jahre 

Pflege 

680,00 € /je Stück  155 Stück 105.400 € 

SPE 3 Anlage von naturna-

hen Wiesen und 

Krautsäumen 

1,00 € /je m² 13.628 m² 13.628 € 

Summe 119.028 € 

Tab. 13: Anrechnung Gehölzpflanzung gemäß Barnimer Modell 2020 

Grünflächen und gärtnerisch angelegte Flächen 

Die Flächen und Böden im Plangebiet sind bereits stark durch die ackerbauliche Nut-

zung überformt und weisen kaum noch natürliche Bodenfunktionen auf. Die Anlage 

gärtnerisch angelegter Grünflächen auf den nicht überbaubaren Teilen des Plangebie-

tes trägt zur Verbesserung der Bodenfunktionen bei. Angerechnet werden hier 50 % 

der nicht überbaubaren Grundstücksfläche (13.689 m² / 2 = 6.844 m²).  

 

geplante Maß-

nahme  

Konkretisie-

rung der Maß-

nahme  

Kostenäqui-

valent  

Flächengröße ² Anrechen-

bares Kos-

tenäquiva-

lent  

Herstellung einer 
Grünanlage (nicht 
bebaute Flächen) 
(Gemeinbedarfsflä-
che) 

 

Pflanzung einer 

Mischung aus 

Stauden, Rosen 

und Gehölzen 

auf den nicht 

überbaubaren 

Flächen 

13,00 € /je m² Nicht be-

baubare 

Gemein-

bedarfs-

fläche 

18.991 

m² 

6.844 m² 

(50%) 

88.977 € 

Tab. 14: Geplante Kompensationsmaß gemäß Barnimer Modell 

Insgesamt können dementsprechend auf rund 6.844 m² neue Grünstrukturen herge-

stellt werden. Es wird angenommen, dass die anderen 6.844 m² als Landschaftsra-

sen/Intensivrasen angelegt werden. Die Herstellung der Gehölzstrukturen wird hier mit 

13,00 € je m² (Mischkalkulation aus dem Barnimer Modell) angesetzt. Dies entspricht 

einem Kostenäquivalent von insgesamt 88.977 €. 
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Versickerungsfähige Herstellung von Wegeflächen innerhalb der Gemeinbedarfsfläche 

Zusätzlich wird als Minderungsmaßnahme festgesetzt, dass Wegeflächen innerhalb 

der Gemeinbedarfsfläche versickerungsfähig herzustellen sind (textliche Festsetzung 

Nr. 24). Dadurch werden die Auswirkungen der Versiegelung auf das Schutzgut Boden 

bezogen auf die Wegeflächen verringert. 

Zusammenfassung 

Der ermittelte Kompensationsbedarf für das Schutzgut Boden beträgt 3,46 ha. Dies 

entspricht einem Kostenäquivalent von 312.271 €. Durch Hinzuziehung der vorgenann-

ten Ausgleichsmaßnahmen zur Bodenaufwertung kann ein Kostenäquivalent von 

314.629 € erzielt werden. Der Eingriff kann damit im Plangebiet ausgeglichen wer-

den.  

Betriebsbedingte Maßnahmen 

-Nicht zutreffend- 

8.6.2 Schutzgut Wasser 

„Bei einer potentiellen Baugrundverbesserung bis 3 m unter Gründungsebene werden, 

zumindest in den tieferliegenden Grundstücksbereichen, voraussichtlich geschlossene 

Wasserhaltungsmaßnahmen erforderlich. Etwaiges Tages- oder Schichtenwasser, im 

Bereich der höherliegenden Geschiebemergelfläche, kann voraussichtlich durch eine 

offene Wasserhaltung gefangen werden.“ (WILAB GmbH & Co.KG) 

Beim Einsatz von Baumaschinen und Geräten muss mit besonderer Sorgfalt gearbeitet 

werden, um einen Eintrag schädlicher Substanzen (z. B. Schmierstoffe, Maschinenöl, 

Diesel) in das Grundwasser zu verhindern. Fahrzeuge und Baumaschinen sind gegen 

Kraftstoff- und Ölverluste zu sichern. 

Anlagebedingte Maßnahmen 

Im Plangebiet sind unter anderem folgende Maßnahmen zur Niederschlagsentwässe-

rung vorgesehen, vgl. Kapitel 8.5.4 und 7.6: 

 Versickerung des anfallenden Niederschlagswassers über den bewachsenen 

Oberboden. Dieser sollte eine Mindestdicke von 30 cm haben, um das Nieder-

schlagswasser über die Bodenzone reinigen zu können. 

 Sicherung versickerungsfähiger Flächen innerhalb des versickerungsfähigen 

Bereichs im Bebauungsplan für Versickerungsmulden (4.800 m²). Dieser wird 

durch die im Bebauungsplan festgesetzten Baufenster und GR vorgegeben. 

 Herstellung von 12 Baumrigolen zur Entwässerung der Flächen (1 Baumrigole 

kann 400 m² Fläche entwässern) (TF Nr. 26). 

 Herstellung von Rückhalteräumen im Bereich der geplanten Grün- und Hofflä-

chen. 

 Anlage eines zusätzlichen unterirdischen Speichers für den Sportplatz, mit ge-

drosselter Ableitung zum Kanal. 

 Zisternen zur Regenrückhaltung und Bewirtschaftung 
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 Herstellung von extensiven Gründächern zur Förderung der Verdunstung (TF 

Nr. 18).  

 Reinigung des anfallenden Niederschlagswassers vor Ableitung in den Kanal. 

 Versickerungsfähige Herstellung von Wegeflächen innerhalb der Gemeinbe-

darfsfläche (textliche Festsetzung Nr. 24) 

 Einhaltung der Wasserbilanz (textliche Festsetzung Nr. 25) 

 Einhaltung der Nutzungsbeschränkungen innerhalb der Trinkwasserschutz-

zone (nachrichtliche Übernahme) 

Betriebsbezogene Maßnahme 

Das im Bereich der geplanten Gebäude anfallende Schmutzwasser muss einer ord-

nungsgemäßen Entsorgung zugeführt werden. 

8.6.3 Schutzgut Klima, Luft, Lufthygiene, Licht, Strahlung, Schall 

Bauzeitliche Maßnahmen 

Gesetzliche Vorgaben zum Lärmschutz auf Baustellen sind einzuhalten. 

Anlagebedingte Maßnahmen 

Vermeidung von Aufheizung im Bereich der Gebäude durch Dachbegrünung. 

Durch die Pflanzung von Bäumen und Heckenstrukturen, die Anlage großflächiger ex-

tensiver Dachbegrünung und die gärtnerische Gestaltung wird das Plangebiet stark 

durchgrünt. Dies trägt zur Verbesserung der Luft- und Klimaverhältnisse bei.  

 

Begrünung des Plangebietes (Einzelbaum- und Strauchpflanzungen etc.) zur Filterung 

von Stäuben und Schadstoffen, um die Luft zu reinigen, sowie zur Verschattung ver-

siegelter Flächen, um deren Aufheizung und Austrocknung zu verringern. 

 

Förderung naturnaher Verdunstungs- und Versickerungsverhältnisse durch die Fest-

setzung von Baumrigolen, umfangreiche Baumpflanzungen, Dachflächenbegrünung 

und Reduzierung der GR auf das notwendigste Maß. Die Versickerung des Nieder-

schlagswassers erfolgt im Plangebiet über Versickerungsmulden, welche kaskadenar-

tig auf dem Gelände hergestellt werden. 

 

Förderung naturnaher Verdunstungs- und Versickerungsverhältnisse durch die Fest-

setzung, das Wege, Stellplätze innerhalb der Gemeinbedarfsfläche in wasser- und luft-

durchlässigem Aufbau herzustellen sind. 

 

Die Schulplanung wird energetisch auf dem neuesten Stand der Technik errichtet. Es 

liegt ein Selbstbindungsbeschluss des Kreistages vor, wonach alle Gebäude nach den 

Standards der „Deutschen Gesellschaft für nachhaltiges Bauen“ (DGNB) mit dem Be-

wertungssystem nach BNB in der Stufe „Bronze“ zu errichten sind. Dies beinhaltet spe-
zifische Vorgaben hinsichtlich der ökologischen Qualität eines Gebäudes, die im Rah-

men der nachfolgenden Hochbauplanung umzusetzen sind. 

 

Für das Schutzgut Klima/Luft ergibt sich somit kein weiterer Kompensationsbedarf. 
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Betriebsbezogene Maßnahmen 

Das Plangebiet verfügt über eine gute Anbindung an den öffentlichen Personennah-

verkehr, wodurch das Verkehrsaufkommen und damit Luftbelastungen verringert wer-

den können. Darüber hinaus wird eine Fuß- und Radwegeverbindung im Plangebiet 

ausgebaut. 

8.6.4 Schutzgut Arten und Biotope, biologische Vielfalt 

Bauzeitliche Maßnahmen 

Zur Vermeidung zusätzlicher Eingriffe sollen während der Bauzeit alle Baustellenein-

richtungen ausschließlich im Baugebiet auf gegenwärtig oder zukünftig versiegelten 

Flächen untergebracht werden. 

 

Eventuellen Auswirkungen einer möglicherweise erforderlichen Grundwasserabsen-

kung und damit dem Entzug von Wasser der Baumbestände kann geeignet vorgebeugt 

werden, z. B. durch Versickerungsbrunnen, regelmäßiges Gießen usw.79 

 

Sicherung erhaltenswerter Bäume und Sträucher im Bereich von Baustellen (RAS-LG 

bzw. DIN 18920) 

Anlagebedingte Maßnahmen 

Biotope 

Der Eingriff in das Schutzgut Biotope betrifft lediglich intensiv genutzte Ackerflächen 

auf einer Fläche von rund 8,1 ha.  

 

Durch die Überplanung der Fläche mit Gebäuden (Schule, Sporthalle), Wegen und Au-

ßensportanlagen entsteht im Grunde kein wesentlicher oder erheblicher Eingriff in das 

Schutzgut Biotope. Vielmehr werden durch die vorgesehenen Maßnahmen wie die An-

lage von Grünflächen, Baum- und Heckenpflanzungen, Dachbegrünung und die An-

lage von großflächigen Wiesen im Bereich der SPE 1 bis 2 Flächen höherwertige Bio-

topstrukturen geschaffen, vgl. Tabelle 13. 

 

geplante Maßnahme  Konkretisierung der Maßnahme Flächengröße der 

Maßnahme bzw. 

Stückzahl 

SPE 1/SPE 2 

Anlage von naturnahen Wiesen 

und Krautsäumen im Zusammen-

hang mit dem Erhalt von Lebens-

räumen für die Knoblauchkröte 

(CEF 1)  

                          

14.083 m²  

SPE 1 

Pflanzung von Bäumen: 

- Hochstamm, StU 16-18 cm mit 

Fertigstellungspflege, 3 Jahre 

                                

61 Stück  

 SPE 2 

Pflanzung von 7 Parkbäumen: 

- Hochstamm, StU 20-25 cm mit 

Fertigstellungspflege, 3 Jahre  

                                  

7 Stück  

                                                
79 WILAB, E-Mail vom 31.01.2025 



Bebauungsplan Nr. 35P „Lauseberg“ OT Zepernick – Panketal, Entwurf 

  Seite 131 von 153 

geplante Maßnahme  Konkretisierung der Maßnahme Flächengröße der 

Maßnahme bzw. 

Stückzahl 

SPE 3  

Anlage einer Streuobstwiese mit 

Obstbäumen: 

- Obstbaum, Hoch- /Halbstamm, 

StU 14-20 cm, mit Db, mit F-E 3 

Jahre Pflege 

                               

155 Stück  

SPE 3  

Anlage von naturnahen Wiesen 

und Krautsäumen im Bereich der 

Streuobstwiese 

                          

13.628 m² 

Dachbegrünung Extensive Dachbegrünung 
                            

3.804 m²  

Herstellung einer Grünanlage 

(Gemeinbedarfsflächen)  

Gärtnerische gestaltete Flächen 

auf den nicht überbaubaren Flä-

chen der Gemeinbedarfsfläche: 

- Pflanzung einer Mischung aus 

Stauden, Rosen und Gehölzen 

                            

6.844 m²  

Pflanzung von Bäumen (Ge-

meinbedarfsflächen)  

Einzelbaumpflanzungen innerhalb 

der Gemeinbedarfsfläche: 

- Hochstamm, StU  16-18 cm mit 

Fertigstellungspflege, 3 Jahre 

                                

57 Stück  

SPE 4 

Randliche Wiesenfläche/ Grünstrei-

fen: 

- Anlage von naturnahen Wiesen 

und Krautsäumen im Bereich der 

Streuobstwiese 

                            

2.924 m²  

Strauch-/Heckenpflanzung 

Strauch- und Heckenpflanzung: 

- 239 m Länge x 5 m Breite = 1.195 

m² 

- Hecke Sträucher 4TR, h= 70-100 

cm, Pflanzabstand, 1x1 m, mit F-E 

Pflege 3 Jahre 

                            

1.195 m²  

Summe Maßnahmenflächen 42.478 m² 

Summe Baumpflanzungen 280 Stück 

Tab. 15: Maßnahmenübersicht 

Des Weiteren werden die Alleebäume und Baumreihen entlang der umliegenden Stra-

ßenabschnitte, soweit möglich, erhalten. Verluste können ggf. durch die noch zusätz-

lich zu errichtenden Zufahrtsbereiche und Einmündungsbereiche der Fuß- und Rad-

wege entstehen (ggf. 1 Baum pro Zufahrt/Einmündungsbereich). Es ist die Baum-

schutzverordnung des Landkreises Barnim zu beachten. Insbesondere vor dem Hin-

tergrund, dass es sich hierbei um gesetzlich geschützte Landschaftsbestandteile ge-

mäß § 29 BNatSchG (Alleen und Baumreihen) handelt. 

 

Die umfangreichen Eingrünungsmaßnahmen im Schulbereich sowie im westlichen 

Plangebiet tragen zur Biotopvernetzung und Entwicklung von Habitatstrukturen im 

Plangebiet bei. Gleichzeitig wird dadurch der Biotopverbund zwischen dem Heidewäld-

chen, Robert-Koch-Park und den Rieselfeldern hergestellt und gestärkt. Insgesamt 
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werden Begrünungsmaßnahmen im Umfang von 42.478 m² (inkl. Dachbegrünung) 

durchgeführt und 280 Einzelbaumpflanzungen vorgenommen. 

Betriebsbedingte Maßnahmen 

-Nicht zutreffend- 

Tierwelt  

Die nachfolgend beschriebenen Maßnahmen zum Artenschutz sind im Plangebiet 

durchzuführen (vgl. auch Artenschutzbeitrag).80 Im Bebauungsplan sind sie mangels 

Rechtsgrundlage nicht festsetzbar. Sie werden in tabellarischer Form als Hinweis auf 

die Planzeichnung aufgetragen. Ihre Umsetzung der Maßnahmen im Rahmen eines 

städtebaulichen Vertrages zwischen der Gemeinde und dem Landkreis gesichert. 

V CEF 1: Maßnahme für Knoblauchkröte 

Aufstellen eines Amphibienschutzzauns entlang der Waldkante nach dem Abwandern 

der Knoblauchkröten in das Laichgewässer. Dies ist je nach Witterung Ende April der 

Fall. Der Amphibienschutzzaun muss während der gesamten Bauphase stehen bleiben 

und regelmäßig geprüft und ggf. instandgesetzt werden. Idealerweise sollte der Am-

phibienschutzzaun im Nordwesten des B-Plans im Bereich der öffentlichen Grünfläche 

in einigen Metern Abstand zum Waldrand aufgestellt werden, damit Platz zum Eingra-

ben für die nach dem Laichen wieder abwandernden Knoblauchkröten verbleibt.  

V CEF 2: Maßnahme für Baumhöhlenbrütende Vögel und Fledermäuse 

Baustelleneinrichtungen dürfen nicht in der Nähe von genutzten Baumhöhlen aufge-

stellt werden. Werden besetzte Bruthöhlen in Bäumen in der Nähe der Baufelder fest-

gestellt, dürfen diese nicht durch die Baumaßnahmen negativ beeinträchtigt werden. 

Das Aufstellen von Baustelleneinrichtungen (Materiallager, Baustellencontainer usw.) 

darf nur in einem angemessenen Abstand zu den besetzten Baumhöhlen erfolgen. 

Sämtliche erhalten bleibende Bäume mit einem Stammdurchmesser größer 50 cm sind 

vor baubedingten Schädigungen (z.B. durch Baufahrzeuge) zu schützen. Hierzu sind 

die fachlich allgemein anerkannten Schutzmaßnahmen umzusetzen. 

V CEF 3: Bauzeitenregelung 

Die Baufeldfreimachung (inkl. Rodungsarbeiten) muss außerhalb der Brutzeit der Brut-

vögel und der Hauptaktivitätsperiode der Fledermäuse (01.10. - 28.02.) erfolgen, um 

Verluste im Zuge der Beseitigung von potenziellen Fortpflanzungs- und Ruhestätten zu 

vermeiden. Ggf. ist ein früherer Baubeginn möglich. Voraussetzung dafür ist eine Kon-

trolle und Freigabe der Flächen durch einen Sachverständigen. 

Gemäß § 39 Abs. 5 BNatSchG ist es generell unzulässig. Bäume, die außerhalb des 

Waldes, von Kurzumtriebsplantagen oder gärtnerisch genutzten Grundflächen stehen, 

Hecken, lebende Zäune, Gebüsche und andere Gehölze in der Zeit vom 1. März bis 

zum 30. September abzuschneiden, auf den Stock zu setzen oder zu beseitigen. 

  

                                                
80 Dipl. Ing. (FH) Heiko Menz (2024): Artenschutzbeitrag. Gymnasium Panketal. Panketal, Februar 2024 
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V CEF 4: Keine Inanspruchnahme von Grünflächen außerhalb des Baufeldes 

Im Zuge der Bauarbeiten dürfen die Grünflächen außerhalb des Baufeldes bzw. außer-

halb von explizit dafür vorgesehenen Flächen nicht beansprucht werden. Nicht zulässig 

sind z.B. Materialablagerungen, Parken von PKW, Baufahrzeugen oder Sattelzügen, 

Befahren durch PKW, Baufahrzeuge oder Sattelzüge, Errichten von Baustelleneinrich-

tungen (WC, Bürocontainer etc.), biwakieren, Lagerung von Bauschutt oder Müll usw.  

V CEF 5: Maßnahme für Brutvögel 

Um das Kollisionsrisiko zu mindern, sollte die Installation von großen Fensterfronten in 

den Gebäuden vermieden werden. Ggf. sind die Fensterflächen durch geeignete Maß-

nahmen (z.B. spezielle Folien) zu entschärfen.  

V CEF 6: Maßnahme für Brutvögel und Fledermäuse 

Die zur Fällung oder Rückschnitt vorgesehenen Bäume sind zuvor einer tiefergehen-

den Begutachtung zu unterziehen, um Höhlungen, Spalten oder sonstige Strukturen 

als potenzielle Niststätten von höhlenbewohnenden Brutvögeln oder auch Quartieren 

von Fledermäusen auszuschließen bzw. zu erfassen. Sollten potenzielle Bruthöhlen für 

Brutvögel oder Quartiere für Fledermäuse festgestellt werden, sind diese durch Ersatz-

niststätten bzw. Ersatzquartiere zu ersetzen (Siehe A CEF 1 und A CEF 2). Sollten 

Fledermäuse in Winterquartieren festgestellt werden, ist das weitere Vorgehen in Ab-

sprache mit der uNB zu koordinieren. Erfolgt die Fällung von Bäumen nicht unmittelbar 

nach der Kontrolle, sollten vorhandene Höhlungen mittels Gaze verschlossen werden, 

so dass eventuell vorhandene Fledermäuse das Quartier verlassen können aber nicht 

mehr hineingelangen. Vorzugsweise sollten diese Kontrollen Ende September bis Ok-

tober durchgeführt werden, um ggf. vorhandenen Fledermäusen Zeit zum Verlassen 

der Quartiere zu geben. Um Fledermäuse nicht in ihren Winterquartieren zu einer Zeit 

mit sehr niedrigen Außentemperaturen zu stören, wird empfohlen die Fällarbeiten im 

Oktober/November vor der "Tiefschlafphase" durchzuführen. 

V CEF 7: Bauzeitenregelung für Fledermäuse 

Die Bauarbeiten sind im Zeitraum von Ende März bis Anfang Oktober nicht nach Ein-

bruch der Dämmerung weiterzuführen. 

Fledermäuse, die die potenziell geeigneten Quartiere im Umfeld des Plangebietes nut-

zen, könnten ansonsten während der Bauphase gestört werden. Bauarbeiten nach Ein-

bruch der Dämmerung und insbesondere unter Zuhilfenahme künstlicher Beleuchtung, 

könnten Vibrationen, Lärm und Licht verursachen, Faktoren die potenziell vorkommen-

den Fledermäuse am abendlichen Ausflug hindern.  

V CEF 8: Insektenfreundliche Beleuchtung 

Zur Beleuchtung des Geländes ist eine sogenannte Insektenfreundliche Außenbe-

leuchtung zu verwenden. Vielfach geht von konventionellen Beleuchtungseinrichtun-

gen eine stark anziehende Wirkung auf nachtaktive Insektenarten aus, wobei in einer 

offenen Landschaft Insekten auch aus weiteren Entfernungen angelockt werden. Die 

nachtaktiven Arten werden daher von einer herkömmlichen Lichtquelle stark angezo-

gen und fliegen diese immer wieder bis zur Erschöpfung an. An den Lichtquellen ja-

gende Insektenfresser (z. B. Zwerg-, Rauhhaut- und Breitflügelfledermaus) sorgen zu-

sätzlich für einem hohen Individuenverlust. Daher sind insektenfreundliche Beleuch-

tungseinrichtungen für die Außenanlagen zu verwenden. Die Lichtkegel sollten nach 
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unten gerichtet werden, und in jedem Fall ist eine Bestrahlung von angrenzenden Bäu-

men zu vermeiden, sowie kein zu helles Licht zu installieren. Es wird zusätzlich emp-

fohlen insbesondere an den nächstgelegenen Gebäuden an der Nordseite (Gehölz-

reihe) auf Außenbeleuchtung weitestgehend zu verzichten. 

V CEF 9: Maßnahme für xylobionte Käferarten 

Generell sind alle zu fällenden Bäume vor der Fällung noch einmal auf Beatz von xylo-

bionten Käfern zu begutachten. Ggf. sind aus den Untersuchungsergebnissen in Ab-

sprache mit der uNB weitere Maßnahmen zu koordinieren. 

Die nachfolgend aufgeführten Maßnahmen sind vorgezogen durchzuführen: 

A CEF 1: Erhalt bzw. Einrichtung von extensiven Grünlandflächen entlang des Wald-

randes und auf öffentlichen Grünland (Größe 0,7 - 1ha) 

Entlang des Waldrandes ist zwischen dem geplanten Weg und dem Waldrand extensiv 

gepflegter Grünstreifen herzustellen, der durch eine von Knoblauchkröten nicht über-

windbare Barriere vom Fuß- bzw. Radweg abgegrenzt wird. Folgendes Pflegeregime 

wird empfohlen: 

 Mahd nur ein bis zweimal im Jahr 

 Gelegentliches, punktuelles, kleinräumiges Abschieben des Oberbodens zur 

Freilegung des grabfähigen Sandbodens und zur Förderung von jungen Bra-

chestadien  

 Belassen von stärkerem liegendem Totholz und Steinhaufen in der Umgebung 

der Laichgewässer als Versteckmöglichkeit. 

Die vorgezogene Ausgleichsmaßnahme CEF 1 wird im Bereich der SPE 1 Fläche um-

gesetzt. Die Fläche wird als Wiese mit Kräutersaum und vereinzelten Baumpflanzun-

gen entwickelt und bietet damit gleichzeitig ein geeignetes Habitat für die Knoblauch-

kröte. Im Bereich des Grünstreifens (SPE 4), südlich des Heidewäldchens, ist ebenfalls 

ein ca. 3 m breiter Grünstreifen für die Knoblauchkröte vorgesehen. Insgesamt umfas-

sen die Flächen einen Umfang von ca. 1,7 ha. Der Eingriff ist damit ausgeglichen. 

 

A CEF 2: Ausgleichsmaßnahme für höhlenbewohnende Brutvögel (vorsorglich) 

Sofern Bäume gefällt werden müssen, die potenzielle Höhlenbrutplätze aufweisen, ist 

vor der Fällung (ohne „Time-Lag-Effekt“) durch entsprechende Vogelnistkästen für 

Höhlenbrüter und Nischenbrüter Ersatz zu schaffen. Art und Anzahl der Ersatznistkäs-

ten richtet sich nach der Anzahl der zu fällenden Bäumen und der ermittelten Brutvo-

gelreviere im jeweiligen Umfeld sowie dem Ergebnis der Untersuchungen aus V CEF 

6, vgl. nachfolgende Ausführungen. 

A CEF 3: Ausgleichsmaßnahme für Fledermäuse (vorsorglich) 

Dies gilt entsprechend für Fledermäuse. Im Fall von Rodungsarbeiten müssen vor dem 

Verlust potenzieller Quartiere (ohne „Time-Lag-Effekt“, d.h. vor den Rodungsarbeiten) 

und vor Beginn der Baumaßnahmen Fledermauskästen fachgerecht in räumlicher 

Nähe an geeigneter Stelle angebracht und dauerhaft unterhalten werden. Art und An-

zahl der Ersatzquartiere richtet sich nach dem Ergebnis der gezielten Begutachtung 

der zu fällenden Gehölze. 
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Weitere Ausführungen zu den einzelnen Maßnahmen können dem Artenschutzbeitrag 

(Dipl. Ing. (FH) Heiko Menz) entnommen werden (Anlage der Begründung). 

Monitoring  

Ein Monitoring wird vorerst nicht als notwendig erachtet. 

Fazit 

Für die im UG vorkommenden Arten des Anhang IV FFH-Richtlinie und alle nachge-

wiesenen europäischen Vogelarten kann das Eintreten von Verbotstatbeständen unter 

Berücksichtigung von Vermeidungsmaßnahmen und vorgezogenen Ausgleichsmaß-

nahmen ausgeschlossen werden. Die Anwendung der Ausnahmeregelung nach § 45 

(7) BNatSchG ist nicht erforderlich.  

Artenschutzfachlich unüberwindbare Hindernisse stehen der Realisierung des Vorha-

bens nicht entgegen. 

8.6.5 Schutzgut Landschaft 

Bauzeitliche Maßnahmen 

Erhalt und Sicherung bestehender Einzelbäume, Baumgruppen und Baumreihen wäh-

rend der Baumaßnahmen. 

Anlagebedingte Maßnahmen 

Die Durchgrünung des Plangebietes im Bereich der Schul- und Sportgebäude sowie 

der Erhalt des bestehenden Baumbestandes (Alleen und Baumreihen) dienen der Min-

derung des Eingriffes in das Landschaftsbild. Das Vorhaben wird durch die geplante 

Eingrünung in die Umgebung durch geeignete Bepflanzungen z. B. Parkplatz- und 

Schulhofbegrünung eingebunden. Die Gebäude werden im niedrigen Geländeab-

schnitt des Plangebietes errichtet und die Gebäudehöhen werden an die umliegende 

Bestandsbebauung angepasst (max. dreigeschossig). Im Einzelnen sind folgende 

Pflanz- und Erhaltungsmaßnahmen zur Durchgrünung des Plangebietes vorgesehen 

und im Bebauungsplan durch textliche Festsetzungen gesichert: 

 Fläche SPE 1: 61 Baumpflanzungen inkl. Anlage naturnaher Wiesen und Kraut-

säume (TF Nr. 19), 

 Fläche SPE 2: 7 Parkbaumpflanzungen inkl. Anlage naturnaher Wiesen und 

Krautsäume (TF Nr. 20), 

 Fläche SPE 3: Anlange einer Streuobstwiese mit insgesamt 155 Obstbaum-

pflanzungen (TF Nr. 21), 

 Fläche SPE 4: Anlage von Grünstreifen in Form von naturnahen Wiesen ange-

legt (TF Nr. 22), 

 Fläche SPE 1 und 2: Herstellung einer 5 m breiten naturnahen Strauch-/He-

ckenpflanzung (TF Nr. 23), 

 Straßenverkehrsfläche: Erhaltung der vorhandenen Alleebäume (TF Nr. 15), 

 Gemeinbedarfsfläche: Pflanzung von 57 Bäumen (davon 12 in Baumrigolen) 

(TF Nr. 17 und Nr. 26) und Anlage hochwertiger gärtnerisch angelegter Flächen 

mit einer Mischung aus Stauden, Rosen und Gehölzen (TF Nr. 16) auf dem 

Schulgelände. 
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Durch die geplanten grünordnerischen Maßnahmen, wird der wesentliche Teil des 

nördlichen und westlichen Plangebietes eingegrünt und dient damit gleichzeitig der Bi-

otopvernetzung und dem Artenschutz. 

Die genannten Maßnahmen sind geeignet, den verursachten Eingriff zu minimieren. 

Betriebsbedingte Maßnahmen 

-Nicht zutreffend-  

8.6.6 Schutzgut Mensch, Bevölkerung, menschliche Gesundheit, Erholung 

Bauzeitliche Maßnahmen 

Im Sinne des Lärmschutzes sind Baustellen so zu planen und durchzuführen, dass die 

Anforderungen des BImSchG eingehalten werden und Lärm weitgehend verhindert 

bzw. vermieden wird. 

Anlagebedingte Maßnahmen 

Die Neubebauung des Plangebietes folgt dem Ziel einer geordneten städtebaulichen 

Entwicklung und reagiert damit ebenfalls auf den dringend benötigten Bedarf an Schul-

plätzen. Die landschaftliche Einbindung des Plangebietes kann durch die umfangrei-

chen Baumpflanzungen, Dachbegrünung und Schaffung von Grünräumen und Wegen 

zu einer positiven Entwicklung des Plangebietes und zum Wohlbefinden der Menschen 

beitragen. 

Betriebsbedingte Maßnahmen 

Zu erwartende Lärmimmissionen wurden im Rahmen eines Lärmgutachtens ermittelt. 

Es ergeben sich keine passiven oder aktiven Lärmschutzmaßnahmen aus dem Gut-

achten. 

8.6.7 Schutzgut Kultur- und Sachgüter 

Bodendenkmale 

In Teilen des Geltungsbereiches des Vorhabens befindet sich ein Bodendenkmal im 

Sinne von § 2 Abs. 1 und Abs. 2, Satz 4 BbgDSchG. Bei dem Bodendenkmal Nr. 40737 

handelt es sich um eine Siedlung der Bronzezeit sowie Einzelfund Mittelalter. 

 

Sollten bei den Erdarbeiten Bodendenkmale, z. B. Steinsetzungen, Mauerwerk, Erd-

verfärbungen, Holzpfähle oder -bohlen, Scherben, Stein- oder Metallgegenstände, 

Knochen o.ä., entdeckt werden, sind diese unverzüglich der Unteren Denkmalschutz-

behörde und dem Brandenburgischen Landesamt für Denkmalpflege und Archäologi-

schen Landesmuseum anzuzeigen (§ 11 Abs. 1 u. 2 BbgDSchG). Die aufgefundenen 

Bodendenkmale und die Entdeckungsstätte sind mindestens bis zum Ablauf einer Wo-

che nach der Anzeige, auf Verlangen der Denkmalschutzbehörde ggf. auch darüber 

hinaus, in unverändertem Zustand zu erhalten und in geeigneter Weise vor Gefahren 

für die Erhaltung zu schützen (§ 11 Abs. 3 BbgDSchG).  

 

Funde sind dem Brandenburgischen Landesamt für Denkmalpflege und Archäologi-

schen Landesmuseum zu übergeben (§ 11 Abs. 4 und § 12 BbgDSchG). 

Die Bauausführenden sind über diese gesetzlichen Auflagen zu belehren. 
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Bodendenkmale unterliegen in ihrem gesamten Umfang den Schutzvorschriften des 

Brandenburgischen Denkmalschutzgesetzes - BbgDSchG - vom 24. Mai 2004 (GVBl. 

I S. 215). Daher besteht bei Bodeneingriffen in Bodendenkmale eine denkmalrechtliche 

Erlaubnispflicht. 

8.7 Anderweitige Planungsmöglichkeiten 

Denkbar wäre ein Verzicht auf die Planung, allerdings müssten die Schulkapazitäten 

dann an anderer Stelle geschaffen werden. Die Bereitstellung von Schulplätzen ist eine 

Pflichtaufgabe der öffentlichen Hand und nach den vorliegenden Prognosen werden 

die Schülerzahlen in den kommenden Jahren ansteigen. 

8.7.1 Standortalternativen 

Siehe Kapitel 5.1 der Begründung. 

8.7.2 Konzeptalternativen 

Im Rahmen der Machbarkeitsstudie wurden unterschiedliche Varianten entwickelt und 

überprüft, siehe Kapitel 5.2. 

8.8 Nachteilige Auswirkungen aufgrund der Anfälligkeit für schwere Unfälle 

und Katastrophen 

Erhebliche Auswirkungen nach § 1 Abs. 6 Nummer 7 Buchstabe j BauGB beziehen 

sich auf Auswirkungen, die unbeschadet der Regelung des § 50 Satz 1 des Bundes-

Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) aufgrund der Anfälligkeit der nach dem Bebau-

ungsplan zulässigen Vorhaben für schwere Unfälle oder Katastrophen zu erwarten 

sind, auf die Schutzgüter gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 a - d und i, das sind: 

a) die Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen, Fläche, Boden, Wasser, Luft, 

Klima und das Wirkungsgefüge zwischen ihnen sowie die Land-

schaft und die biologische Vielfalt, 

b) die Erhaltungsziele und der Schutzzweck der Natura 2000-Gebiete 

im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes, 

c) umweltbezogene Auswirkungen auf den Menschen und seine Ge-

sundheit sowie die Bevölkerung insgesamt, 

d) umweltbezogene Auswirkungen auf Kulturgüter und sonstige Sach-

güter, 

e) die Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Belangen des Um-

weltschutzes nach den Buchstaben a bis d. 

Durch das Vorhaben sind derzeit keine Risiken für die menschliche Gesundheit, das 

kulturelle Erbe oder die Umwelt (z. B. Unfälle und Katastrophen) zu erwarten. 

8.9 Gesamtbewertung der Umweltauswirkungen 

Unter Berücksichtigung der schutzgutbezogenen Maßnahmen zur Vermeidung und 

Verringerung nachteiliger Auswirkungen ergeben sich mit Umsetzung der Planung nen-

nenswerte Beeinträchtigungen lediglich für die Schutzgüter Boden und Arten durch den 

dauerhaften Verlust von bisher unversiegelten Böden. Aufgrund der bereits bestehen-
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den Vorbelastungen und Nutzungen des Plangebietes sind die Umweltfolgen der mög-

lichen Wechselwirkungen als mäßig zu beurteilen. Eine Verstärkung der erheblichen 

Umweltauswirkungen ist im Bebauungsplan nicht zu erwarten. 

8.9.1 Beschreibung der geplanten Maßnahmen zur Überwachung der erhebli-
chen Auswirkungen der Durchführung des Bebauungsplans auf die Um-
welt 

Die Städte und Gemeinden sind verpflichtet, die erheblichen Umweltauswirkungen, die 

aufgrund der Durchführung der Bauleitpläne eintreten, zu überwachen, um insbeson-

dere unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen frühzeitig zu ermitteln und in der 

Lage zu sein, geeignete Maßnahmen zur Abhilfe zu ergreifen (vgl. § 4c BauGB). Es 

werden insbesondere folgende Maßnahmen zur Überwachung etwaiger erheblicher 

Umweltauswirkungen ergriffen, vgl. nachfolgende Tabelle.  

 
Von erheblichen 

Auswirkungen vo-
raus. betroffene 

Schutzgüter 

Was soll über-
wacht werden? 

Wie soll 
überwacht 
werden? 

Wer 
über-

wacht? 

Wann wird über-
wacht? 

Schutzgut Tiere, 
Pflanzen und biolo-
gische Vielfalt 

Vollzug sowie Erhal-
tung und Entwick-
lung der grünordneri-
schen Maßnahmen 
und der Maßnahmen 
für den Artenschutz 

Kontrollbege-
hungen 

LK/Ge-
meinde 

Grundsätzlich: bei 
Umsetzung und Pla-
nung  

Monitoring im 1., 3. 
und 5. Jahr nach der 
Anbringung der Er-
satzhabitate  

 

Schutzgut Boden Umsetzung der vor-
gesehenen Aus-
gleichsmaßnahmen, 
Überwachung der 
fachgerechten Ent-
wicklung und Pflege 

Kontrollbege-
hungen 

LK/Ge-
meinde 

Grundsätzlich: bei 
Umsetzung und Pla-
nung  

 

Schutzgut Biotope Umsetzung der vor-
gesehenen Aus-
gleichsmaßnahmen, 
Überwachung der 
fachgerechten Ent-
wicklung und Pflege  

Kontrollbege-
hungen 

LK/Ge-
meinde 

Grundsätzlich: bei 
Umsetzung und Pla-
nung  

Empfehlung: 

Baumpflanzungen: 
3.-jährige Entwick-
lungspflege 

Grünanlagen: 1-jäh-
rige Fertigstellungs-
pflege, danach 3-jäh-
rige Entwicklungs-
pflege 

Dachbegrünung: Fer-
tigstellungspflege, 1-
jährige Entwicklungs-
pflege und Unterhal-
tungspflege 

Tab. 16: Zusammenstellung erhebliche Auswirkungen Schutzgüter 
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8.10 Eingriffs-/ Ausgleichsbilanzierung im Rahmen des Eingriffs durch den Bebauungsplan 

Schutzgut Art des Eingriffs Fläche in m²/ 

Kostenäquiva-

lent 

Maßnahmen-

art 

Maßnahme Maßnahmensiche-

rung durch 

Bilanz 

Boden und 

Fläche 

Neuversiegelung von 

Boden durch Schul- 

und Sportgebäude, 

Rad- und Fußwege 

3,46 ha Neuver-

siegelung von 

intensiv genutz-

ten Lehmacker-

flächen 

Eingriff als Kos-

tenäquivalent 

312.271 € 

Ausgleich, 

Vermeidung 

und Minde-

rung 

280 Baumpflanzungen (SPE 1 

bis 3 und Schulfläche), Anlage 

von extensiven Wiesen und 

Krautsäumen rund 3,2 ha (SPE 

1 bis 4), extensive Dachbegrü-

nung ca. 0,38 ha (60 % der 

Dachflächen), flächenhafte 

Strauch-/Heckenpflanzung ca. 

0,12 ha, Baustelleneinrichtun-

gen ausschließlich auf zukünftig 

versiegelten Flächen, Erhaltung 

von Baumreihen/ Alleen, gärt-

nerisch angelegte Flächen auf 

den unbebauten Gemeinbe-

darfsflächen (ca. 0,68 ha, dort 

Pflanzung von Stauden, Rosen 

und Gehölzen),  

Wege innerhalb der Gemeinbe-

darfsfläche in wasser- und luft-

durchlässiger Bauweise  

Summe der Ausgleichsmaß-

nahmen als Kostenäquivalent 

ca. 314.629 €  

TF 15 -24 und Si-

cherung der Um-

setzung und Unter-

haltung im städte-

baulichen Vertrag 

Der Eingriff kann durch die 

genannten Maßnahmen 

ausgeglichen werden.  
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Schutzgut Art des Eingriffs Fläche in m²/ 

Kostenäquiva-

lent 

Maßnahmen-

art 

Maßnahme Maßnahmensiche-

rung durch 

Bilanz 

Wasser Versiegelung bisher 

nicht versiegelter Flä-

chen, Trinkwasser-

schutzgebiet 

- Vermeidung, 

Minderung 

Versickerung des anfallenden 

Niederschlagswassers im Plan-

gebiet (z.B. Mulden, Grünflä-

chen, Dachflächen/ extensive 

Dachbegrünung), soweit Boden-

verunreinigungen nicht entge-

genstehen. Erhalt von Gehöl-

zen, Herstellung von Grünanla-

gen (extensive Mähwiesen) und 

Baum- und Strauchpflanzungen, 

Einhaltung der Wasserbilanz 

von 5 % Veränderung zum un-

bebauten Zustand, Baumrigolen 

TF 14 bis 26 und 

Sicherung der Um-

setzung und Unter-

haltung im städte-

baulichen Vertrag 

Kein zu kompensierender 

Eingriff 

Biotope Kein Eingriff, intensiv 

genutzter Lehmacker 

- Vermeidung 

und Minde-

rung 

Strauch-/Heckenpflanzung ca. 

0,12 ha , 280 Baumpflanzungen, 

Anlage von Grün- und Freianla-

gen in hoher Qualität, extensive 

Dachbegrünung 0,38 ha, 

Baustelleneinrichtungen aus-

schließlich auf zukünftig versie-

gelten Flächen, Schaffung 

neuer Habitatstrukturen, Erhalt 

von Alleen und Baumreihen, 

Herstellung einer Biotopvernet-

zung zwischen Heidewäldchen, 

Rieselfelder und Robert-Koch-

TF 15 bis 24 und Si-

cherung der Umset-

zung und Unterhal-

tung im städtebauli-

chen Vertrag 

Kein zu kompensierender 

Eingriff 
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Schutzgut Art des Eingriffs Fläche in m²/ 

Kostenäquiva-

lent 

Maßnahmen-

art 

Maßnahme Maßnahmensiche-

rung durch 

Bilanz 

Park, Herstellung von Grünanla-

gen auf rund 3,2 ha. 

Arten Vegetationsflächen- 

und Lebensraumver-

lust für Fledermäuse, 

Vögel und Amphibien 

- CEF, Aus-

gleich, Ver-

meidung und 

Minderung 

Schutzeinrichtung für Amphi-

bien, Baumschutzmaßnahmen, 

Bauzeitbeschränkung, Maßnah-

men zur Verhinderung von Vo-

gelschlag, Baumkontrolle, Neu-

anlage von Grünflächen und 

Baumpflanzungen, Schutzmaß-

nahmen während der Bauzeit, 

Dachbegrünung 

TF 15 bis 24 und 

Sicherung der Um-

setzung und Unter-

haltung im 

Der Eingriff kann im Plan-

gebiet und durch die bereits 

durchgeführten CEF-Maß-

nahmen kompensiert wer-

den.  

Bei erforderlicher Fällung 

weiterer Quartiersgehölze 

ist der erforderliche Kom-

pensationsumfang im Rah-

men des Baugenehmi-

gungsverfahrens festzule-

gen. 

Klima und 

Luft 

Kleinklimatische Ver-

änderung (Erhöhung 

Wärmespeichervermö-

gen), Minderung der 

Frischluftfunktion 

- Vermeidung, 

Minderung, 

Ausgleich 

Neuanlage von Gehölzen und 

flächenhafter Vegetationsflä-

chen, Versickerung der Nieder-

schläge vor Ort, extensive 

Dachbegrünung 

TF 15 bis 26 Kein zu kompensierender 

Eingriff 

Landschaft Veränderung des 

Landschaftsbildes 

durch Bebauung 

- Vermeidung, 

Minderung 

Schaffung neuer Grünstrukturen 

und Wegebeziehungen, Erhalt 

von Baumbeständen, Eingrü-

nung durch Bäume und Hecken-

strukturen, höhentechnisch an-

gepasste Bebauung  

TF 15 bis 24 Kein zu kompensierender 

Eingriff 
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Schutzgut Art des Eingriffs Fläche in m²/ 

Kostenäquiva-

lent 

Maßnahmen-

art 

Maßnahme Maßnahmensiche-

rung durch 

Bilanz 

Mensch Kein Eingriff  - Herstellung von Grünflächen 

und Wegeverbindungen, Schaf-

fung neuer Orte zur Erholungs-

nutzung, Deckung des Bedarfs 

an Schulplätzen 

- - 

Tab. 17: Zusammenfassung Eingriffs- Ausgleich  
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8.11 Zusätzliche Angaben 

8.11.1 Verwendete technische Verfahren bei der Umweltprüfung / Schwierigkeiten bei 
der Zusammenstellung der Angaben 

Technische Verfahren bei der Umweltprüfung 

Zur Beurteilung der Planung aus Sicht von Natur- und Landschaftsschutz greift der Umwelt-

bericht auf die darin enthaltene aktuelle Eingriffs-Ausgleichsbilanz zurück. Weitere Vorlagen 

für die Umweltprüfung waren vorhandene Pläne, Luftbilder, Gutachten, Untersuchungen, Ge-

setze und Handlungsanleitungen für die Bewertung der relevanten Daten (siehe Literaturliste). 

Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der Angaben 

Es sind keine Schwierigkeiten aufgetreten, die die Beurteilung der Erheblichkeit von möglichen 

Umweltauswirkungen des Planungsvorhabens maßgeblich eingeschränkt haben. 

8.11.2 Maßnahmen zur Überwachung erheblicher Umweltauswirkungen  

Durch die Umweltüberwachung (Monitoring) sollen insbesondere unvorhergesehene nachtei-

lige Umweltauswirkungen in der Folge der Durchführung der Bauleitpläne frühzeitig ermittelt 

werden, sodass geeignete Maßnahmen zur Abhilfe ergriffen werden können. 

Die Ausführung der Kompensationsmaßnahmen ist nach Beendigung der Baumaßnahme zu 

überprüfen und die Bilanz fortzuschreiben. Die Gemeinde Panketal und der Landkreis Barnim 

als Vorhabenträger sind für die Umsetzung und Funktionskontrolle der Vermeidungs-, Mini-

mierungs- und Ausgleichsmaßnahmen verantwortlich. 

8.11.3 Allgemein verständliche Zusammenfassung 

Mit der Aufstellung des Bebauungsplans wird die Entwicklung eines Schulstandortes baupla-

nungsrechtlich vorbereitet, indem eine Gemeinbedarfsfläche mit der Zweckbestimmung 

„Schule und Sport“ gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB festgesetzt wird. Die zu beurteilende Zu-
lässigkeit von Vorhaben im Plangebiet wird durch planerische Festsetzungen vorgegeben. 

Dies geschieht im Interesse einer nachhaltigen, geordneten städtebaulichen Entwicklung. Das 

Gelände liegt direkt an den Straßen Buchenallee, Schönower Straße und Robert-Koch-Straße 

und ist somit verkehrstechnisch erschlossen. Aufgrund der umgebenden Bebauung ist das 

Planvorhaben an die bestehenden Siedlungsflächen angebunden. 

 

Das Bauvorhaben besteht aus einem Schulgebäude mit Sporthalle und einer Sportfläche. Des 

Weiteren befindet sich im Plangebiet eine bestehende Wohnbebauung im nördlichen Plange-

bietsabschnitt. Das Plangebiet wird in den Randbereichen durch Baum- und Strauchpflanzun-

gen eingegrünt. Im Bereich der Grünfläche sowie der vorgesehenen Ausgleichsfläche im Nor-

den sind zudem Wegverbindungen geplant.  

 

Eine besondere Herausforderung stellt die Topografie des Plangebietes dar. Aufgrund der Hö-

henunterschiede und der damit einhergehenden Gefällesituation, wurde ein Entwässerungs-

konzept erarbeitet. Des Weiteren wurde im Rahmen eines Gutachtens die Verträglichkeit des 

Planvorhabens mit der für das Plangebiet geltenden Wasserschutzgebietsverordnung geprüft. 

 

Auswirkungen des Bauleitplanes auf die Umwelt durch die geplante Bebauung sind dadurch 

zu erwarten, dass durch die geplanten Bauwerke Boden und Bodenfunktionen und damit ver-
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bunden der Lebensraum von Tieren und Pflanzen sowie Biotope (intensiv genutzte Ackerflä-

che) verloren gehen. Die bestehenden Baumreihen entlang der umliegenden Straßenver-

kehrsflächen bleiben weitgehend erhalten. Eingriffe sind ggf. durch die vorgesehenen zwei bis 

drei zusätzlichen Zufahrten möglich. 

 

Durch die geplanten Maßnahmen zur Vermeidung, Minderung und zum Ausgleich können ne-

gative Auswirkungen auf die Umweltbelange im Plangebiet kompensiert werden. Unter ande-

rem sind dies: 

 die Festsetzungen zum Erhalt und zum Pflanzen von insgesamt 280 Einzelbäumen 

(SPE 1 bis 3, innerhalb der Gemeinbedarfsfläche), 

 die Festsetzungen von Maßnahmenflächen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwick-

lung von Boden, Natur und Landschaft zur flächenhaften Anlage von Wiesenflächen 

(SPE 1 bis SPE 4) 

 die Festsetzung zur Eingrünung der Wohnbaufläche durch eine Strauch-/Heckenpflan-

zung 

 die Festsetzung zur Herstellung einer extensiven Dachbegrünung mit einem Anteil von 

60 % auf den Dachflächen 

 die Festsetzung zur Anlage gärtnerisch gestalteter Flächen innerhalb der Gemeinbe-

darfsfläche auf den nicht überbaubaren Flächen. 

 Regelungen zur Einhaltung der Wasserbilanz (z. B. Reduzierung der GR auf das not-

wendige Maß, Freihaltung von versickerungsfähigen Flächen durch Rücknahme der 

Baugrenzen, Festsetzung zur Einhaltung der Wasserbilanz und Anlage von Baumrigo-

len) 

 Festsetzung zum luft- und wasserdurchlässigen Aufbau von Wegen innerhalb der Ge-

meinbedarfsfläche 
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9 Auswirkungen des Bebauungsplanes 

9.1 Auswirkungen auf die Siedlungsstruktur 

Wesentliche raumordnerische und städtebauliche Konflikte werden durch das Bauvorhaben 

nicht ausgelöst. Mit der Anlage eines neuen Schulstandortes sollen die städtebaulichen Ziele 

der Gemeinde wie auch des Landkreises umgesetzt werden. Das Plangebiet schließt räumlich 

und erschließungsmäßig an die vorhandene Siedlungsbebauung an, womit die Anforderungen 

des Ziels 5.2. LEP-HR „Neue Siedlungsflächen sind an vorhandene Siedlungsgebiete anzu-
schließen“ erfüllt sind. 

 

Der Bebauungsplan kann nicht aus dem Flächennutzungsplan entwickelt werden. Der Flä-

chennutzungsplan wird daher im Parallelverfahren angepasst. 

9.2 Auswirkung auf die Wohnbedürfnisse und Arbeitsstätten 

Wohnbedürfnisse 

Der Bebauungsplan hat indirekt positive Auswirkungen auf die Wohnbedürfnisse der Bevölke-

rung, weil die Versorgung mit Schulplätzen zu den wichtigsten Wohnfolgeeinrichtungen gehört. 

 

Arbeitsstätten 

Für den Schulbetrieb wird entsprechendes Personal erforderlich (Lehrerinnen und Lehrer, Er-

zieherinnen und Erzieher, Hausmeister, Sekretariat). Diese Arbeitsplätze werden neu geschaf-

fen. Da der Betrieb von Schulen eine staatliche Pflichtaufgabe darstellt, muss das Personal 

dauerhaft aus öffentlichen Mitteln finanziert werden. 

9.3 Soziale Auswirkungen 

Der Bebauungsplan schafft die planungsrechtlichen Grundlagen für den Neubau eines Schul-

standortes. Dies trägt zu einer stabilen und sicheren Daseinsvorsorge im Bildungsbereich des 

Landkreises und der Gemeinde Panketal bei. Die Planung hat daher positive soziale Auswir-

kungen. 

9.4 Auswirkungen auf den Verkehr 

Im Rahmen des Verfahrens wurde eine verkehrstechnische Untersuchung erstellt81. Diese Un-

tersuchung soll zum einen ermitteln, ob die umgebenden Knotenpunkte ausreichend leistungs-

fähig sind, um den zukünftig zu erwartenden Verkehr abzuwickeln. Gleichzeitig liefert die Un-

tersuchung die Eingangsdaten, um die Auswirkungen der Planung auf die Verkehrslärmbelas-

tung zu ermitteln, vgl. hierzu Kap. 7.4. Zum anderen soll ermittelt werden, inwieweit sich Aus-

wirkungen hinsichtlich Fuß- und Radverkehr sowie öffentlichem Verkehr ergeben und welche 

Maßnahmen zugunsten dieser Verkehre ggf. angezeigt sind. Hinsichtlich Fuß- und Radverkehr 

wird die Einbeziehung der Schönower Straße bis zur Ladestraße und die Fuß- und Radver-

kehre auf der Schönower Straße in die Untersuchung einbezogen. 

 

                                                
81 Schlothauer & Wauer Ingenieurgesellschaft für Straßenverkehr mbH: Verkehrstechnische Untersuchung 

Bebauungsplan 35 P „Lauseberg“, Gemeinde Panketal OT Zepernick“, Neubau Gymnasium Panketal.  

Berlin, 15. Dezember 2025 
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Kfz-Verkehre 

Um belastbare Eingangsdaten zu erhalten, wurden Verkehrszählungen durchgeführt. Es er-

folgten über 24 Stunden an den drei umliegenden Knotenpunkten: 

 KP1 - Schönower Straße/Robert-Koch-Straße,  

 KP2 - Buchenallee/Robert-Koch-Straße,  

 KP3 - Schönower Straße/Buchenallee., 

Darüber hinaus wurden an der Schönower Straße südlich der Haltestelle Am Heidehaus (Q1) 

und an der Buchenallee zwischen Holbeinstraße und Eosanderstraße (Q2) Querschnittszäh-

lungen über eine Woche durchgeführt. Für die Schönower Straße ergibt sich nach Umrech-

nung gemäß der im Land Brandenburg gültigen Vorgaben eine durchschnittliche tägliche Ver-

kehrsbelastung (DTV) von rund 4.100 Kfz.  

Die Prognose der Verkehrsentwicklung erfolgt anhand der Bevölkerungsprognose der Ge-

meinde Panketal, die auf Grundlage des „Integrierten Gemeindeentwicklungskonzeptes Pan-

ketal 2040“ (IGEK) erstellt wird (vgl. auch Kap. 7.4.1), Diese Bevölkerungsprognose wird jähr-
lich angepasst, zuletzt erfolgte dies im Mai 2025. Danach wird die Einwohnerzahl Panketals 

im Jahr 2042 bei rund 24.000 Einwohnern liegen (24.031). Das wäre gegenüber dem Stand 

31.12.2023, das ist in etwa der Zeitpunkt der Verkehrszählung, ein Zuwachs von 13,4%. Folg-

lich wurden die Zähldaten mit dem Faktor 1.134 multipliziert. Benachbarte Bauvorhaben, die 

bis 2042 realisiert sein könnten, wurden nicht gesondert betrachtet, da diese in der Prognose 

bereits enthalten sind.  

In der Prognose ergibt sich für das Jahr auf der Schönower Straße in Höhe des Schulgrund-

stücks ein Verkehr von rund 4.650 Kfz, davon entfallen 425 Kfz auf die Frühspitze (zwischen 

7 und 8 Uhr) und 567 Kfz auf die Nachmittagsspitze (zwischen 15 und 16 Uhr). 

Diesen Prognosewerten wird das zu erwartende Verkehrsaufkommen der Schule und die 

Sportanlagen hinzuaddiert. Erwartet werden 782 Kfz-Fahrten/Werktag, die sich folgt auf die 

Nutzerarten verteilen:  

 50 Kfz-Fahrten/24 h durch Beschäftigtenverkehre,  

 720 Kfz-Fahrten /24 h durch Nutzer-/Besucherverkehre sowie  

 12 Kfz-Fahrten /24 h durch Wirtschaftsverkehre. 

Die Verteilung dieser Verkehre – d.h. die Frage, aus welcher Richtung sie kommen – wurde in 

Abstimmung mit dem Landkreis Barnim abgeschätzt. Dabei wurde zwischen dem Schülerver-

kehr und sonstigen Verkehren unterschieden. Aus dem Straßennetz im Planungsraum erge-

ben sich drei Einzugsgebiete:  

 Bernau/Schönow (Nord)  

 Panketal, Ahrensfelde und Werneuchen (Südost) sowie  

 Panketal, Wandlitz und Mühlenbecker Land (Südwest).  

Ausgegangen wird davon, dass die Kfz-Verkehre (Quell- und Zielverkehr) zu einem Anteil von 

20% aus Richtung Norden (Bernau/Schönow) und zu einem Anteil von jeweils 40% aus Rich-

tung Südost (Panketal/Werneuchen) bzw. Südwest (Panketal/Mühlenbecker Land) kommen 

Prognostiziert wird mit Berücksichtigung der Schule auf der Schönower Straße ein DTV von 

rund 5.000 Fahrzeugen auf der Schönower Straße und von rund 1.200 Kfz auf der Robert-

Koch-Straße. Die Prognose zeigt, dass das Verkehrsaufkommen mit Berücksichtigung Schule 

im Vergleich zu der Entwicklung ohne die Schule nicht wesentlich unterscheidet.  
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Die Leistungsfähigkeitsberechnung für die drei umgebenden Knoten wird anhand der Quali-

tätsstufen des Handbuchs für die Bemessung von Straßenverkehrsanlagen (HBS) durchge-

führt (für Knotenpunkte ohne Lichtsignalanlagen auf Stadtstraßen).82 Das HBS bewertet die 

Leistungsfähigkeit anhand von Wartezeiten, die in 95% der Fälle nicht überschritten werden. 

Dabei stellt wobei A die günstigste Stufe dar (mittlere Wartezeit < 10 Sekunden). Die Knoten-

punkte Schönower Straße/Robert Koch-Straße und Robert Koch-Straße/Buchenallee werden 

jeweils mit der Stufe A bewertet. Der Knotenpunkt Schönower Straße/Buchenallee kann nicht 

nach der HBS bewertet werden, weil er als abknickende Vorfahrt geregelt ist. Dessen unge-

achtet sind auch an diesem Knoten keine Konflikte ersichtlich. 

Überprüft wurde auch die Leistungsfähigkeit der Grundstückszufahrten. Die genaue Lage der 

Zufahrten steht noch nicht fest. Nach den Festsetzungen des Bebauungsplans sind je eine 

Zufahrt an der Schönower Straße und an der Robert-Koch-Straße zulässig (Festsetzung Nr. 

12). Ergänzend ist eine Zufahrt an der Buchenallee zulässig (Festsetzung 13), die jedoch nur 

eine untergeordnete Funktion haben darf. In der Verkehrsuntersuchung wurden daher zwei 

Variant en betrachtet: Alleinige Grundstückszufahrt an der Schönower Straße und alleinige 

Zufahrt an der Robert-Koch-Straße. Dies sind gleichzeitig die beiden verkehrlich ungünstigsten 

Varianten, weil sich der gesamte Kfz-Verkehr jeweils an einer Stelle konzentriert. Es ergibt 

sich für beide Zufahrten die Qualitätsstufe A. Dies gilt sowohl für die Früh- als auch für die 

Nachmittagsspitze. Verkehrliche Konflikte sind nicht zu erwarten.  

Öffentlicher Verkehr 

Das Schulgelände wird durch den S-Bahnhof Zepernick (Entfernung ca. 350 Meter in südöst-

liche Richtung) und durch die Bushaltestelle „Am Heidehaus“ erschlossen). Der Bahnhof Ze-

pernick wird durch die S-Bahnlinie S2 im 20-Minutentakt bedient. Die Bushaltestelle „Am Hei-
dehaus“ befindet sich an der Schönower Straße nordöstlich des Plangebiets, die Entfernung 

beträgt etwa 200 Meter. Sie wird den Linien 868 und 900 bedient, die Busse verkehren in der 

Hauptverkehrszeit alle 10 – 20 Minuten. Die ÖPNV-Anbindung des Plangebiet ist damit von 

guter Qualität. 

Mit der Errichtung der Schule wird es erforderlich, die Haltestelle am Heidehaus zu erweitern. 

Eine erste Abstimmung mit dem Betreiber, der Barnim-Busgesellschaft, hat ergeben, dass 

Haltstellenbereich soll verlängert werden, wobei die Busse weiterhin auf der Straße halten. 

Busbuchten sind nicht erforderlich. 

Fuß- und Radverkehr  

Zur Erhöhung der Verkehrssicherheit ist vorgesehen, dass auf der Schönower Straße durch-

gängig eine Geschwindigkeitsbegrenzung auf 30 km/h gelten soll.  Eine Tempo-30-Regelung 

gilt gegenwärtig südlich des Vorhabengrundstücks zwischen S-Bahnhof und Kreuzung Robert-

Koch-Straße sowie weiter nördlich vor der Kindertagesstätte „Traumschloss“, dort begrenzt 
auf den Zeitraum zwischen 6.00 Uhr und 17.00 Uhr, nicht jedoch vor dem Plangebiet. Bei der 

Straßenverkehrsbehörde soll beantragt werden, die Tempo-30 Regelung gemäß § 45 Stra-

ßenverkehrsordnung auch dort anzuordnen, ggf. ebenfalls mit Begrenzung auf den Zeitraum 

zwischen 6.00 Uhr und 17.00 Uhr. Im Bebauungsplan kann dies mangels Rechtsgrundlage 

nicht geregelt werden.  

                                                
82 Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen (FGSV) (Hrsg.): Handbuch für die Bemessung 

von Straßenverkehrsanlagen (HBS), Köln, 2015 
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Wird die Höchstgeschwindigkeit 50 km/h beibehalten, empfiehlt die verkehrstechnische Unter-

suchung, an der Schönower Straße eine Querungshilfe anzulegen. Im Falle einer 30 km/h-

Regelung ist keine Querungshilfe erforderlich. Auch auf gesonderte Radverkehrsanlagen kann 

dann verzichtet werden. 

Die verkehrstechnische Untersuchung nimmt darüber hinaus eine Gesamtbetrachtung des Ab-

schnitts der Schönower Straße zwischen dem Plangebiet und dem S-Bahnhof bzw. bis zur 

Ladestraße vor und identifiziert verkehrliche Defizite, die insbesondere den Radverkehr be-

treffen. Es werden Maßnahmen zur Verbesserung der Verkehrssituation vorgeschlagen, über 

deren weitere Verfolgung unabhängig von diesem Bebauungsplan entschieden werden muss. 

9.5 Immissionen 

Die Auswirkungen der Planung auf die Immissionssituation werden in Kap. 7.4 der Begrün-

dung erläutert. 

9.6 Auswirkungen auf Natur und Umwelt 

Die zu erwartenden Konflikte mit Natur und Umwelt resultieren aus Einwirkungen, welche im 

Zuge der Umsetzung der bauplanungsrechtlichen Festsetzungen bau-, anlagen- und betriebs-

bedingt auftreten und als Eingriffe zu betrachten sind. Baubedingte Einwirkungen, wie z. B. 

Baufahrzeugverkehr und Baustellenlärm, treten nur zeitweise während der Bauphase auf. An-

lagenbedingte Einwirkungen, wie die Versiegelung von Vegetationsflächen, sind dagegen 

meist dauerhafter Art. Betriebsbedingte Einwirkungen treten schließlich dann auf, wenn wie im 

vorliegenden Fall die neu angelegten Bereiche genutzt werden können. 

Die Darstellung und Bewertung der Eingriffe in Natur und Landschaft sowie deren erforderliche 

Kompensation erfolgt im Rahmen des Umweltberichtes (Kapitel 8). 

 

Etwaige Auswirkungen hinsichtlich des Artenschutzes wurden im Rahmen eines Artenschutz-

fachbeitrages untersucht und sind ebenfalls Bestandteil des Umweltberichts.  

 

Im Ergebnis ist im Wesentlichen mit Auswirkungen auf die Schutzgüter Boden und Arten zu 

rechnen. Die entsprechend erforderlichen Maßnahmen wurden durch die entsprechenden 

Fachplaner ermittelt und im Umweltbericht beschrieben. Die Eingriffe in die verschiedenen 

Schutzgüter können durch die im Plangebiet vorgesehenen Kompensationsmaßnahmen aus-

geglichen werden. 

9.7 Finanzielle Auswirkungen 

Die Kosten für die Errichtung und den späteren Betrieb der Schule trägt der Landkreis Barnim 

als der zuständige Schulträger. Auch die Kosten des Bebauungsplanes und deren Umsetzung 

trägt der Landkreis Barnim. Abweichungen davon werden in einem gesondert zu schließenden 

städtebaulichen Vertrag zwischen Landkreis und dem Plangeber der Gemeinde Panketal ge-

regelt.  
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